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Editorial 


Mit dem Zusammenbruch der »real- 
sozialistischen« Regimes in Osteuropa 
hatte sich der Kapitalismus (zumindest 
bis auf weiteres) als weitgehend kon- 
kurrenzloses Unternehmen durchge- 
setzt. Aber nur kurz war von einer 
»Neuen Weltordnung« oder gar von ei- 
ner »Friedensdividende«, die Wohl- 
stand für alle bringen sollte, die Rede: 
wie kriegerisch die neue Zeit war, 
machte der Krieg gegen den Irak eben- 
so klar wie die Nationalitätenkonflikte 
in den Nachfolgestaaten der Sowjetuni- 
on und der Bürgerkrieg in Jugoslawien 
(vgl. dazu PROKLA 84, Neuaufteilung 
der Welt und PROKLA 87, Nationa- 
lismus am Ende des 20. Jahrhunderts). 
Nachdem die alte Konfliktlinie zwi- 
schen Ost und West weitgehend besei- 
tigt war, schien nun diejenige zwischen 
Nord und Süd an Bedeutung zu gewin- 
nen. Und bald wurde im siegreichen 
Westen auch ein neuer Feind ausge- 
macht: Die Bedrohung von Freiheit, 
Demokratie, abendländischer Kultur 
und Kapital kam jetzt nicht mehr aus 
einem »kommunistischen« Reich des 
Bösen, sie ging jetzt von einem vor al- 
lem im Nahen und Mittleren Osten an- 
gesiedelten »Fundamentalismus« aus. 
Autoren wie Samuel Huntington, die 
prognostizierten, daß die Zukunft nicht 
mehr durch Auseinandersetzungen zwi- 
schen Ideologien, sondern zwischen 
Kulturen geprägt wird, hatten (und ha- 
ben) Konjunktur. Gerade in der Kon- 


struktion des Feindbildes »Fundamen- 
talismus« wird aber nicht nur der west- 
liche Anteil am Aufstieg fundamenta- 
listischer Bewegungen (wie etwa in den 
80er Jahren in Afghanistan, wo es ge- 
gen den kommunistischen Feind ging) 
geflissentlich übersehen, auch die fun- 
damentalistischen Tendenzen im We- 
sten, sei es nun in Gestalt einer wieder- 
erwachten Religiosität, eines neuen 
Puritanismus oder des marktwirtschaft- 
lichen Fundamentalismus der herr- 
schenden ökonomischen Theorie gera- 
ten dabei nicht in den Blick (vgl. zu 
diesen Seiten PROKLA 96, Fundamen- 
talismus und neue Religiosität). 

Mit dem Ende des Ost-West-Gegen- 
satzes wurden aber auch die Konflikt- 
linien innerhalb der (entwickelten) ka- 
pitalistischen Welt deutlicher sichtbar: 
Statt daß eine »Friedensdividende« zu 
mehr Wohlstand und sozialer Sicher- 
heit für alle geführt hätte, erleben wir 
eine verstärkte Konkurrenz der kapitali- 
stischen Zentren, die zu einem immer 
größeren Druck auf die lohnabhängige 
Bevölkerung führt: unter der Parole der 
»Standortsicherung« wird der Angriff 
auf sozialstaatliche und arbeitsrechtli- 
che Regelungen geführt und von den 
Beschäftigten Lohnverzicht als Preis 
für die Erhaltung ihrer Arbeitsplätze 
gefordert. 

Wenn es auch ziemlich fragwürdig ist, 
die weltweiten Konflikte als »Kampf 
der Kulturen« aufzufassen, so ist doch 
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Editorial 


nicht zu übersehen, daß es zwischen 
den verschiedenen kapitalistischen 
Ländern und Regionen erhebliche Un- 
terschiede gibt. Verschieden ist nicht 
nur der Kapitalismus in Westeuropa 
von dem in Lateinamerika oder in Asi- 
en, auch zwischen benachbarten euro- 
päischen Länder gibt es bedeutende 
Unterschiede in den kulturellen, histo- 
rischen und sozialen Milieus, in weiche 
die kapitalistischen Verwertungsver- 
hältnisse eingebettet sind. Am Beispiel 
Japans macht Shmuel Eisenstadt deut- 
lich, daß es offensichtlich nicht nur ei- 
ne Moderne, sondern eine Mehrzahl 
von Modernitäten gibt, daß Moderni- 
sierung daher auch nicht in der einfa- 
chen Übernahme von kulturellen Pro- 
grammen besteht, die sich in Westeu- 
ropa herausgebildet haben. Anderer- 
seits ist aber die bloße Berufung auf ei- 
ne vorgeblich eigene, kulturelle Tradi- 
tion noch kein Beleg für einen eigenen 
Typus von Moderne und Kapitalismus, 
wie Eun-Jeung Lee anhand von Singa- 
pur nachweisen kann: hier diente eine 
angeblich konfuzianische Tradition vor 
allem der Legitimierung eines in 
Schwierigkeiten geratenen autoritären 
Entwicklungsmodells. 

Daß gerade die von fundamentalisti- 
schen Marktwirtschaftlern empfohlene 
schnelle Weltmarktintegration Osteu- 
ropas dort nicht zu einer »nachholen- 


den« Entwicklung führte, sondern eher 
den Druck in Richtung auf einen »Ar- 
mutskapitalismus« verstärkt, zeigt der 
Beitrag von Arndt Hopfmann. Zu welch 
widersprüchlichen Resultaten die kapi- 
talistische Entwicklung in einem ent- 
wickelten westeuropäischen Land füh- 
ren kann, macht Hugo Radice am Fall 
England deutlich: der Niedergang der 
nationalen Produktions- und Innovati- 
onsfähigkeit geht mit einer erfolgrei- 
chen internationalen Strategie des briti- 
schen Kapitals einher. Schließlich stellt 
Reinhart Kößler mit seinem Beitrag ei- 
ne schon fast zum Gemeingut gewor- 
dene These, daß sich die Dynamik 
kapitalistischer Entwicklung in West- 
europa und den USA in diesem Jahr- 
hundert zu einem guten Teil der 
»Durchkapitalisierung« eines »tradi- 
tionellen« Sektors verdankt, grundsätz- 
lich in Frage. 

Außerhalb des Schwerpunkts vergleicht 
der Beitrag von Stefan Hornbostel und 
Christopher Hausmann den »Ab- 
schnittsbevollmächtigten« der DDR- 
Volkspolizei mit dem westdeutschen 
»Kontaktbereichsbeamten« und deckt 
dabei eine Reihe von Gemeinsamkeiten 
auf. Und schließlich antwortet Chri- 
stoph Görg auf die von Christoph 
Scherrer in Heft 100 formulierte Kritik 
an der Regulationstheorie. 


Shmuel N. Eisenstadt 


Japan und die Vielfalt kultureller Programme 
der Moderne 


1. Das japanische Paradox 


Zu den zentralen Problemen der Untersuchung von Modernisierungspro- 
zessen gehört das Ausmaß an Konvergenz zwischen den modernen Gesell- 
schaften und damit verbunden die Frage, ob sich mit der weltweiten Ex- 
pansion der Moderne nur eine einzige moderne Zivilisation entwickeln 
wird. Im Kontext dieser Probleme, insbesondere des letzteren, stellt Japan 
den vielleicht wichtigsten Testfall dar - und auch ein Paradox. Ein zentra- 
les Paradox unter vielen, die Japan einer Analyse der Moderne bietet, ist 
die Tatsache, daß es sich hier um die erste und, zumindest bis in die jüng- 
ste Zeit, einzige erfolgreiche nicht-westliche Modernisierung einer Nicht- 
Achsenzivilisation handelt - einer Zivilisation, die nicht mit Max Webers 
Begriff der Weltreligion erfaßt werden kann. 

Webers Analyse der zivilisatorischen Wurzeln des Kapitalismus war Teil 
seiner vergleichenden Soziologie der Religionen. Diese komparative Ana- 
Iyse beruhte auf der Prämisse, daß in allen Weltreligionen, die er unter- 
suchte, strukturelle und kulturelle Potentiale zur Entwicklung des Kapita- 
lismus enthalten waren - daß diese Potentiale freilich nur im Westen 
Früchte trugen. In anderen Weltreligionen oder Zivilisationen - die man 
später als Achsenzivilisationen bezeichnete - wurde die Entfaltung dieser 
Potentiale durch spezifische hegemoniale Kombinationen struktureller und 
kultureller Komponenten behindert. Von entscheidender Bedeutung waren 
dabei die Konfrontationen zwischen Orthodoxien und Heterodoxien oder 
Sekten. Gewiß behandelte Weber nur die Entfaltung des ursprünglichen, 
ersten Kapitalismus, nicht dessen Expansion. Gleichwohl sticht selbst in 
diesem begrifflichen Rahmen das Paradox Japan ins Auge: eine Nicht- 
Achsenzivilisation, die zur ersten gänzlich modernisierten nicht-westlichen 
Zivilisation wurde. 

Die Erklärung dieser Tatsache wurde häufig in gewissen strukturellen Ei- 
genschaften der Tokugawa-Gesellschaft' gesucht, die in vieler Hinsicht je- 
nen Besonderheiten ähnelten, die für die Industrialisierung in Europa ver- 
antwortlich gemacht wurden: in der Entwicklung eines strukturellen Plura- 


l Die Tokugawa-Periode dauerte von 1600 bis 1867, die Meiji-Periode von 1868-1912. 
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lismus, einer Vielfalt von Zentren ökonomischer Macht, in der Öffnung 
der familiären Strukturen vor allem im ländlichen Raum, wodurch neue 
Ressourcen freisetzt wurden, sowie in der Entstehung weitgespannter, 
überregionaler Märkte. Nicht weniger wichtig waren ein hohes Niveau der 
Alphabetisierung und Urbanisierung (vgl. etwa Smith 1988; Baechler 
1975, 1988). 

Angesichts dieser strukturellen Ähnlichkeit der »Ursachen« der Moderni- 
sierung oder Industrialisierung in Westeuropa und Japan stellt Japan ein 
weiteres interessantes Paradox dar, insofern nämlich die hier vorfindlichen 
ökonomischen, politischen und kulturellen Muster von Modernität deutlich 
von den ursprünglichen westlichen Mustern unterschieden sind. Es ist seit 
langem bekannt, daß die Gesellschaft, das politische Gemeinwesen und die 
Wirtschaft des modernen Japan einige besondere Eigenschaften aufweisen, 
eine spezifische Form der Strukturierung moderner Institutionen und Or- 
ganisationen, die sich radikal von der anderer - insbesondere westlicher - 
Gesellschaften unterscheidet. Bei diesen Differenzen handelt es sich nicht 
bloß um lokale Variationen. Sie betreffen die grundlegenden Regulations- 
und Definitionsweisen der verschiedenen modernen institutionellen Arenen 
sowie die umfassenderen gesellschaftlichen und kulturellen Zusammen- 
hänge, in denen diese sich bewegen. Der gemeinsame Nenner dieser Cha- 
rakteristika ist ein sehr hohes Niveau an struktureller Differenzierung, 
Mobilität, Offenheit und Dynamik, die auf Vorstellungen vom Dienst an 
sozialen Zusammenhängen gründet, idealerweise (wie in der Meiji- 
Ideologie gefordert) an der nationalen Gemeinschaft. Weder die Betonung 
von Gleichheit noch der hohe Stellenwert der Leistung gründeten in ir- 
gendeiner Vorstellung von prinzipiengeleiteter, transzendent orientierter 
Individualität oder einer transzendenten Legitimation unterschiedlicher 
funktioneller (etwa politischer oder wirtschaftlicher) Aktivitäten. 


2. Die kontextgebundene Dynamik der japanischen Gesellschaft 


Diese besonderen Charakteristika der in Japan entwickelten institutionellen 
Formen hängen eng mit der recht spezifischen Definitionsweise zentraler 
Arenen des gesellschaftlichen Lebens zusammen. Besonders wichtig sind 
die starke Betonung kontextueller Bezüge und die damit einhergehende 
relative Schwäche explizit ausformulierter abstrakter Regeln, nach denen 
verschiedene Handlungsfelder eindeutig voneinander abgegrenzt und in 
abstrakt-formalen Begriffen als unterschiedliche Bereiche erfasst werden. 
Jede institutionelle Arena - die politische, ökonomische, familiäre und 
kulturelle, auf der Ebene von Individuen, Gruppen oder Organisationen - 
wird anhand ihrer Beziehung zum gesellschaftlichen Netzwerk bestimmt, 
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in das sie eingebettet ist. Dieses Netzwerk wird durch eine Kombination 
von ständig im Wandel befindlichen primordialen, sakralen, natürlichen 
und askriptiven Kategorien definiert. Deren besonderes Charakteristikum 
ist, daß sie wiederum nicht durch eine Beziehung auf transzendente Prin- 
zipien verstanden wurden. 

Auf diese Weise werden Akteure, Individuen und institutionelle Arenen in 
ihrer Beziehung zu anderen Akteuren nicht als autonome Entitäten defi- 
niert, sondern in Begriffen ihrer wechselseitigen Verflechtung in gemein- 
same Kontexte. Damit einhergehend werden die wichtigsten Bereiche des 
gesellschaftlichen Handelns nicht durch abgegrenzte und autonome recht- 
liche, bürokratische oder »freiwillige« Organisationen reguliert - auch 
wenn sich solche Organisationen entwickelt haben - sondern vorrangig 
durch verschiedene eher informelle Arrangements und Netzwerke, die nor- 
malerweise wiederum in verschiedene askriptiv definierte und ständig re- 
definerte gesellschaftliche Kontexte eingebettet sind. 

Dementsprechend konnte kein gesellschaftlicher, ökonomischer oder poli- 
tischer Sektor ohne weiteres eine prinzipiengeleitete Autonomie, bzw. ei- 
gene Ansprüche auf das Zentrum entwickeln. Autonome öffentliche Räu- 
me können sich nur schwer entfalten. Hingegen entwickelte sich eine star- 
ke Tendenz zur Verschmelzung verschiedener beruflicher Bereiche oder 
Klassensektoren innerhalb des jeweiligen gesellschaftlichen Kontextes. 
Diese Kontexte können Unternehmen, Nachbarschaften oder Zusammen- 
hänge wie neue Religionsgemeinschaften sein, am wichtigsten ist aber der 
von der umfassenden nationalen Gemeinschaft gebildete Zusammenhang. 
Innerhalb solcher Kontexte und in Verbindung mit der weitreichenden 
strukturellen Differenzierung, Mobilität und Offenheit, entstand eine in- 
tensive Dynamik - deren bekannteste Resultate die Bildungs- und Wirt- 
schaftswunder sind. Doch handelt es sich in vielfacher Hinsicht um eine 
regulierte Dynamik, reguliert auf eine ganz besondere Weise. Tatsächlich 
ist es die Kombination solcher Regulationen mit einer erheblichen Dyna- 
mik, die westliche Wissenschaftler vor ein beträchtliches Rätsel stellt - 
nämlich daß Japan in hohem Maße reguliert und kontrolliert ist und den- 
noch keine totalitäre, sondern eine unablässig dynamische und innovative 
Gesellschaft darstellt (siehe van Wolferen 1988 mit ausführlicher Biblio- 
graphie). 


3. Die Meiji-Restauration und die Großen Revolutionen: ein Vergleich 


Um die Wurzeln der Entwicklung der besonderen institutionellen Forma- 
tionen in Japan zu verstehen, ist es angebracht einen Blick auf das ent- 
scheidende Ereignis in der Modernisierung Japans zu werfen, auf die Meiji 
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Ishin, die sogenannte Meiji-Restauration, und diese, wie in der Literatur 
üblich, mit den »Großen Revolutionen« zu vergleichen - mit der Engli- 
schen Revolution und dem Bürgerkrieg, mit der Amerikanischen und der 
Französischen Revolution und der nachfolgenden Russischen und sogar 
der Chinesischen Revolution.’ Ebenso wie die Prozesse, die zum Aufstieg 
des Tokugawa-Regimes geführt hatten, der Herausbildung der ersten mo- 
dernen absolutistischen Regimes in Europa ähnelten, glichen die langfristi- 
gen Prozesse und Ursachen, die seinen Fall herbeiführten, jenen der Gro- 
ßen Revolutionen. Am wichtigsten waren hierfür die Auflösung der alten 
Formen der Ökonomie durch die Entwicklung neuer ökonomischer Kräfte 
und die daraus folgende Unterminierung der Machtbasis der herrschenden 
Gruppen, die zunehmende Bildung der Bevölkerung, die Ausbreitung des 
Marktes in weiten Sektoren der Ökonomie, die Verschlechterung der wirt- 
schaftlichen Lage der niederen Samurai und großer Teile der Bauernschaft, 
während sich die Situation der Kaufleute und mancher bäuerlicher Grup- 
pen verbesserte. Nicht zuletzt spielten die inneren Kämpfe der zentralen 
Elite - verschiedener Samuraigruppen im bakufu (der Shogunats- 
Regierung) und in den Domänen - eine Rolle. In den letzten Jahrzehnten 
des Tokugawa-Regimes - wie in denen der absolutistischen Regimes in Eu- 
ropa - entwickelten sich neue intellektuelle und ideologische Diskurse, die 
viele der Grundprämissen der Tokugawa-Ideologie in Frage stellten. Alle 
diese Prozesse gaben den Hintergrund für die Bewegungen ab, welche die 
Tokugawa-bakufu stürzten. 

Die späte Tokugawa-Periode - seit den Tempo-Reformen zu Beginn des 
19. Jahrhunderts - war geprägt durch Bauernrebellionen, ländliche und 
städtische Protestbewegungen (Bix 1986) und anhaltende Kämpfe am Hof 
des Shogun unter den bakufu sowie zwischen den bakufu und den daimyo, 
dem Adel. Langwierige Kämpfe entbrannten auch infolge der wachsenden 
Unzufriedenheit vieler niedriger Samurai in den Domänen der daimyo. Die 
Kooperation zwischen verschiedenen Gruppen hoch- und niedrigrangiger 
Samurai in vielen Domänen, insbesondere Choshu und Satsuma, führte, 
mit Unterstützung durch den kaiserlichen Hof, zum Sturz des Tokugawa- 
Regimes (Craig 1961, Beasley 1967). 

Intellektuelles Ferment war ebenfalls zur Genüge vorhanden. Es entstan- 
den neue Formen des politisch-ideologischen Diskurses - stark beeinflußt 
zum einen durch neokonfuzianische Schulen und Bildung, zum andern 
durch verschiedene nativistische Bewegungen. Die umfangreiche Alpha- 
betisierung und die Expansion des Bildungswesens, die Verbreitung kon- 


2 Zu den neuesten Darstellungen des Restaurationsprozesses gchören Jansen (1989), Tot- 
man u.a. (1983), Beasley (1972) und Timbergen (1978). 
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fuzianischer Schulen und Akademien machte das Japan der späten Toku- 
gawa-Zeit vermutlich zu der vorindustriellen Gesellschaft mit dem höch- 
sten Alphabetisierungsrad und lieferte den Hintergrund für die Entwick- 
lung neuer Diskurse. Vor allem ungebundene, gebildete Samurai (shishi) 
und in geringerem Maß urbane und bäuerliche Gruppen organisierten sich, 
bereisten das Land und verkündeten diverse, dem Anspruch nach radikale 
Programme. Zugleich verbreitete sich, analog zu den Verhältnissen vor den 
Großen Revolutionen, das Bewußtsein, daß das Zentrum sich auflöse. All 
diese Entwicklungen führten gegen Ende des Tokugawa-Regimes zu einer 
potentiell revolutionären Situation, die den Bedingungen am Vorabend der 
Großen Revolutionen nicht unähnlich war. 

Auch die »Ergebnisse« der Meiji Ishin wiesen einige wichtige Gemein- 
samkeiten mit diesen Revolutionen auf. In ihrem Verlauf wurde ein »tra- 
ditioneller« Herrscher abgesetzt, in diesem Fall der Shogun, und die Zu- 
sammensetzung der herrschenden Klasse durchweg verändert. Die institu- 
tionellen Auswirkungen der Meiji-Restauration im Hinblick auf strukturel- 
len Wandel und Modernisierung sind ebenfalls leicht mit den westlichen 
Revolutionen zu vergleichen - und in Japan waren diese Prozesse im Ge- 
gensatz zu den ersten europäischen und der Amerikanischen Revolution 
Ergebnis bewußter politischer Strategien. Die Urbanisierung, die Expan- 
sion der Bildung, die Kommerzialisierung (deren hohes Niveau, insbeson- 
dere seit Ende des 18. Jahrhunderts, in nicht geringem Maße zur Erosion 
des Tokugawa-Regimes beitrug) sowie die Industrialisierung und die Her- 
ausbildung eines modernen industriekapitalistischen Systems gingen recht 
zügig vonstatten (Jansen/Rozman 1986). In mancher Hinsicht war dies ein 
schnellerer und intensiverer Prozeß als in vielen europäischen Ländern, 
was auch für die starke internationale Orientierung galt. Sie zielte darauf 
ab, eine unabhängige, möglichst starke Position in der neuen internationa- 
len Ordnung zu gewinnen, die durch das westeuropäische und amerikani- 
sche ökonomische, politische und kolonialistische Hegemoniestreben be- 
herrscht war. 

Die Meiji Ishin führte zudem eine neue Form der politischen Legitimation 
ein, auch wenn diese vermittels einer Kombination aus restaurativen Be- 
griffen und neuem, vor allem pragmatischem Wissen letztlich als Restau- 
ration einer alten, traditionellen Form dargestellt wurde. Darüber hinaus 
brachte die Meiji Ishin, wie die Großen Revolutionen, auch ein neues - im 
Kern modernes - kulturelles Programm mit sich, das die meisten Lebensbe- 
reiche umfaßte. Tatsächlich stellte es einen grundlegenden Wandel der ja- 
panischen Gesellschaft dar (Wilson 1992, Kap. 2, Najita 1985). Es war in 
der Tat ein modernes Programm, selbst wenn es in vielen, wichtigen Be- 
reichen vom kulturellen Programm der Moderne im Westen abwich. 
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4. Die Spezifik der japanischen Modernisierung 


Und doch unterschied sich die Meiji Ishin in einigen bedeutenden Aspek- 
ten von den Revolutionen in Europa, Amerika und später in Rußland und 
China. Die erste Differenz wird natürlich schon im Namen kenntlich ge- 
macht - selbst wenn der Ausdruck »/shin« eher »Erneuerung« oder »in eine 
neue Richtung gezogen werden« bedeutet als »Restauration«, wie der Aus- 
druck in der westlichen Literatur gängigerweise übersetzt wird. Der Dis- 
kurs, der sich gegen Ende der Tokugawa-Periode, während der /shin und 
im Meiji-Staat entwickelte, enthält mehrere Elemente, die vermutlich in 
allen kulturellen Programmen der Moderne zu finden sind. Zwei - poten- 
tiell widersprüchliche - Elemente dieses Diskurses waren das eher pragma- 
tische staatlicher Formationen und das eher »soziale« egalitärer Gemein- 
wesen, sozialer Gerechtigkeit und Partizipation. Doch die Art und Weise, 
wie sich diese Spannung im Meiji-Regime ideologisch und institutionell 
auswirkte, unterschied sich stark von den postrevolutionären Regimen der 
Gesellschaften, die aus den Achsenzivilisationen entstanden waren. 

Von entscheidender Bedeutung für diese Differenz waren die Natur der 
jeweiligen utopischen Komponenten oder Orientierungen, insbesondere die 
relative Vorherrschaft universalistischer, missionarischer, zukunftsgerich- 
teter Orientierungen, die unweigerlich einen deutlichen Bruch mit der Ver- 
gangenheit nach sich zogen. Hier, im kulturellen Programm der Revolution 
und der postrevolutionären Regimes finden sich einige der Charakteristika, 
welche die Meiji Ishin in beträchtlichem Maße von den Großen Revolutio- 
nen unterscheiden. In gewisser Weise war das Programm der Meiji Ishin 
das spiegelverkehrte Bild desjenigen der Großen Revolutionen - obwohl es 
in vieler Hinsicht nicht weniger radikal war. Es wurde als Erneuerung ei- 
nes archaischen Systems verkündet, das in Wahrheit nie existiert hatte, und 
nicht als eine Revolution, die auf die Veränderung und umfassende Neu- 
gestaltung der gesellschaftlichen und politischen Ordnung abzielte, gemäß 
Prinzipien, die die Gegenwart in einer neuen, universalistischen Richtung 
transzendieren sollten. Utopische, zukunftsgerichtete Elemente, die in einer 
universalistisch-transzendenten Vision wurzelten, waren im Gegensatz zu 
anderen Revolutionen in der Meiji Ishin fast nicht vorhanden, obwohl re- 
staurative Vorstellungen eines »Goldenen Zeitalters« hie und da in den 
Aufständen vor und nach der Restauration zur Geltung kamen. 

So entwickelten sich in der Meiji Ishin im Gegensatz zu den Großen Revo- 
lutionen keine universalistische, transzendente, missionarische Ideoiogie 
und keine Ansätze einer Klassenideologie - zwei Elemente, die in den 
Bauernrebellionen und Protestbewegungen der Tokugawa-Periode eben- 
falls nur schwach vertreten waren. Einige Elemente einer universalisti- 
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schen zivilisatorischen Missionsvorstellung gegenüber Korea und China 
kamen in der späten Meiji-Periode auf, ohne daß man jedoch diese Gesell- 
schaften gemeinsam mit Japan als Teile einer universellen Zivilisation be- 
trachtete. Die Meiji Ishin war nach innen auf das japanische Volk gerichtet, 
sie zielte auf die Wiederbelebung der japanischen Nation, die befähigt 
werden sollte, ihren Platz in der Welt einzunehmen, erhob jedoch nicht den 
Anspruch, die ganze Welt durch eine utopische Vision zu »retten«. Viele 
Führer von Gruppen, die in der Restauration aktiv waren, betonten die Be- 
deutung des Lernens und der Verbreitung universellen Wissens, doch nur 
sehr wenige übersetzten dies in Prinzipien politischen Handelns zur Neu- 
gestaltung der Politik und des japanischen Kollektivs - und solche Führer 
setzten sich nicht durch. Desgleichen war eine explizite gesellschaftliche 
Symbolik - insbesondere eine Klassensymbolik - so gut wie nicht vorhan- 
den und ging auch nicht in die Symbole des neuen Regimes, nicht einmal 
in Zusammenhang mit den semi-utopischen oder vielmehr »umgekehrt 
utopischen« restaurativen Motiven, ein. 

Das in der Meiji Ishin und später durch den Meiji-Staat verkündete kultu- 
relle Programm bestand aus einer Mischung von pragmatischen Gedanken 
zur Frage, wie man sich der neuen internationalen Konstellation anpassen 
solle, und stark restaurativen Komponenten. Es handelte sich um eine 
Kombination restaurativer, nativistischer Visionen mit dem, was man die 
funktionalen Erfordernisse einer modernen Gesellschaft nennen könnte, 
wie etwa Effizienz, Leistung und Gleichheit. Letztere wurden tatsächlich 
sehr stark betont - doch vor allem hinsichtlich ihrer funktionalen Beiträge 
zur Organisation einer modernen Gesellschaft. Sonoda Hirohitho (1990) 
führt hierzu aus: 

»Das neue Prinzip sozialer Gleichheit der vier durch die Umgestaltung der Samurai-Klasse 
entstandenen Klassen war in den Strömungen enthalten, die gleichermaßen in der Marine, in 
der Arınee und in der von der Zentralregierung geführten Universität verkörpert waren. Das 
Motiv der sozialen Gleichheit, das in diesen Strömungen zum Ausdruck gebracht wurde, un- 
terschied sich natürlich beträchtlich vom europäischen Egalitarismus. "Gleichheit hieß in die- 
sen historischen Zusammenhang, daß jeder, der in der Lage war, die besonderen Pflichten des 
Samurai zu erfüllen, die 'gleiche' Chance haben sollte, diese auszuüben. Andererseits sollten 
alle Japaner 'gleiche' Funktionen oder Pflichten gegenüber dem Staat haben, die vormals aus- 
schließlich der Samurai-Kaste vorbehalten waren. Um die nationale Politik der "Bereicherung 
des Landes und der Stärkung des Militärs’ umzusetzen, hielt man die 'gleiche' Zuordnung der 
besonderen Pflichten des Samurai zu den vier Klassen für absolut notwendig. Wir möchten 
diesen Typus sozialer Gleichheit als 'funktionalistischen Egalitarismus’ bezeichnen, denn er 
war gekennzeichnet durch die 'gleiche' Anforderung an alle Personen, was ihre Pflichten und 
Funktionen für den Staat betraf. 

Der funktionalistische Egalitarismus stellte keine Anerkennung 'gleicher' Menschenrechte im 
Sinne einer politischen Idcologie dar, wie sie in Europa entstanden war, und in der europäi- 
schen Geschichte eine so bedeutende Rolle spielte. Sie war die nicht-intendierte Folge jenes 
praktischen Sinns, den der Samurai im Dienst am Staat gewissenhaft zur Geltung brachte. Wer 


Eıklärungen für den Niedergang des Samurai-Siaates liefert, sollte die Tatsache zur Kenntnis 
nehmen, daß sich eine besondere Form des Egalitarismus bereits in den letzten Tagen des To- 
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kugawa-Regimes etabliert hatte, als die westliche politische Ideologie mit ihrem großen Ein- 
fluß auf die Egalisierung stark hierarchisierter Gesellschaften und auf den Niedergang der eu- 
ropäischen Aristokratie in Japan eingeführt wurde...« 

Nur innerhalb einer kleinen Gruppe von Intellektuellen entwickelte sich die 
Neigung, diese funktionalen Erfordernisse auf metaphysische oder transzen- 
dente Prinzipien zu gründen, doch es gelang ihr nicht, die hegemonialen 
Orientierungen und Prämissen zu verändern. Die von der Meiji-Restaura- 
tion verkündete Botschaft war auf die Erneuerung der japanischen Nation 
gerichtet - sie enthielt fast keine universalistischen oder missionarischen 
Züge. Während der /shin und insbesondere nach der Restauration be- 
mühten sich zahlreiche einzelne Gelehrte um Wissen aus anderen Ländern 
und verkündeten verschiedene, auch stark universalistische Ideen im Land, 
doch letztlich waren es die sogenannten Meiji-Oligarchen, die Führer der 
verschiedenen rebellischen Fraktionen, die das Meiji-Regime prägten. 

Die Verknüpfung dieser Merkmale läßt die Bezeichnung »revolutionäre 
Restauration« oder »revolutionäre Erneuerung« für die Meiji Ishin am ge- 
eignetsten erscheinen. Weil ein neuer Typ von Gesellschaft, ein neues 
kulturelles Programm verfochten wurde, handelte es sich in der Tat um 
mehr als eine »einfache«, gewaltförmige Veränderung des Regimes, um 
mehr als »nur« ein politisches Ereignis. Es ging um eine völlig neue Vision 
von Gesellschaft. Doch das kulturelle Programm, das sich allmählich in der 
Ishin und vor allem im Regime des Meiji-Staates herauskristallisierte, un- 
terscheidet dieses Geschehen von den Großen Revolutionen. 


5. Besonderheiten des revolutionären Prozessess der Meiji Ishin 


Die angeführten Charakteristika der /shin-Ideologie waren eng verknüpft 
mit einigen strukturellen Eigenschaften des revolutionären Prozesses 
selbst, die ihn wiederum von den Großen Revolutionen unterschieden. 
Vorrangig zu nennen sind hier die relativ schwachen Verbindungen unter 
den rebellierenden Gruppen, das fast völlige Fehlen einer Sakralisierung 
der Gewalt und von Zugangsschwellen zum Zentrum. 

Von besonderer Bedeutung ist die Tatsache, daß sich keine engen und dau- 
erhaften Beziehungen zwischen den Hauptakteuren der Restauration und 
religiösen bzw. kulturellen Sekten oder autonomen Religionsführern ent- 
wickelten. Sicherlich waren kulturelle Entwicklungen wichtig für den 
Hintergrund der Restauration: erstens die weite Verbreitung von Bildung 
(Matsurato 1988, Rubinger 1982, Dore 1984), insbesondere der kKonfuzia- 
nischen unter den Samurai-Gruppen, den Kaufleuten und selbst in Teilen 
der Bauernschaft, wodurch ein hoher Grad an öffentlichem Bewußtsein ge- 
schaffen wurde. Weiterhin sind die vielen neuen Religionen zu nennen 
(Harootunian 1989), »Erlösungsreligionen«, die in den letzten Jahrzehnten 
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der Togukawa-Herrschaft weit verbreitet waren. Die zahlreichen konfu- 
zianischen Akademien, die seit dem 18. Jahrhundert entstanden, trugen in 
hohem Maße zur Entwicklung des politischen Bewußtseins bei und unter- 
gruben die Legitimität der Tokugawa-Herrschaft. Darüber hinaus waren 
viele Motive des Protests, ob nun in der Peripherie oder im Zentrum, mit 
den neu konstruierten Ideologien durchtränkt - ob nun konfuzianische oder 
»nativistische«. 

Doch gab es bei all diesen Entwicklungen nur wenige unabhängige konfu- 
zianische Gelehrte oder buddhistische Mönche, die eine autonome Rolle 
spielten oder versuchten, den Rahmen eines revolutionären Diskurses zu 
konstruieren. Was die Meiji-Restauration vielleicht am deutlichsten von 
den Großen Revolutionen unterscheidet ist die fast völlige Abwesenheit 
autonomer, abgegrenzter religiöser oder säkularer Intellektuellengruppen, 
die nicht nur den Hintergrund für diesen Prozeß abgeben, sondern aktiv am 
politischen Prozeß der Restauration hätten teilnehmen können. Dies mar- 
kiert in der Tat einen Gegensatz etwa zu den Puritanern in der Englischen 
und ihren Nachfolgern in der Amerikanischen Revolution, sowie zu den 
Ideologen der Französischen Revolution oder der russischen Intelligenzia.' 
Es waren vor allem die Samurai - von denen einige konfuzianisch gebildet 
waren (wie auch einige Kaufleute, Bauern und sogar Frauen) -, die in der 
Restauration am aktivsten waren. Doch insgesamt handelten sie nicht als 
konfuzianische Gelehrte, sondern eher als Mitglieder ihrer jeweiligen so- 
zialen und politischen Gruppen. 

Demnach wäre die Tatsache, daß sich in der Meiji-Ishin relativ wenige 
neue politische Netzwerke von Dauer zwischen verschiedenen sozialen 
Gruppen entwickelten, die zu einer übergreifenden politisch-sozialen Visi- 
on und politischem Aktivismus hätten führen können, vermutlich aus der 
Schwäche bzw. dem fast völligen Fehlen autonomer Gruppen von Ideolo- 
gen und Intellektuellen oberhalb und unabhängig von den einzelnen gesell- 
schaftlichen Sektoren zu erklären (Najita 1985, Eisenstadt 1992). 

Vom vergleichenden Standpunkt aus sind einige weitere Aspekte des revo- 
lutionären Prozesses der Meiji Ishin interessant. Zwar kam es während und 
nach den Ereignissen, die zur Restauration führten, zum Ausbruch von 
Gewalt, doch diese wurde nicht in dem Ausmaß wie die Gewalt im Kon- 
text der Großen Revolutionen »geheiligt«. Es handelte sich vor allem um 
Gewalt unter den Eliten, insbesondere seitens der Tokugawa-Loyalisten, 
häufig in Rebellionen wie der Sakamoto Ryoma, mit dem Zweck, den Sho- 
gun zu »restaurieren«, und eng angelehnt an den traditionelleren Typus 


3 Zu den Puritanern vgl. Walzer (1966); zu den Intellektuellen der Französischen Revoluti- 
on Cochin (1924, 1979), Furet (1970, 1981); zur russischen Intelligenzia Nahirny (1982). 
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von Gewalt mit ihrer »Nobilität des Scheiterns«, die zumindest in manchen 
Gruppen der Elite heilig gehalten wurde (Jansen 1961; Morris 1975; Wa- 
ters 1983). Doch im Gegensatz zu den Großen Revolutionen wurde der 
Gewalt aus dem Volk keine derartige Sakralisierung gewährt, nicht einmal 
der Gewalt jener Samurai-Gruppen, die das Bakufu-Regime stürzten. Sol- 
che Gewalt wurde nicht als Ausdruck des Strebens nach einer neuen ge- 
sellschaftlichen Ordnung betrachtet. 


6. Der internationale Kontext und die japanische » Authentizität« 


Im Rahmen dieser Orientierungen entwickelte sich die Definition der Mo- 
derne in Japan aus den Parametern der Meiji Ishin und aus dem kulturellen 
Programm der Moderne, das sich in der Meiji Ishin herauskristallisierte: 
»Mit der Zeit gehen« und Anpassung an sie, an die Meisterschaft der 
westlichen Technologie und eine angemessene Verortung des Landes in 
der internationalen Arena. »Mit der Zeit gehen« wurde als Verdikt der hi- 
storischen Bewegung begriffen, doch diese Bewegung wurde nicht - wie 
im Westen mit seinen christlichen Wurzeln und wie in gewissem Maße 
auch in anderen Zivilisationen - als historischer Fortschritt im Sinne trans- 
zendenter, universalistischer Kriterien, Werte oder Visionen betrachtet." 

In engem Zusammenhang damit stand das Bemühen um ein »authenti- 
sches« japanisches Kollektiv vor allem unter den neuen Intellektuellen. Die 
damit verknüpfte Bewertung der Moderne bewegte sich zwischen mehre- 
ren Polen. Ein solcher Pol war die Negation der Moderne - hier vor allem 
als westliche Moderne betrachtet -, die den wahren Geist und das ur- 
sprüngliche Wesen Japans untergrabe. Ein anderer Pol war die Aneignung 
der Moderne durch Japan und der Versuch, die wahre japanische gegen die 
westliche Moderne auszuspielen und dies als Beweis für den technologi- 
schen Erfolg der Japaner, der Überlegenheit ihrer geistigen Fähigkeiten zu 
betrachten. Wie Befu und Manabe gezeigt haben, war der Glaube weiter 
Teile der japanischen Gesellschaft an viele der konkreten Aussagen des 
Nihonjiron recht begrenzt, doch die weite Verbreitung dieser Literatur und 
deren bereitwillige Aufnahme bezeugen auch die Tatsache, daß sie einige 
Saiten des Strebens nach » Authentizität« anklingen ließ (Befu und Manake 
1981, 1991). 

Die andere bedeutende Richtung des Identitätsstrebens, die sich zwar mit 
der ersten überlappen, doch auch ins Gegenteil ausschlagen konnte, war 
die Suche nach einem authentischen, »natürlichen«, universellen Wesen 


4 Siehe etwa Masanoa (1976), McCormack und Sugimoto (1988), Najita und Harootunian 
(1988). Für eine allgemeine Diskussion des Schicksals der Moderne in Japan siehe auch 
Tetsuo Najita (1993). 
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jenseits des Politischen, Sozialen oder sogar Linguistischen. Ein Beispiel 
dafür sind »Utopien« wie die von Ando Shoeki (Najita, 0.J.). Die Suche 
nach einem solchen Wesen war im Prinzip zwar universalistisch, bewegte 
sich jedoch in höchst immanenten Begriffen. Trotz starker Unterschiede in 
der Einstellung zur Moderne und zur Konstitution der kollektiven Identität 
Japans, bestand der gemeinsame Kern solcher Diskurse in dieser starken 
Orientierung auf Immanenz und in der Ausklammerung universalistischer 
Werte, die in Vorstellungen einer Transzendenz wurzelten (Olson 1992). 
Eng mit diesem harten Kern des japanischen Diskurses der Moderne hing 
die konsequente Trennung von »Zweckrationalität« und »Wertrationalität« 
und eine starke Tendenz zur Anpreisung instrumenteller und technologi- 
scher Leistungen zusammen. Eine jüngere Erscheinungsform dieses tech- 
nokratischen Zuges ist die Betonung von »Information« als Kern einer 
neuen sozialen Ordnung, einer nicht-konfrontativen »Informationsgesell- 
schaft«, deren Vorläufer Japan zu sein beansprucht. Auch war eine Hal- 
tung der totalen Negation von Zweckrationalität im Namen einer ur- 
sprünglichen japanischen oder »natürlichen« Spiritualität möglich, ohne 
daß es allerdings zu einer breiteren Diskussion um das Verhältnis einer 
solchen »Wertrationalität« zur instrumentellen Rationalität oder einem 
Diskurs um verschiedene Wertrationalitäten kam. Innerhalb des ideologi- 
schen Diskurses gab es relativ wenige kritische Einschätzungen der kon- 
kreten Entwicklungen in der modernen japanischen Gesellschaft, die zu 
politischen Programmen hätten führen können. 


7, Besonderheiten der politischen Arena 


Dieses kulturelle Programm der Moderne, das in den in Japan vorherr- 
schenden immanentistischen Ontologien wurzelte, prägte den Meiji-Staat 
und später die Entwicklung der modernen japanischen Gesellschaft sowie 
in gewissem Maß die Besonderheiten der wichtigsten Institutionen des 
modernen Japan, die wir zu Beginn angesprochen haben. Im folgenden ge- 
he ich näher auf diese Charakteristika ein, sofern sie die politische Arena 
betreffen. 

Der starke Akzent auf dem kontextuellen, in natürlichen, sakralen oder 
primordialen Kategorien beschriebenen Eingebettet-Sein der wichtigsten 
Handlungsfelder artikuliert sich zunächst in der Neigung, die nationale 
Gemeinschaft, den Staat und die Gesellschaft ineins zu setzen - eine Ten- 
denz, die insbesondere in den modernen und zeitgenössischen Arenen zur 
Geltung gekommen ist. Eine solche Ineinssetzung hatte Auswirkungen auf 
die Strukturierung der Grundregeln der politischen Arena. Die wichtigsten 
Auswirkungen waren erstens die Entwicklung eines schwachen Konzepts 
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des Staates als unterschieden von der übergreifenden, modern gesprochen, 
nationalen Gemeinschaft (das Nationale wird in sakralen, natürlichen und 
primordialen Termini gefaßt). Hinzu kam zweitens ein gesellschaftlicher 
Staat, der weniger durch direkte Regulationen und die Durchdringung der 
Peripherie vom Zentrum aus gekennzeichnet ist, als vielmehr durch eine 
starke Tendenz zur Führung. 

Die Auffassung, wonach der japanische Staat »schwach« sei, wurde von 
D.Okimoto in die Diskussion gebracht, der auch die Position vertrat, daß 
die Macht in Japan nicht als unabhängige Entität zu begreifen sei, die nach 
»objektiven« Kriterien auf verschiedene Lebensbereiche angewandt werde. 
Vielmehr sei sie einbezogen in Verflechtungen verstreuter Handlungszen- 
tren und Koordinationspunkte entlang vertikaler hierarchischer Netze, die 
nicht mittels Zwang von oben funktionieren. Macht basiere auf Feinab- 
stimmung, Konsensherstellung und beständiger Anpassung. Von daher 
könne die Regierung mit einem »Dirigenten« verglichen werden (Okimoto 
1989), und es herrsche, mit einem von Victor Koschmann geprägten Be- 
griff, die »sanfte Herrschaft« einer vorgegebenen Autorität, die nicht in ei- 
ner transzendenten Vision gründe und daher auch nicht mit der Gesell- 
schaft kollidiere. 

Zu dieser Ineinssetzung von nationaler Gemeinschaft und Staat - und der 
damit einhergehenden Schwäche eigenständiger Konzeptionen des Staates 
und der Zivilgesellschaft - war es schon in der Senkoku- und der Tokuga- 
wa-Periode gekommen und wurde damals mit dem Begriff der Kokutai 
(nationale Struktur) bezeichnet. In den modernen und zeitgenössischen 
Epochen entstand der Slogan von der »Einheit von Monarch und Volk« 
(kumun dochii), eng verwandt mit der Unterscheidung von Kokutai und 
Seitai (politische Strukur), wobei die letztere der ersteren untergeordnet ist. 
Damit zusammen hing eine nur schwach entwickelte autonome Zivilgesell- 
schaft, obwohl kaum betont werden muß, daß insbesondere strukturelle 
und organisatorische Ansätze in dieser Richtung nicht fehlten. Eine der 
interessantesten Folgen dieser Einbettung der politischen Arena und der 
Zivilgesellschaft in die übergreifende Gemeinschaft war das Fehlen auto- 
nomer Rechte und repräsentativer Institutionen in der feudalen und früh- 
modernen Epoche. Im Gegensatz zu vielen absolutistischen oder totalitären 
Systemen ging dieser Mangel in Japan freilich nicht mit einer symboli- 
schen Distinktion des Zentrums, des Staates, einher, oder mit Bemühungen 
des Staates, die Peripherie nicht nur zu kontrollieren, sondern sie auch mit 
neuen Werten umzugestalten und zu mobilisieren. 


5 Vielfach illustriert wird diese Form politischer Aktivitäten, die vermutlich im Gegensatz 
von agrarischer und Reitergesellschaft wurzelt, in Watanabe (1989). 
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Die Charakteristika der politischen Arena sind auch im politischen System 
aufindbar, das sich nach dem Zweiten Weltkrieg in Japan entwickelt hat. 
Dieses System wurde in jüngster Zeit von einer Gruppe westlicher und ja- 
panischer Wissenschaftler als eindeutig demokratisch beurteilt, da sich 
wichtige Bestandteile einer Demokratie - Rechtsstaatlichkeit, Versamm- 
lungsfreiheit, Pressefreiheit - kontinuierlich entfaltet hätten. Gleichzeitig 
weist dieses System immer noch einige besondere Merkmale auf. Eng 
damit verknüpft ist ein besonderes Muster der politischen Dynamik, insbe- 
sondere was die Wirkung von Protestbewegungen auf das Zentrum angeht. 
Das wichtigste Merkmal soicher Bewegungen ist die relativ schwache 
prinzipiengeleitete ideologische Konfrontation mit dem Zentrum - vor al- 
iem der mangelnde Erfolg der Führer solch konfrontativer Bewegungen, 
Unterstützung zu mobilisieren. Sehr viel erfolgreicher ist dagegen die oft 
nur indirekte Beeinflussung der Politik und die Öffnung neuer autonomer 
sozialer Räume, in denen sich die Aktivitäten von Protestbewegungen ent- 
falten können. 

Doch es geht nicht nur darum, daß viele der Komponenten einer »vollstän- 
digen« liberalen Demokratie unterentwickelt sind, was anhand des gerin- 
gen Einflusses von Protestbewegungen deutlich wird. Wichtig sind die 
Gründe für eine solche Unterentwicklung. Diese sind nicht nur den auto- 
kratischen oder repressiven Elementen des Regimes geschuldet, sondern 
wurzeln auch - vielleicht vor allem - in gewissen Grundprämissen der 
Legitimation des Systems, wie es sich unter den Meiji entwickelte, vor al- 
lem in der Enge des autonomen öffentlichen Raumes oder der Zivilgesell- 
schaft und in der damit einhergehenden Legitimation des Staates aufgrund 
seiner Einbettung in die nationale Gemeinschaft. 

Die Prozesse der Demokratisierung und der kontinuierlichen Diversifizierung 
von Sektoren und Eliten, die nach dem Zweiten Weltkrieg stattfanden, haben 
den Zugang weiter Teile der Gesellschaft zu den staatlichen Organen erleich- 
tert und diese Organe mit größerem Respekt für die Rechte der Bürger und 
für die Rechtsverfahren erfüllt. Die Demokratisierung hat jedoch den 
Spielraum einer autonomen Zivilgesellschaft nicht entscheidend erweitert, 
einer Zivilgesellschaft, die ihre eigenen Legitimationskriterien entwickeln 
und sie gegenüber dem Staat im Namen von den Staat und die nationale 
Gemeinschaft transzendierenden Prinzipien durchsetzen könnte. 

Der spezifische Typus von Zivilgesellschaft, der sich in Japan herausgebil- 
det hat, wird vielleicht am besten durch die beständige Konstruktion neuer 
sozialer Räume illustriert, die halbautonome Bereiche eröffnen, in denen 
sich neue Formen von Aktivitäten und Diskursen entwickeln können, ohne 
allerdings direkten Einfluß auf das Zentrum zu erzielen. Die Teilnehmer 
solcher Aktivitäten haben keinen eigenen Zugang zum Zentrum und sind 
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gewiß nicht in der Lage, dessen Prämissen in Frage zu stellen. Die Bezie- 
hungen von Staat und Gesellschaft wirken eher in Gestalt eines weitgezo- 
genen pluralistischen Flechtwerks gesellschaftlicher Kontrakte. 

Gleichwohl ist diese Schwäche der Zivilgesellschaft nicht staatlicher Un- 
terdrückung geschuldet, sondern der konsequenten Ineinssetzung von Staat 
und Zivilgesellschaft mit der nationalen Gemeinschaft. Zwar haben jene 
Gruppen, die dem Zentrum nahestehen - Oligarchien, Bürokratien, Politi- 
ker und selbst Spitzen wirtschaftlicher Organisationen - die Konturen die- 
ser Gemeinschaft weitgehend geprägt, dies jedoch nicht in einer durchgän- 
gig konfrontativen Abwehr der Forderungen anderer Sektoren der Zivilge- 
sellschaft. Das konstitutionell-demokratische System, das sich in Japan 
entwickelt hat, wurde nicht auf die Konzepte eines prinzipiengeleiteten, 
metaphysischen Individualismus gegründet oder auf eine prinzipiengeleite- 
te Konfrontation zwischen Staat und Gesellschaft als zwei verschiedenen 
ontologischen Entitäten. Dementsprechend zogen Veränderungen im Ty- 
pus der politischen Regimes oder in der relativen Stärke verschiedener 
Gruppen nicht zwangsläufig Veränderungen der Legitimationsprinzipien, 
der Prämissen und Regeln der gesellschaftlichen und politischen Ordnung 
nach sich. 


8. Die Vielfalt moderner Gesellschaften 


Alle diese institutionellen Merkmale des modernen Japan hängen tatsäch- 
lich eng mit dem besonderen, von den Achsenzivilisationen verschiedenen, 
kulturellen Programm der Moderne zusammen, das sich in der Meiji Ishin 
und im Meiji-Staat herauskristallisierte. Sie zeugen von der Entwicklungs- 
fähigkeit vielfältiger Programme der Moderne. Die Aufnahme der Themen 
und institutionellen Muster der modernen westlichen Zivilisation bestand 
in den sich modernisierenden Gesellschaften nicht in einer einfachen 
Übernahme in ihrer ursprünglichen Form, sondern als beständige Auswahl 
und Neuinterpretation solcher Themen und in der Neugestaltung institutio- 
neller Muster. 

Die kulturellen Programme, die sich in diesen Gesellschaften entwickelten, 
enthielten verschiedene Interpretationen des grundlegenden kulturellen 
Programms der Moderne; sie beinhalteten unterschiedliche Bewertungen 
der verschiedenen Komponenten - etwa der aktiven Rolle des Menschen 
im Universum; der Beziehung von Wertrationalität und Zweckrationalität; 
der Vorstellung von kosmologischer Zeit und deren Verhältnis zur histori- 
schen Zeit; des Glaubens an den Fortschritt; der Beziehung von Fortschritt 
und Geschichte als des Prozesses, durch den das Programın des Fortschritts 
sich verwirklicht; des Verhältnisses zu den großen Utopien; des Verhält- 
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nisses von Individuum und Kollektiv; der Beziehungen zwischen Vernunft 
und Emotionen, zwischen Rationalismus und Romantik. In vielen dieser 
Zivilisationen unterschied sich die grundlegende Bedeutung von »Moder- 
ne« drastisch von der ursprünglichen westlichen Vision, die auf die Ideen 
der Aufklärung, des Fortschritts, der Entfaltung großer historischer Visio- 
nen der Vernunft und Selbstverwirklichung der Individuen, der gesell- 
schaftlichen und individuellen Emanzipation zurückging. 

Während die Moderne in vielen nicht-westlichen Gesellschaften als zu- 
nehmende Partizipation auf der internen wie der internationalen Ebene be- 
griffen wurde, wurden die anderen Dimensionen nicht immer akzeptiert - 
insbesondere nicht die individueller Freiheit, gesellschaftlicher Emanzipa- 
tion und individueller Autonomie, die für den westeuropäischen Diskurs 
der Moderne seit Beginn der Aufklärung konstitutiv waren. 

Die Herausbildung dieser unterschiedlichen symbolischen und institutio- 
nellen Konstellationen war abhängig von der Interpretation der grundle- 
genden symbolischen Konzeptionen und Voraussetzungen moderner Ge- 
sellschaften, von der Art und Weise der Auswahl und Neuinterpretation 
dieser Voraussetzungen, von der Art des Selbstverständnisses und dem 
Verständnis der Vergangenheit, von den neuen Symbolen und der kollekti- 
ven Identität sowie von den negativen oder positiven Einstellungen zur 
Moderne im allgemeinen und zum Westen im besonderen. 

Diese Prozesse der Neuinterpretation betreffen auch die grundsätzliche 
Vorstellung von wirtschaftlicher Entwicklung. Während die Betonung 
wirtschaftlicher und technologischer Entwicklung Teil jeder modernen 
oder sich modernisierenden Gesellschaft geworden ist, unterscheiden sich 
die verschiedenen Konzepte immer noch in ihren allgemeinen kulturellen 
und gesellschaftlichen Prämissen. Vor allem unterscheiden sie sich darin, 
inwieweit die Betonung wirtschaftlicher Entwicklung mit der Vorstellung 
einer Beherrschung der Natur oder einer Anpassung an die Natur verbun- 
den ist. Sie differieren ferner in dem Stellenwert, den sie den wirtschaftli- 
chen Zielen innerhalb des Panoramas menschlicher Ziele einräumen und in 
der Orientierung der sozialen Ordnung auf eher produktive oder eher 
distributive Ziele. Sie weichen auch im Typus der politischen Regimes (die 
autoritär, pluralistisch oder totalitär sein Können), der wichtigsten Formen 
des politischen Protests und der Partizipation sowie in ihren Vorstellungen 
von Autorität, Hierarchie und Gleichheit voneinander ab. 

Diese Differenzen zwischen den verschiedenen Programmen der Moderne 
sind nicht bloß akademischer Natur. Sie stehen in engem Zusammenhang 
mit einigen Grundproblemen der politischen und institutionellen Pro- 
gramme der Moderne. So sind sie im politischen Bereich um die Bezie- 
hungen von utopischen und bürgerlichen Komponenten in der Konstrukti- 
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on moderner Politik zentriert, um die Unterscheidungen zwischen »revolu- 
tionärer« und »normaler« Politik, zwischen der volonte general und der 
volonte de tous, zwischen Zivilgesellschaft und Staat oder zwischen Indi- 
viduum und Kollektiv. 

Diese Überlegungen widersprechen nicht der offensichtlichen Tatsache, 
daß verschiedene moderne Gesellschaften hinsichtlich zentraler Aspekte 
ihrer institutionellen Struktur - sei es die berufliche oder die industrielle, 
die des Bildungswesens oder der Städte - deutliche Konvergenzen aufwei- 
sen. Diese Konvergenzen zeigen sich vor allem in Gestalt gemeinsamer 
Probleme, doch die Formen des Umgangs mit diesen Problemen unter- 
scheiden sich in hohem Maße. Dafür gibt es eine ganze Reihe von Gründen 
- so etwa die verschiedenen historischen Konvergenzen, die historischen 
Zeitpunkte der Eingliederung verschiedener Gesellschaften in die sich 
entwickelnden internationalen Systeme. Doch jenseits all dieser Gründe, 
freilich eng mit ihnen verwandt, hängen diese Differenzen auch mit den 
neuen voneinander unterschiedenen kulturellen Programmen der Moderne 
zusammen, die sich in diesen Gesellschaften herauskristallisierten. 

Diese verschiedenen kulturellen Programme wurden nicht durch das ge- 
formt, was in manchen älteren Studien zur Moderne als natürliches evolu- 
tionäres Potential dieser Gesellschaften präsentiert wurde, und auch nicht 
durch die natürliche Entfaltung ihrer Traditionen oder ihren Platz in den 
neuen internationalen Strukturen. Vielmehr wurden sie durch die unabläs- 
sige Interaktion zwischen den kulturellen Prämissen dieser verschiedenen 
Gesellschaften, durch deren historische Erfahrungen und die Formen, in 
denen die Moderne auf sie einwirkte, sowie durch Art und Weise ihrer 
Eingliederung in die modernen politisch-ökonomischen und ideologischen 
Strukturen der Welt geprägt. Diese unterschiedlichen kulturellen Pro- 
gramme der Moderne kristallisierten sich im Prozeß einer höchst selektiven 
Aufnahme und Transformation heraus, den die verschiedenen Prämissen 
der westlichen Moderne in diesen Zivilisationen erfahren haben. 

So gesehen muß die Entwicklung der Moderne als ein besonderer Typus 
von Zivilisation aufgefaßt werden, der seine eigenen expansiven Potentiale 
besitzt. Dieser Ansatz ist dem Webers natürlich stark verwandt, geht je- 
doch in vieler Hinsicht über ihn hinaus, ebenso wie über die ersten Unter- 
suchungen von Modernisierungsprozessen in den 50er und 60er Jahren. Im 
Gegensatz zu den in diesen Studien vertretenen Annahmen ist deutlich ge- 
worden, daß Modernisierung und Industrialisierung zwar zu vielen ge- 
meinsamen Problemen und auch einigen gemeinsamen institutionellen 
Mustern geführt haben, daß sich aber die Formen der institutionellen Re- 
aktion auf diese Probleme in den verschiedenen Gesellschaften beträchtlich 
unterscheiden. 
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Allgemeiner gesprochen hat sich herausgestellt, daß verschiedene Gesell- 
schaften auf die Auswirkungen der politischen, ökonomischen und ideo- 
logischen Kräfte der Modernisierung auch unterschiedliche Reaktionsmu- 
ster, unterschiedliche Dynamiken und unterschiedliche Gestalten einer 
modernen Zivilisation entwickelten, und daß diese Unterschiede zumindest 
in gewissem Grad mit den Mustern der symbolischen institutionellen Dy- 
namik zusammenhängen, die sich in ihrer jeweiligen »historischen« Zeit 
entfaltet hatten. So hat sich die Moderne zwar fast über den gesamten Glo- 
bus ausgebreitet, doch nicht nur eine einzige Zivilisation entstehen lassen, 
nicht nur ein ideologisches und institutionelles Reaktionsmuster, sondern 
zumindest mehrere Varianten - und um diese verschiedenen Muster zu 
verstehen ist es notwendig, das Muster der historischen Entwicklung dieser 
Zivilisationen ins Auge zu fassen. 

Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Eun-Jeung Lee 
Singapur: ein »konfuzianischer Kapitalismus«?' 


Singapur gilt geradezu als Paradebeispiel nachholender wirtschaftlicher 
Entwicklung. Der 262 qkm kleine Stadtstaat mit seinen zweieinhalb Mil- 
lionen Einwohnern, erregt heute nicht nur durch seine ökonomischen Er- 
folge, sondern auch durch seine politische Kultur internationale Aufmerk- 
samkeit, und zwar sowohl in den Medien als auch in der Wissenschaft. 
Eine Reihe von Wissenschaftlern führt die Erfolge Singapurs und anderer 
ostasiatischer Länder auf deren kulturelle Tradition zurück. Sie sprechen 
vom »konfuzianischen Kapitalismus« (Tu Wei-ming) oder von der »konfu- 
zianischen Kommandowirtschaft« (Gellner). Diese Konzepte stießen bei 
einigen ostasiatischen Politikern auf lebhaftes Interesse, allen voran bei 
Lee Kuan Yew (Ministerpräsident Singapurs von 1959 bis 1990), der ge- 
genwärtig in wirkungsvoller Weise für ihre Verbreitung sorgt. Was an den 
wirtschaftlichen Erfolgen Ostasiens »konfuzianisch« ist bzw. sein soll, 
wird im folgenden am Beispiel Singapurs untersucht. 


1. Die koloniale Vorgeschichte Singapurs 


Sir Stamford Raffles, der im Auftrag der Britisch-Ostindischen Gesell- 
schaft nach einer strategisch gut plazierten Handelsstation zwischen Indien 
und China gesucht hatte, unterschrieb 1819 mit dem malaiischen Herrscher 
einen Pachtvertrag über die Insel Singapur. Schon fünf Jahre später wurde 
die Insel von der Britisch-Ostindischen Gesellschaft vom Sultan von Joho- 
re gekauft. Singapur war zu jener Zeit so gut wie unbewohnt. 

Singapur entwickelte sich aufgrund seines natürlichen Hafens und des 
malaiischen und indonesischen Hinterlandes in kurzer Zeit zum bedeu- 
tendsten Handelszentrum Südostasiens. Mit der Ausweitung des Kolonial- 
handels kamen seit der Mitte des 19. Jahrhunderts immer mehr Chinesen 
ins Land. Mit der Nutzung des Gummibaums wurden von den Briten Ende 
des 19. Jahrhunderts Inder als Plantagenarbeiter nach Singapur geholt. So 
wuchs die Bevölkerung zwischen 1840 und 1900 von 35.000 auf 220.000 
Menschen an. Die chinesischen und indischen Einwanderer waren vorwie- 
gend männlichen Geschlechts und hatten zumindest anfänglich nicht die 
Absicht, sich auf Dauer in Singapur niederzulassen (Heidt 1993, 4). 


{ Die Autorin dankt der Alexander von Humboldt Stiftung für die gewährte Unterstützung. 
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Bis zum Beginn des 2. Weltkriegs war Singapur für Großbritannien ein 
militärischer Stützpunkt und wichtiger Umschlaghafen für die weltweite 
Verschiffung der in Südostasien gewonnenen Rohstoffe. 1942 eroberten 
japanische Truppen die Insel. Während der japanischen Besatzungszeit 
(1942-45) hatte vor allem die chinesische Bevölkerung zu leiden. Als die 
Briten Singapur nach dem Ende des Kriegs wieder in Besitz nahmen, lag 
die Insel sozial und wirtschaftlich darnieder. Sie war von dem kriegsbe- 
dingten Zusammenbruch der internationalen Wirtschaft besonders stark in 
Mitleidenschaft gezogen worden. Die Versorgung mit Lebensmitteln reich- 
te nicht aus, es herrschten Hunger und Seuchen. Hinzu kamen andere un- 
gewohnte Schwierigkeiten: die Briten sahen sich nämlich mit dem Wider- 
stand der Bevölkerung konfrontiert, die im Laufe des gemeinsamen antija- 
panischen Befreiungskampfes politisch erwacht war. Zudem leisteten die 
Gewerkschaften entschiedenen Widerstand’, wobei sie nicht allein um die 
Verbesserung der Löhne, sondern auch um die Unabhängigkeit Singapurs 
kämpften. Die von Großbritannien verfügte Trennung von Malaysia und 
Singapur (1946) gab der antikolonialistischen Agitation weiteren Auftrieb. 
Die gleiche Wirkung hatte der (gescheiterte) Kommunistische Aufstand in 
Malaysia (1948), auch wenn der danach von der chinesisch dominierten 
Communist Party of Malaya (CPM) geführte Guerillakampf nicht auf Sin- 
gapur übergriff, sowie der Sieg der Kommunisten in China (1949). 

Die Briten sahen sich schließlich gezwungen, Singapur in die Unabhängig- 
keit zu entlassen. Dies sollte aber schrittweise geschehen. Zunächst wurde 
1948 ein »Legislative Council« einberufen, dessen Mitglieder mehrheitlich 
von den Briten ernannt wurden. Lediglich 6 von 23 Mitgliedern wurden 
gewählt. Das Wahlrecht blieb aber auf jene 'British subjects' beschränkt, 
die fließend Englisch sprachen und mehr als 5 Jahre auf britischem Terri- 
torıum gelebt hatten. So waren nur 76.000 Personen wahlberechtist. Gut 
14.000 Personen nahmen an der Wahl teil, davon waren die Hälfte Inder. 
Die überwiegende Mehrheit der Chinesen, und damit der größte Teil der 
Bevölkerung blieb der Wahl - freiwillig oder unfreiwillig - fern. 

Der chinesische Bevölkerungsteil war aber keineswegs unpolitisch. Die 
Chinesische Handelskammer hatte Anfang der fünfziger Jahre Kampagnen 
zur Verteidigung der chinesischen gegen die englische Sprache und für die 
Gewährung eines Singapurischen Staatsbürgerrechts geführt. In Rahmen 
der antikolonialen Bewegung gewannen diese Motive mehr und mehr an 
Bedeutung. Als die Kolonialverwaltung 1954 die Registrierung aller 
Wähler anordnete und die allgemeinen Wahlen für eine »Legislative As- 


2 1946 kam es bei 47 Arbeitskonflikten zu über 850 000 Streiktagen. in keinem anderen 
Jahr der Geschichte Singapurs hat es so große Arbeitsausfälle gegeben (Luther 1980: 64). 
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sembly« bekanntgab, wurden beide Fragen zu Wahlkampfthemen, wobei 
der Sprachenkonflikt bis heute ein wichtiges Moment im politischen Ge- 
schehen Singapurs geblieben ist. Mit der Konstituierung der »Legislative 
Assembly«, deren Mitglieder einen »Chief Minister« wählten, der zusam- 
men mit dem britischen Gouverneur die Verantwortung für die Innenpoli- 
tik übernahm, tat Singapur seinen ersten Schritt zur Unabhängigkeit. 


2. Die Genese des autoritären Staates (1955-1965) 


Die Jahre zwischen 1955 und 1965, also von der ersten Etappe der Unab- 
hängiskeit bis zur Trennung Singapurs von Malaysia, waren durch einen 
Prozeß gekennzeichnet, in dem ein relativ freiheitliches, parlamentarisches 
Regierungssystem dank einer zur Machtübernahme entschlossenen, ma- 
chiavellistischen Elite in ein Einparteienregime verwandelt wurde. In die- 
ser Zeit wurden die Grundlagen nicht nur der politischen sondern auch der 
wirtschaftlichen Entwicklung der Insel für die folgenden Jahrzehnte gelegt. 
Als 1955 die erste allgemeine Parlamentswahl stattfand, nahmen daran 6 
Parteien teil. Die drei wichtigsten waren die rechtskonservative Progressi- 
ve Party (PP), die liberale Labour Front (LF) und die People's Action 
Party (PAP). Die LF konnte die Wahlen gewinnen. Die LF-Regierung hieit 
zunächst an parlamentarischen Prinzipien fest und ließ auch die linken 
Gewerkschaften relativ frei agieren." 

Doch seit Mitte 1956 begann die LF-Regierung einen deutlich härteren 
Kurs zu steuern. Am 26. und 27. November 1956 wurden 460 Personen 
inhaftiert - unter ihnen die meisten Führer des linken Gewerkschaftsflügels 
der PAP. Dadurch gelang es der Regierung, die Zahl der Streiks drastisch 
zu reduzieren; zugleich verlor sie damit aber auch die Unterstützung der 
Bevölkerung, für die die Gewerkschaften die progressiven und antikolo- 
nialistischen Kräfte verkörperten. Infolgedessen nahm die Popularität der 
PAP bei der Bevölkerung enorm zu. Davon profitierte in erster Linie Lee 
Kuan Yew, der Führer des rechten Flügels, denn der linke Flügel hatte 
durch die Verhaftung ja gerade einen großen Teil seiner Führung verloren. 

Lee Kuan Yew und die um ihn versammelte, englisch erzogene Elite hatten 
frühzeitig erkannt, daß ohne Unterstützung der chinesischstämmigen Ge- 
werkschafter in Singapur kein politischer Kampf zu gewinnen war.’ Folg- 
lich suchte Lee eine Koalition mit den Gewerkschaftsführern. Die 1954 


3 Bellows (1970: 73) meint deshalb, daß die Zeit der LF-Regierung die Zeit der größten 
politischen Freiheit und Diskussion in der Geschichte Singapurs gewesen sei. Auch nach 
weiteren 25 Jahren hat die Aussage Bellows nichts von ihrer Gültigkeit verloren. 

4 Lee war sich dessen klar bewußt: »Any man in Singapore who wants to carry the Chine- 
se-speaking people with him cannot afford to be anti-communist ... The Chinese are very 
proud of China«. (Interview mit Lee Kuan Yew, Straits Times, 5.5.1955). 
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gegründete PAP, gab sich daher antikolonialistisch und revolutionär. Ein 
solches Programm erwies sich als höchst integrativ, denn es stützte sich ge- 
rade nicht auf ethnische Herkunft oder Klassenzugehörigkeit. So wurden 
Lee Kuan Yews, ausschließlich auf englisch gehaltenen Wahlreden in ein 
in der Volksrepublik China gebräuchliches »kommunistisches« Chinesisch 
übersetzt, und die Wahlversammlungen der PAP endeten mit dem Absin- 
gen von kommunistischen Kampfliedern (Luther 1980, 90). 

Das Jahr 1957 war entscheidend für die weitere politische Entwicklung 
Singapurs, denn Lee Kuan Yew gelang es, seine Macht endgültig zu festi- 
gen. Einerseits überließ er den Briten bei den Unabhängigkeitsverhandlun- 
gen nicht nur die Bereiche Verteidigung und Außenpolitik, sondern auch 
die Geheimpolizei. Die Verfügung über die Anwendung des Ausnahmege- 
setzes blieb somit weiter in den Händen der Briten. Dieser Umstand sollte 
ihm beim späteren Kampf gegen die Gewerkschaften sehr nützlich sein. 
Andererseits setzte er über eine Satzungsreform eine ungleiche Mitglied- 
schaft in der PAP durch. Stimmrecht besitzen seither allein die Kadermit- 
glieder. Zum Kader kann man nur »berufen« werden. Wer Kader ist, bleibt 
den einfachen Parteimitgliedern und der Öffentlichkeit verborgen. Lee 
hatte der PAP damit eine, wie er sie selbst nannte, »Vatikanstruktur« ver- 
paßt: der Papst ernennt die Kardinäle und die Kardinäle wählen den Papst 
(Reddies 1994, 508). Anlaß zu dieser leninistischen Strukturierung der 
PAP gab ihm die 3. Parteikonferenz. Dort hatte die Linke zunächst die 
Hälfte der Sitze im Zentralkomitee erobert. Nur wenige Tage später wur- 
den 5 der 6 linken ZK-Mitglieder verhaftet und damit die Macht des linken 
Flügels gebrochen. Die »Vatikanisierung« der Partei sollte solche Gefah- 
ren ein für alle Mal ausschließen. 

Um den inneren Wandel der Partei zu verbergen, lieferte sich die Gruppe 
um Lee Kuan Yew weiterhin ideologische Schaukämpfe mit den Briten. 
Gleichzeitig pflegte Lee aber seine guten Kontakte zum britischen Gou- 
verneur. Außerdem führte die PAP vor den Parlamentswahlen von 1959 
einen, im doppelten Sinne des Wortes, linken Wahlkampf. Öffentlich for- 
derte Lee Kuan Yew die Freilassung der inhaftierten PAP-Mitglieder, und 
sicherte sich dadurch die Unterstützung breiter Schichten der Bevölkerung. 
Gleichzeitig sorgte er aber kraft eines neuen Wahlgesetzes dafür, daß die 
Freigelassenen aus Termingründen nicht mehr selbst für die Wahl kandi- 
dieren konnten (Luther 1980, 117). 

Bei den Wahlen 1959 gewann die PAP 54% der Stimmen und 43 der 51 
Parlamentssitze. Lee Kuan Yew übernahm das Amt des Regierungschefs. 
Im selben Jahr wurde Singapur im Rahmen einer neuen Verfassung und 
mit den zuvor genannten Einschränkungen die innere Unabhängigkeit und 
Selbstregierung gewährt (Luther 1980, 128). Damit verlor die Ideologie 
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des Antikolonialismus an Einigungskraft und stand Lee Kuan Yew nicht 
mehr im gleichen Maße als einfache Legitimationsquelle zur Verfügung. 
Lee suchte daraufhin in der Modernisierung und im wirtschaftlichen Auf- 
bau der Insel eine neue Legitimationsgrundlage. Er holte eine von Albert 
Winsemius geleitete UN Industrial Survey Mission nach Singapur. Win- 
semius empfahl, ausländische Investoren über steuerliche Vergünstigun- 
gen, dıe Bereitstellung von Infrastruktur und von qualifizierter, billiger Ar- 
beitskraft anzulocken und ihre Fabriken in exportorientierten Freihandels- 
zonen anzusiedeln. Ein möglicher Markt für die Industriegüter sollte Ma- 
laysia sein. Dabei erhielt der Staat eine entscheidende Rolle als Steuerungs- 
instanz. Dieses Konzept wurde zum offiziellen Entwicklungsprogramm; 
für seine Umsetzung wurde 1961 das Economic Development Board 
(EDB) gegründet (Pascha 1990, 106). Die Parolen waren nunmehr »politi- 
sche Stabilität«, »effektive Verwaltung« und »Wachstum durch Industria- 
lisierung«. 

Zu dem angestrebten »guten« Investitionsklima gehörte auch die Diszipli- 
nierung der Arbeiterschaft. So wurde 1959 und 1960 insgesamt 106 Ge- 
werkschaften, die eine Anhebung der Reallöhne gefordert hatten, die Zu- 
lassung entzogen. Gleichzeitig brachte die Regierung einige kostspielige, 
sozialpolitische Reformen (sozialer Wohnungsbau, Verbesserungen im 
Schul- und Gesundheitswesen) auf den Weg. Lee mag gehofft haben, 
damit die Bevölkerung und insbesondere die stark politisierte Arbeiter- 
schaft besänftigen zu können. Er täuschte sich: Verrat und Repression von 
seiten ihres eigenen Parteiführers wurden nicht hingenommen und die Füh- 
rung der PAP geriet in die schwerste Krise ihrer Geschichte. Aus Protest 
gegen die Gewerkschaftspolitik verließen 13 PAP-Abgeordnete 1961 die 
Partei und gründeten eine neue Linkspartei, Barisarn Sosialis. 70% der 
Mitglieder der PAP wechselten in die neue Partei. Zudem eroberten die 
linken Gewerkschaften schließlich auch noch die Mehrheit im Singapore 
Trade Union Congress (STUC), dem größten Gewerkschaftsbund Singa- 
purs. Der PAP-Führung um Lee Kuan Yew war damit die Basis entzogen. 
Daraufhin entschloß sich Lee kurzerhand, den STUC unter dem Vorwand, 
er sei »kommunistisch infiltriert«, aufzulösen. Seither ist die antikommu- 
nistische Propaganda wichtiger Bestandteil des ideologischen Repertoires 
des Regimes von Lee Kuan Yew und der PAP - unbeschadet dessen, daß 
es in Singapur in Wirklichkeit nie eine nennenswerte kommunistische Be- 
wegung gegeben hat. Der Antikommunismus diente vielmehr stets als ein 
durch den /nternal Security Act legitimiertes Instrument der Unterdrückung 
der Opposition - z.B. als Lee am 2. Februar 1963 unter dem Kodenamen 
»Operation Cold Store« weit mehr als 100 linke Oppositionelle verhaften 
ließ. 
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Mit den der PAP treuen Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes wurde 
1961 der gemäßigte National Trade Union Congress (NTUC) gegründet. 
Gleichzeitig suchte Lee Kuan Yew die Loyalität der Staatsbürokratie ihm 
gegenüber durch Gehaltserhöhungen und Privilegien zu festigen. Sein tak- 
tisch geschicktester Zug bestand jedoch darin, das Terrain der politischen 
Auseinandersetzung zu wechseln: Er rief die Bürger Singapurs zum Kampf 
um die uneingeschränkte Unabhängigkeit auf, und zwar auf dem Umweg 
über die Verschmelzung mit der Malaiischen Föderation. »Independence 
through Merger« hieß von nun an die Parole.’ Sowohl die Führung der 
PAP als auch die Briten sahen darin eine Chance, einen Sieg der Barisan 
Sosialis bei den nächsten Wahlen zu verhindern. 

Beim Referendum am 1.9.1962 befürworteten 73% der Wähler die Verei- 
nigung. Ein Jahr später war Singapur ein Teilstaat Malaysias. 5 Tage nach 
der Vereinigung fanden Parlamentswahlen statt. Trotz massiver Begünsti- 
gungen und Manipulationen, die sich am Rande der Legalität bewegten, 
erhielt die PAP nur 46,9% der Stimmen, damit jedoch 72,5% der Sitze. 
Nach den Wahlen führte Lee Kuan Yew die Säuberungsaktionen Konse- 
quent zu Ende. Sein Ziel war die Vernichtung jeder Art von organisierter 
Opposition in Singapur. So ging er nicht nur gegen die Barisan Sosialis 
und die linken Gewerkschaften, sondern auch die organisierte chinesische 
Studentenschaft der Nanyang Universität” und gegen chinesische Ge- 
schäftsleute, die Barisan Sosialis unterstützt hatten, vor. Gegen Ende des 
Jahres 1965 befanden sich ungefähr 200 wichtige Mitglieder der Barisan 
Sosialis und etwa 100 weitere politische Aktivisten in den Gefängnissen 
Singapurs. 

Obwohl Lee Kuan Yew die Bildung der Föderation betrieben hatte, war er 
keineswegs bereit, sich politisch unterzuordnen bzw. sich in die Staatshier- 
achie einzuordnen. So hatte er darauf bestanden, den Titel eines Premier- 
ministers zu behalten. Im Parlament in Kuala Lumpur brachte er die ma- 
laiischen Nationalisten so sehr gegen sich auf, daß sie ultimativ eine Loya- 
litätserklärung gegenüber der Zentralregierung forderten. Es kam zu einer 
emotional aufgeladenen Polarisierung zwischen Malaiien und Chinesen, im 
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Dazu mußte Lee zunächst überredet werden. Denn als der Premier von Malaysia, Tunku 
Abdul Rahman, im Mai 1961 die Idee einer politischen Vereinigung von Malaysia, Sin- 
gapur, Sarawak, Sabah und Brunei in einen föderalen Staat vorschlug, war er noch unsi- 
cher. Aber das Arguinent von Tunku, »Ich will kein Kuba an meinen Füßen«, machte ihm 
die Gefahr der Regierungsübernahme durch die Linken deutlich (Reddies 1994: 509). 

6 Die Nanyang Universität war die einzige chinesische Hochschule Singapurs. Sie wurde 
1956 durch Spenden chinesischer Geschäftsleute und eine Sammelaktion bei der Bevölke- 
rung gegründet, und zwar mit dem Ziel, den Absolventen der chinesisehen Mittelschulen 
in Malaysia und Singapur eine Universitätsausbildung in chinesischer Sprache zu ermög- 
lichen und die chinesische Kultur zu pflegen. 
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September 1964 sogar zu Rassenunruhen. Am 8. August 1965 schloß das 
Parlament Singapur wegen Verweigerung dieser Loyalitätserklärung aus 
der Föderation Malaysia aus (Reddies 1994, 509-510). Singapur wurde zur 
unabhängigen Republik. 

Aber es fehlte Singapur tatsächlich an fast allem, was einen Staat aus- 
macht. »Kein Staatsvolk; keine Staatsideoiogie; eine kleine, überbevölkerte 
Insel ohne natürliche Rohstoffe, hohe Arbeitslosigkeit und niedriger Le- 
bensstandard der Mehrzahl der Bewohner, dazu umgeben von Nachbar- 
staaten, zu denen die politische Beziehung nicht gerade harmonisch wa- 
ren« (Reddies 1994, 510). Die wenigen Positivfaktoren waren eine junge 
arbeitswillige Bevölkerung, ein Hafen zur Welt und eine gut ausgebaute 
Infrastruktur. Nur der Staat hatte eine politische Struktur, die Lee bereits 
nach seinen Vorstellungen geordnet hatte: eine Kaderpartei, loyale Ge- 
werkschaften und eine effiziente Bürokratie. Diese wurden zur Basis seiner 
Macht und der politische Stabilität Singapurs. Der Weg war nun frei, um 
sich ganz auf das Modernisierungs- und Industrialisierungsprogramm zu 
konzentrieren, von dessen Erfolg sich das junge Regime eine zusätzliche 
Legitimierung seiner repressiven Politik versprach. 


3. Natienwerdung durch Wirtschaftswachstum 


Die zwei Jahrzehnte nach der Unabhängigkeit (1965-85) waren gekenn- 
zeichnet von hohen Wachstunisraten, von erfolgreich von oben betriebe- 
nem nation buildung und von entsprechenden Legitimitätsgewinnen der 
Regierung Lee Kuan Yews. Die Regierung hatte die exportgestützte Indu- 
strialisierungsstrategie, die von der von Winsemius geleiteten UN Indu- 
strial Survey Mission empfohlen worden war, auch nach 1965 beibehalten. 
Sie geizte nicht mit Investitionsanreizen für ausländische Unternehmer. 
1968 wurden mit der Development Bank of Singapur und der Jurong Town 
Corporation zwei wichtige staatliche Einrichtungen zur Förderung auslän- 
discher Industrieansiedlungen geschaffen, wobei letztere die Erstellung 
und Verwaltung der Industrieparks übernahm. Gleichzeitig versuchte die 
Regierung, die Löhne niedrig zu halten oder gar zu senken, um Singapur 
für ausländische Unternehmen noch attraktiver und profitabler zu machen. 
So erklärte der Arbeitsminister 1969 vor der American Employers Associa- 
tion: »Investors are a shrewd lot (and that's) why the new labour laws have 
been drastically revised to meet the needs of industry« (nach Luther 1980, 
189). Diese Politik war ausgesprochen erfolgreich: Bereits im Jahre 1970 gab 
es ausländische Investitionen von über einer Milliarde Singapur-Dollar. 

Andererseits versuchte die Regierung Lee Kuan Yews in dieser Fhase, die 
Bevölkerung davon zu überzeugen, daß die Vision einer künftigen 
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»Schweiz Südostasiens« nur über die volle Mobilisierung der Leistungs- 
fähigkeit und -bereitschaft aller Bürger zu erreichen sei. Zunächst sollte die 
Bevölkerung jedoch Israel nacheifern: ein zerbrechliches, permanent kri- 
senbedrohtes, kleines und von großen Nachbarn umgebenes Land wird 
durch den vollen Einsatz jedes einzelnen zur Nation (Reddies 1994, 517). 
Dies sollte nicht nur die strenge Disziplinierung der Bevölkerung rechtfer- 
tigen, sondern auch eine neue nationale Identität der Singapurianer schaf- 
fen. Die einzigartige Heterogenität der Bevölkerungsstruktur Singapurs 
hätte ohnehin jeden Versuch, auf der Basis der einen oder der anderen 
Kulturtradition zu einem neuen Nationalgefühl zu kommen, scheitern las- 
sen (Chan/Evers 1973, 315). Eine pragmatisch orientierte »Entwicklungs- 
ideologie« vermied solche Fallen und paßte gut zur kulturell neutralen, 
»ökonomischen« Grundeinstellung der Einwanderergesellschaft Singapurs. 
Da eine exportorientierte Industrialisierungsstrategie ohne Absatzmärkte 
nicht den gewünschten Erfolg bringen kann, war Singapur nach der Tren- 
nung von Malaysia auf neue Märkte angewiesen. Die Chance bot sich im 
amerikanischen Markt, der für ostasiatische Billigprodukte auch aus politi- 
schen Gründen offenstand (Reddies 1994, 511). Die Erfolgsbilanz Singa- 
purs in dieser Zeit ist eindrucksvoll. Nach Japan verfügt der Stadtstaat über 
das höchste Pro-Kopf-Einkommen in Asien. Die folgenden Tabellen geben 
Aufschluß darüber, daß nicht nur die Wirtschaft insgesamt, sondern auch 
der Anteil der Industrieproduktion enorm gewachsen ist. 

Das schnelle und anhaltende Wirtschaftswachstum sicherte der Regierung 
Lee Kuan Yew ein hohes Maß an Legitimation. Die PAP konnte bei allen 
Parlamentswahlen zwischen 1968 und 1980 sämtliche Sitze erobern. Lee 
nutzte diese Legitimation vor allem dazu, die Arbeiterschaft weiter zu dis- 
ziplinieren und jede Art von politischem Widerstand zu beseitigen.’ 

Das Interesse der PAP und das von ihr vertretene Entwicklungsprogramm 
wurde immer mehr als »nationales Interesse« definiert, während die Op- 
position als »antinational« und Entwicklungshindernis verteufelt wurde. 
»Wachstum oder Chaos« lautete die rhetorische Alternative in dieser Pha- 
se. Dementsprechend wurde, als das Wirtschaftswachstum nachließ 
(1973/74 und 1984/85), den »antinationalen Kräften« und »äußeren Fakto- 
ren« die Schuld dafür zugeschrieben. 


7 Bereits im Sommer 1968 verabschiedete das Parlament die »bisher kühnsten Arbeitsge- 
setze«: den Employment Act und den Industrial Relations (Amendment) Act. Diese bei- 
den Gesetze schränkten wesentliche Rechte der Arbeiter und der Gewerkschaften noch 
weiter ein (z.B. Kürzungen von Überstundenzulagen und Urlaub; Beseitigung so gut wie 
aller Einspruchsrechte der Gewerkschaften). Die Deutsch-Asiatische Bank sprach dann 
auch von »traumhaften Bedingungen« (vgl. Luther 1980: 222-24). 
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Tabelle 1: Wirtschaftswachstum nach Sektoren (in Prozent pro Jahr) 


1970-80 1980-90 
Landwirtschaft, Fischerei 1,4 -6,6 
Industrie 8,6 5,8 
- Verarbeitende Industrie 9,7 7,0 
Dienstleistungen 8,3 7,3 
BIP 8,3 6,6 
BSP pro Kopf = 5,3 


Quelle: Weltentwicklungbericht 1993 (zitiert nach Reddies 1994: 515). 


Tabelle 2: Anteil der Wirtschaftssektoren am BIP (in Prozent) 


1960 1970 1980 1989 
Industrieproduktion 13 20 29 30 
Handel 33 30 24 17 
Transport, Kommunikation = 11 15 13 
Finanzen, Banken, kommer- 
zielle Dienstleistungen 11 14 17 30 
Bauwirtschaft - 7 ) 5 


Quellen: EIU Country Profile 1990/91, 1993; Ministery of Information and the Arts/Publicity 
Division, Singapur 1993 (zitiert nach Reddies 1994, 513). 


Wirtschaftliche Erfolge und eine umfassende Repression ließen nur wenig 
offenen Widerstand gegen die Herrschaft Lee Kuan Yews und der PAP 
aufkommen. Einer dieser wenigen Konflikte war der zwischen kritischen 
Medien und der Regierung im Frühjahr 1971. Er endete mit dem Verbot 
von zwei Zeitungen (Eastern Sun, Singapore Herald) und der Verhaftung 
der Redakteure der chinesischen Zeitung Nanyang Siang Pau. 

Durch diesen Konflikt nahm das Ansehen der Regierung Lees spürbaren 
Schaden. Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung mit der Nanyang Siang 
Pau stand die Bewahrung der chinesischen Kultur, die Kritik an der pro- 
westlichen Haltung Lee Kuan Yews und besonders die wachsende soziale 
Ungleichheit. Lee Kuan Yew war damals noch überzeugt, daß Englisch in 
Verbindung mit einer modernen Erziehung nicht nur Vorteile im Welthan- 
del bringen, sondern langfristig alle ethnischen Schranken niederreißen 
würde, und daß sich Singapur nur auf diese Weise zu einer Nation entwik- 
keln könnte (Dauth 1981, 24). Gerade dagegen richtete sich die Kampagne 
des Redakteurs der Nanyang Siang Pau zur »Verteidigung des chinesi- 
schen Kulturerbes«. Die anglophilen Politiker der PAP wurden als »Fri- 
days« (nach Defoes Robinson Crusoe) der Engländer, die alle Chinesen 
ebenfalls in »Fridays« ummodeln wollten, bezeichnet (Luther 1980, 251). 
Die Regierung reagierte empört, bezeichnete die Redakteure als »chi- 
nesische Chauvinisten«' und »kommunistische Anführer« und ließ sie ver- 


8 Den »chinesischen Chauvinismus« charakterisierte ein singapurianischer Professor fol- 
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haften. Um diesen Chauvinismus gründlich zu beseitigen, ließ Lee später 
auch noch die chinesische Nanyang Universität auflösen und in die eng- 
lischsprachige Singapur Universität integrieren (Dauth 1981, 24-25). 

Es war aber nicht allein die rohe Staatsgewalt, die in dieser Phase kaum 
Widerstand entstehen ließ. Es war auch der Schock, den die repressive 
Politik der Übergangsperiode (1955-65) im Bewußtsein der Bevölkerung 
hinterlassen hatte. Dieser hatte zur Desillusionierung und Entpolitisierung 
geführt. Die gleichzeitig durch den Staat betriebene wirtschaftliche Mobi- 
lisierung bildete den Grundstein der politischen Kultur dieser Periode - 
zumal das politische Wohlverhalten mit Verbesserungen des Lebensstan- 
dards belohnt wurde. 

In der Sozialpolitik wurden beachtliche Fortschritte erzielt: Der soziale 
Wohnungsbau, das Gesundheits- und Schulwesen sowie die städtische und 
industrielle Infrastruktur wurden mit Nachdruck ausgebaut. Auch ein Sy- 
stem der Alterssicherung wurde mit dem Central Provident Fund (CPF) 
eingeführt (Reddies 1994, 517). Die Sozialpolitik steigerte per se die Legi- 
timität des Regimes. Ihre Fortschritte wurden z.T. spektakulär inszeniert. 
Zudem entstanden auf diese Weise viele neue Arbeitsplätze, die ebenfalls 
zur Entschärfung des sozialen Klimas beitrugen. 

Der staatlich verordneten Sozialpolitik entsprach auch die neue Rolle der 
Gewerkschaften. Nachdem sie die meisten ihrer Rechte, einschließlich der 
Tarifautonomie’, verloren hatten, wurden sie mit der Wohlfahrtspflege und 
der Organisation von Konsumgenossenschaften betraut. Der größte Ge- 
werkschaftsbund NTUC betreibt mittlerweile eigene Supermärkte, Versi- 
cherungsgesellschaften, ein großes Taxiunternehmen u.a.m. Außerdem 
übernahmen die Gewerkschaften zunehmend Pazifizierungs- und Kontroll- 
funktionen. 

Auf ähnliche Weise unterwarf oder verbot die Regierung aus früheren 
Zeiten bestehende basisdemokratische Organisationen - oder rief gleich 
selbst neue Basisorganisationen nach dem Blockwartmodell ins Leben 
(Luther 1980, 260). Das Ziel Lee Kuan Yews war dabei stets das gleiche, 
nämlich seine politische Basis und seine Kontrolle über die Bevölkerung 
zu stärken. Daneben dienten diese Organisationen dazu, unter der Obhut 
der PAP lokale Eliten zu kooptieren. Über diese zentral kontrollierten und 
gesteuerten Basisorganisationen ließen sich die seit 1968 systematisch be- 
triebenen Massenkampagnen wesentlich leichter organisieren. Dazu gehör- 
ten in den frühen Jahren u.a. die »eat-more-wheat«-, die »Queu-up«-, die 
»Anti-Moskito«-, die »Keep-Singapore-Clean«-, die »Green«- und die 


gendermaßen: »Der traditionelle Chinese kennt seine Familie, aber nicht den Staat. Er ist 
bereit, für seine Familie zu arbeiten, nicht jedoch der Nation zu dienen«. (Dauth 1981: 24) 
9 Das 1972 gegründete National Wages Council übernahm diese Rolle. 
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»Nicht-Spucken«-Kampagne. Später kamen die »Höflichkeits-«, die »Pro- 
duktivitäts-«, die »Totale Verteidigungskampagne« u.a.m. hinzu. Lee ver- 
suchte damit, der Bevölkerung immer wieder die Präsenz und die Bedeu- 
tung des Staates bzw. seiner eigenen Herrschaft als Motor der Entwicklung 
in Erinnerung zu bringen und sie zu sozialen Verhaltensweisen nach seinen 
Vorstellungen zu erziehen. Aus den heterogenen Inselbewohnern sollten 
perfekte Singapur-Menschen gemacht werden. In dieser Hinsicht ähnelte 
Lee Kuan Yew gewiß Mao Zedong, der sich - vergebens - um die Schaf- 
fung eines »neuen Menschen« bemüht hatte (Lee 1995). 

Es ist nicht zu bezweifeln, daß es Lee Kuan Yew in den beiden Jahrzehn- 
ten nach der 1965 gewährten vollen Unabhängigkeit gelang, Singapur in 
eine politisch stabile Leistungsgesellschaft zu verwandeln. Für diesen Pro- 
zeß waren umfangreiche ausländische Direktinvestitionen und hohe 
Wachstumsraten unentbehrlich. Die extreme Leistungsphilosophie, für die 
allein der persönliche Einsatz, nicht aber die Rassenzugehörigkeit zählte, 
wirkte in diesem heterogenen Vielvölkerstaat intergrationsfördernd. Es 
entstand ein Nationalbewußtsein der Singapurianer, in dessen Mittelpunkt 
die aus eigener Kraft vollbrachten Leistungen stehen (Rieger 1988, 49). 


4. Die Entdeckung des Konfuzianismus 


In der Zeit von 1965 bis 1982 verfügte die Herrschaft Lee Kuan Yews über 
ein hohes Maß an Legitimität. Er kam mit - im Vergleich zur vorherigen 
und zur folgenden Phase - geringer offener Unterdrückung aus (Haubold 
1988). Wohl deshalb verkannte oder ignorierte man den autoritären Cha- 
rakter seines Regimes. In den achtziger Jahren avancierte Singapur bei 
vielen Experten und einer ganzen Reihe einschlägiger Institutionen wie 
etwa der Weltbank zum Paradebeispiel erfolgreicher Entwicklung. In die- 
sem Zusammenhang wurde von Wissenschaftlern wie Kahn, MacFarquhar, 
Berger, Tu Wei-ming u.a. ein neuer Ansatz entwickelt, der die wirtschaftli- 
chen Erfolge Singapurs und der anderen ostasiatischen Länder auf ihre 
(vermeintlich) konfuzianische Kultur zurückführte. Dieser Ansatz wurde 
als »konfuzianische Kapitalismusthese« bzw. »neue Konfuzianismusthese« 
bekannt. 

Mit dieser These wurde Max Webers Konfuzianismusthese auf den Kopf 
gestellt, die besagte, daß der Konfuzianismus als geistige, gesinnungsmä- 
Bige Grundlage Chinas dort die Entstehung des Kapitalismus verhindert 
habe. Allerdings wurde der Widerspruch zwischen der alten und der neuen 
Konfuzianismusthese lange Zeit ignoriert. Lediglich Berger setzte sich 
damit vor einigen Jahren auseinander und versuchte, den Widerspruch auf- 
zulösen: Der gegenwärtige unterscheide sich vom alten Konfuzianismus 
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insofern, als der alte Konfuzianismus derjenige der Mandarine und gebilde- 
ten Beamten gewesen sei. Der gegenwärtige Konfuzianismus sei jedoch 
ein volkstümlicher bzw. bürgerlicher Konfuzianismus, und dieser Konfuzi- 
anismus sei der kapitalistischen Entwicklung förderlich (Berger 1987, 
163). Deshalb habe Weber ebenso recht wie die Vertreter der neuen Kon- 
fuzianismusthese. Zu den Werten des volkstümlichen Konfuzianismus 
zählte Berger die positive Diesseitigkeit, die Gesetzestreue, das aktive 
Streben nach Wohlwollen, der Respekt vor der Autorität, die Betonung der 
Frugalität und das Bernühen um ein stabiles Familienleben. Solche Wert- 
vorstellungen hätten zu der Arbeitsethik, der Grundhaltung des gesamten 
ostasiatischen Gemeinwesen und damit schließlich zum wirtschaftlichen 
Erfolg dieser Region beigetragen. 

Auch wenn die anderen Vertreter dieser These sich darin einig sind, daß 
Disziplin, Gehorsam, Arbeits- und Bildungseifer sowie Kollektivismus 
durch die konfuzianische Kultur geprägt sind, erhalten wir von diesen Au- 
toren auf die Frage, inwiefern diese angeblich konfuzianischen Werte dem 
Wachstum förderlich gewesen sein sollen, und wie man die zuvor erwähn- 
ten, heftigen Arbeitskonflikte mit der Konfuzianismusthese in Einklang 
bringen soll, keine befriedigende Antwort. Stattdessen stoßen wir auf Be- 
hauptungen, die der Realität dieser Länder überhaupt nicht gerecht werden, 
hingegen den Wünschen der sie regierenden autoritären Politiker ziemlich 
genau entsprechen. Für MacFarquhar (1980, 71) liefert der Konfuzianis- 
mus die philosophische Rechtfertigung für die Herrschaft einer mildtätigen 
und wohlwollenden Bürokratie unter einem tugendhaften Herrscher. Die 
Mildtätigkeit des Herrschers werde durch den Gehorsam der Untertanen 
erwidert. Dabei fördere die kindliche Ehrfurcht, die den Kern des traditio- 
nellen Konfuzianismus bilde, ein Verhalten disziplinierter Unterordnung 
und die Akzeptanz von Autorität. Beides lasse sich auf die Fabrik und den 
Staat übertragen. Aus der Güte des Herrschers und dem Gehorsam der 
Untertanen entstehe eine genuine Harmonie, die sich wiederum auf soziale 
Disziplin, Solidarität und Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit se- 
gensreich auswirke. Im Gegensatz zum Individualismus des Westens stehe 
im Osten das Individuum hinter dem Kollektiv des Staates oder auch der 
Firma zurück. Solche Äußerungen wurden von den »mildtätigen« Herr- 
schern Ostasiens mit Entzücken als Bestätigung ihrer Herrschaft aufge- 
nommen und gegenüber ihren Bürgern und der internationalen Öffentlich- 
keit propagandistisch genutzt. 

Auf der anderen Seite stehen hinter der neuen Konfuzianismusthese, die 
die Sehnsucht nach sozialer Harmonie und Unterordnung als kulturge- 
schichtliche Tradition Ostasiens hinstellt, aber auch die Sorgen konservati- 
ver Kreise im Westen. Sie meinen, daß die Übernahme von Risiken und 
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Versorgungsleistungen durch den Staat im Westen zu einem Rückgang an 
individuellem Engagement und zu einem Nachlassen an sozialer Verant- 
wortlichkeit geführt habe. Der zunehmende Individualismus bzw. Hedo- 
nismus sei für den ökonomischen Niedergang des Westens verantwortlich. 
Zudem sehen sie im wirtschaftlichen Aufstieg eine Gefahr für die westli- 
che Hegemonie (Lee 1995b, 357). Sie heben den Gemeinsinn, die Unter- 
ordnung und die Disziplin der Ostasiaten hervor - eben weil sie in ihren 
Ländern verlorene Ordnungen wiederherstellen wollen. 

Daß die moderne Konfuzianismusthese in erster Linie ein Reflex auf west- 
liche Problemlagen ist, erkennt man auch daran, daß sie auf einer äußerst 
fragwürdigen und eklektischen Interpretation des konfuzianischen Gedan- 
kenguts beruht und die beträchtlichen historischen und gegenwärtigen 
Unterschiede zwischen den ostasiatischen Ländern einfach übergeht. 
Damit steht sie in einer langen Tradition der Klischeebildung über Ostasi- 
en. Das neue daran ist, daß diese über Medien und Wissenschaft verbreite- 
ten Klischees nunmehr in einigen Ländern Ostasiens gegen die eigenen 
Bürger gewendet werden. 

Dies gilt insbesondere für Lee Kuan Yew. Er fand im »Konfuzianismus« 
eine neue Quelle der Legitimation seiner Herrschaft, die seit Anfang acht- 
ziger Jahre durch die gesellschaftlichen und politischen Veränderungen im 
Stadtstaat und durch internationalen Druck, insbesondere in Menschen- 
rechtsfragen, beständig ausgehöhlt wurde. Lee beharrte im Gegensatz zu 
den autoritären Regimen in Südkorea und Taiwan, die sich schließlich der 
Demokratisierungsbewegung der achtziger Jahre beugen mußten, auf sei- 
nem autoritären Herrschaftsmodell, obwohl auch in Singapur das politische 
Bewußtsein der Bevölkerung längst in eine neue Phase getreten war. 

im Jahre 1981 wurde das De-facto-Einparteienregime Lee Kuan Yews 
nach 13 Jahren zum ersten Mal wieder mit einer Opposition im Parlament 
konfrontiert, als nämlich der Rechtsanwalt J. B. Jeyaretnam bei einer 
Nachwahl in das Parlament gewählt wurde. Ein einziger Oppositionsabge- 
ordneter konnte im Prinzip keine Gefahr für Lee bedeuten, doch erwies 
sich Jeyaretnam als ein äußerst aktiver und versierter Oppositionspolitiker, 
der den autoritären Charakter des Regimes durchschaute und ständig 
bloßlegte. So entwickelte er sich, sehr zum Ärger von Lee, schnell zum 
Liebling der Medien und der Öffentlichkeit. Auch die Rezessionen von 
1982 und 1984, die die Krisenanfälligkeit der kleinen exportorientierten 
Volkswirtschaft deutlich machten, schwächten das Ansehen des Regimes. 
Lee wollte als Antwort auf die Rezessionen die ohnehin starke Rolle des 
Staates in der Wirtschaft noch weiter erhöhen (Pascha 1990, 107), eine 
Position, die jedoch zunehmend auf Skepsis zu stoßen begann. 
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Tabelle 3: Wahlergebnisse (1963-91) 


Wahljahr PAP-Stimmen (in %) PAP-Sitze Oppositionssitze 
1963 46,4 37 13 
1968 84,4 58 - 
1972 69,0 65 - 
1976 72,4 69 - 
1980 739 75 - 
1984 62,9 77 2 
1988 61,7 80 ji 
1991 59,3 77 4 


Quelle: Ministry of Information and the Arts/Publieity Division, Singapur 1993. 


So kam es, daß bei den Parlamentswahlen 1984 mehr als ein Drittel der 
Bevölkerung der Opposition ihre Stimme gab (s. Tabelle 3). Statt die Ver- 
änderungen anzuerkennen, empörte sich Lee Kuan Yew über seine »unrei- 
fen« und »undankbaren Untertanen« und bezweifelte zudem öffentlich die 
Berechtigung und Nützlichkeit des »one man - one vote«-Wahlsystems 
(Leifer 1990, 28). 

Zu den Veränderungen im Wählerverhalten seit 1980 gehört die wachsen- 
de Zahl der jungen, meist gut ausgebildeten, informierten und daher eher 
kritischen Wähler." Anders als die ältere Generation zeigt diese Gruppe 
der herrschenden PAP gegenüber wenig Respekt (Malik 1987, 15). Die 
Opposition sah in dieser Wählergruppe ihre historische Chance, während 
sich Lee Kuan Yew im gleichen Maße um sein Werk Sorgen machen 
mußte. Mit Warnungen an die Jugend wie »Gesellschaften wie unsere ha- 
ben kein überflüssiges Fett« oder »sie bleiben entweder gesund oder sie 
gehen unter« (Scharlau 1984), wandte er sich schließlich der Rettung sei- 
nes Vermächtnisses zu und versuchte erneut, sich mittels Repression und 
Indoktrinierung gegenüber der Gesellschaft durchzusetzen. 

Lee, der die politische Arena einst selbst als Anhänger demokratischer 
Ideale betreten hatte‘, versuchte immer mehr, die Insel Singapur wie eine 
Fabrik zu verwalten. Aber wo es keine Meinungsfreiheit gibt, kann es auch 
keinen Wettbewerb der Ideen geben. Ohne Kritik und Gegenkritik wird das 
nächste Ziel Lee Kuan Yews, Singapur in eine moderne Informationsge- 
sellschaft und ein Zentrum für Hochtechnologie zu verwandeln, kaum zu 
erreichen sein. Lee war damit in einen Zielkonflikt geraten: einerseits 
sollte das politischen Herrschaftssystem der PAP erhalten bleiben, ande- 
rerseits mußte die kritischer werdende Bevölkerung für die neuen Ziele 


10 78% der Bevölkerung waren 1985 unter 45 Jahre alt (Quah 1985: 227). 

ll Im Far Eastern Economic Review vom 2.6.1988 findet sich eine Parlamentsrede, die Lee 
Kuan Yew 1955 gehalten hatte. Darin griff er die Politik der LF-Regierung wegen der von 
ihr verabschiedeten Public Security Bill scharf an. Bei letzterer handelte es sich eine mil- 
dere Version des /nternal Security Act, auf den er jetzt selbst gerne zurückgriff. 
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mobilisiert werden. Die Konfuzianismusthese bot hier einen Ausweg aus 
dem Dilemma an und eine Chance, das Regime neuerlich zu legitimieren. 
Lee Kuan Yew griff die akademische Debatte über Konfuzianismus und 
Kapitalismus auf und begann mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mit- 
teln, die Bevölkerung mit angeblich konfuzianischen Werten, die er als 
kulturelles Erbe der Chinesen in Singapur plötzlich entdeckt hatte, zu in- 
doktrinieren. Leider gab es keinen einzigen einheimischen Experten, der 
mit der konfuzianischen Ethik vertraut war. Dies war kein Wunder, denn 
es fehlte bis dahin jegliche konfuzianische Orientierung im gesellschaftli- 
chen Alltag Singapurs. Deshalb mußten 1982 ausländische konfuzianische 
Gelehrte, u.a. aus den USA, eingeladen (bzw. importiert) werden. Mit ihrer 
Hilfe wurde ein Lehrplan für den Konfuzianismusunterricht an den Schu- 
len entwickelt und 1983 ein Institut für ostasiatische Philosophie gegründet 
(Chua 1992, 260). Zudem wurde eine Massenkampagne für »ein morali- 
sches System der chinesischen Bevölkerung Singapurs« eingeleitet und die 
»speek-mandarin«-Kampagne begonnen (Balakrishnan 1991, 19). 

Ein wichtiges Ziel der Konfuzianisierung war, der Bevölkerung Singapurs 
und besonders der zunehmend verwestlichten und »entfremdeten« Jugend, 
möglichst rasch die »traditionellen Werte« des Ostens einzupflanzen. 
Selbstverständlich handelte es sich dabei um von der Regierung selektierte 
Normen wie Disziplin, Gehorsam, Fleiß, Gemeinschaftssinn. Der eigentli- 
che Kern der konfuzianischen Lehre, der im eindeutigen Gegensatz zum 
Herrschaftsanspruch Lee Kuan Yews steht, wurde ebenso selbstverständ- 
lich unterschlagen. Dieser Kern besteht darin, daß man im Bewußtsein der 
eigenen Würde und seiner inneren moralischen Kraft aus sich selbst heraus 
auf den tao, d.h. den rechten Weg, verpflichtet ist, selbst dann wenn sich 
ihm Respektspersonen entgegenstellen (vgl. Lun-yü 11.23, 15,36). 

Der Import des Konfuzianismus zielte jedoch nicht nur auf die Disziplinie- 
rung der eigenen Bevölkerung, er diente auch der Abwehr der westlichen 
Kritik an der autoritären Politik und an den Menschenrechtsverletzungen. 
Deshalb betonen die Vertreter des Regimes die »fundamentalen Unter- 
schiede« zwischen dem Osten und dem Westen. Der spätere Premiermini- 
ster Goh Chok Tong äußerte sich unter Berufung auf Lodge und Vogel, 
zwei renommierten amerikanischen Asienexperten, folgendermaßen: die 
im Westen vorherrschenden Wertvorstellungen seien »zuerst ich, dann die 
Gesellschaft«, der Hang zur Promiskuität und die freie Liebe, während im 
Osten im Gegenteil gelte »zuerst die Gesellschaft, dann ich« (Pan 1989, 
30). Zum anderen weisen sie die Kritik aus dem Westen, vor allem aus den 
USA, mit dem Argument zurück, daß die dortige Gesellschaft aufgrund ih- 
rer Wertvorstellungen unregierbar geworden sei. Diesen Weg wolle man 
nicht einschlagen. Deshalb sollten ihnen »die Amerikaner« ihre Lebensart 
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nicht aufdrängen (Lee 1994, 7). 

Die Tatsache, daß Lee Kuan Yew noch 1980 den »chinesischen Chauvi- 
nismus« - damit meinte er die Familienorientierung der Chinesen, die au- 
Ber der eigenen Familie weder den Staat noch die Gesellschaft kennen 
würden - bekämpft hatte, war schon in Vergessenheit geraten, und zwar 
sowohl in Singapur wie auch in so gut wie allen ausländischen Medien. 
Das Gleiche galt für die oben erwähnte Verfolgung chinesischer Intellek- 
tueller und die Schließung der Nanyang Universität. 

Die core values des Konfuzianismus wurden zur »nationalen Ideologie« 
erklärt. Die Geschichte der Chinesen in Singapur und die Herrschaft Lee 
Kuan Yews wurde in Übereinstimmung mit den konfuzianischen Herr- 
schaftsidealen reinterpretiert. Die Verbesserungen im Lebensstandard der 
Bevölkerung stellten die Leistung der paternalistisch-konfuzianischen 
Herrschaft Lees unter Beweis. Die autoritäre Politik legitimierte sich durch 
seine kompromißlose Entschlossenheit, auch unpopuläre Entscheidungen 
zu treffen, wenn es um das Wohlergehen des Staates ging. Lee Kuan Yew 
wurde zum »modernen Konfuzius« (Straits Times, 24.4.1990, zit. nach 
Chua 1992: 263). Zugleich wurde den kritischen Intellektuellen die Legi- 
timität ihrer Rolle als Regimekritiker aberkannt; der Anspruch auf das 
Recht zur Kritik entspringe einer fremden Tradition, der des Westens, und 
sei, wie übrigens auch Deng Xiaoping meinte, Folge »geistiger Verschmut- 
zung«. Daß aber gerade Konfuzius den loyalen Untertanen die Kritik des 
ungerechten Herrschers als Pflicht auferlegt hatte, wurde unterschlagen. 
Z.B. fand die Demokratiebewegung in Südkorea - Korea ist unter den asia- 
tischen Staaten am stärksten vom Konfuzianismus geprägt - ihre Legitima- 
tion gerade in dieser Tradition der kritischen Intellektuellen (Lee 1995a). 
Offensichtlich kam die Konfuzianismusthese Lee und seinen Anhängern 
sehr gelegen. Sie erlaubte ihm, sich als 'wohlwollender und tugendhafter 
Herrscher’ zu legitimieren. Aber nicht nur das: Die westlichen wie östli- 
chen Vertreter der Konfuzianismusthese weigern sich die Existenz der 
Demokratiebewegungen und die Entwicklung bürgerlicher Gesellschaften 
in Ostasien wahrzunehmen und in ihre Überlegungen einzubeziehen. Statt 
dessen konstruieren sie mit dem bloßen Hinweis auf die dortigen, ver- 
meintlich konfuzianischen Herrschaftsverhältnisse eine die Weltordnung 
prägende Dichotomie, in der sich das konfuzianisch-autoritäre Wirtschafts- 
system in Ostasien und die westliche Zivilisation gegenüberstehen (Hun- 
tington 1993; Geliner 1994). Die unmittelbare Wirkung dieser Art der 
Konstruktion von Wahrnehmung und Wirklichkeit war eine Stärkung des 
Selbstbewußtseins der autoritären Politiker in Asien. Dessen Folgen wur- 
den während der Menschenrechtskonferenz in Wien 1994 sichtbar, als 
nämlich Singapur, China, Malaysia und Indonesien eine asiatische Allianz 
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bildeten und sich Lee Kuan Yew wirkungsvoll als Wortführer der autoritä- 
ren Staaten Asiens auf der internationalen Bühne in Szene setzen konnte.” 
Je lauter die Stimme Lee Kuan Yews auf dieser Bühne zu hören war, um 
so unantastbarer wurde seine Position in Singapur selbst. Darunter hatte 
und hat auch die Demokratiebewegung in Singapur zu leiden. Unter den 
vier ostasiatischen NICs ist Singapur das einzige Land, in dem die Demo- 
kratisierung noch nicht im Gang gekommen ist. Selbstredend halten auch 
die seit 1990 in seinem Schatten regierenden Nachfolger Lee Kuan Yews 
(er hat das in Verfassung nicht vorgesehene Amt des »Senior Minister« in- 
ne) an der konfuzianischen Ideologie fest. 

Die negativen Seiten der Konfuzianisierung Singapurs sind allerdings nicht 
zu übersehen. Hatte die Leistungsideologie der 70er Jahre noch eine inte- 
grierende Funktion ausgeübt, so begab sich Lee Kuan Yew mit der Durch- 
setzung seines, sich auf den Konfuzianismus berufenden, absolutistischen 
Herrschaftsanspruchs in Gefahr, die Vielvölkergesellschaft Singapurs zu 
sprengen. Hinzu kam, daß sich immer mehr gut ausgebildete Bürger, über 
»die lähmende geistige Sterilität« beklagten und das Land zu verlassen be- 
gannen. Deshalb appellierte Lee Kuan Yew in seiner letzten Rede als 
Premierminister an die Bevölkerung, auf der Insel zu bleiben, denn das 
Vaterland sei in Gefahr (MacDonald 1990, 25). In den Worten des frühe- 
ren Präsidenten Devan Nair kommt diese, auch vorher von der PAP dia- 
gnostizierte Gefahr, aber nicht von außen, sondern »von der eigenen politi- 
schen Dummheit im Inneren«, von dem »erschreckenden politischen Stil 
des Lee Kuan Yew« (Haubold 1988). 


5. Die Problematik der konfuzianischen Kapitalismusthese 


Ohne Zweifel hat sich der materielle Wohlstand der Bevölkerung Singa- 
purs dank der erfolgreichen Industrialisierung der letzten dreißig Jahre be- 
trächtlich vergrößert. Dafür wird Lee Kuan Yew trotz seiner jahrzehnte- 
langen autoritären Herrschaft respektiert (Luther 1980, 224). Der wirt- 
schaftliche Erfolg ist verschiedenen Faktoren zuzuschreiben. Dazu gehören 
die effiziente Bürokratie Singapurs, Lees aktive und pragmatische Wirt- 
schaftspolitik, die leistungs- und arbeitswillige Bevölkerung, die gutausge- 
baute Infrastruktur und nicht zuletzt die politische Stabilität, die die Insel- 
republik seit 1965 auszeichnete. Auf dieser Basis konnte sich die Wirt- 
schaft Singapurs rasch entwickeln. 

Es ist jedoch falsch, diese Rahmenbedingungen mit Hilfe eines ausufern- 


I2 In seiner Erwiderung auf ein in Foreign Affairs veröffentlichtes Interview mit Lee Kuan 
Yew gibt der koreanische Oppositionspolitiker Kim Dae Jung eine klare Antwort: Kon- 
fuzianismus und Demokratie gehören in der heutigen Zeit zusammen. Da gibt es keinerlei 
Widerspruch! (Kim 1994, Zakaria 1994), 
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den Kulturbegriffes als kulturell, und zwar konfuzianisch determiniert aus- 
zugeben. Die Realität belehrt uns eines Besseren: Die effiziente Bürokratie 
war noch von der britischen Kolonialverwaltung aufgebaut worden und 
wurde dann von Lee Kuan Yew geschickt als Machtbasis instrumentali- 
siert. Die Arbeiterschaft Singapurs hatte bewiesen, daß sie gegen den briti- 
schen Kolonialismus und die eigene Regierung um ihre Rechte und höhere 
Löhne kämpfen konnte. Sie wurde dann durch brutale Unterdrückung, 
durch massive Verfolgung von Gewerkschaftern, durch Manipulationen 
und der Gründung regimefreundlicher Gewerkschaften unter die Kontrolle 
der PAP-Regierung gebracht. Die disziplinierte und gefügsame Arbeiter- 
schaft Ostasiens ist ein Mythos, der sich vor allem in der Vorstellungswelt 
des Westens festgesetzt hat. 

Die Tatsache, daß die Bevölkerung Singapurs die autoritäre Herrschaft Lee 
Kuan Yews und der PAP relativ lange unterstützt hat, ist teils der Entpoli- 
tisierung der Bevölkerung durch die repressive Politik vor 1965 und teils 
der erfolgreichen Wirtschaftspolitik der Regierung zu verdanken. Die ein- 
geschränkte Freiheit wurde zunächst durch die substantiellen Verbesserun- 
gen des Lebensstandards kompensiert. Darüber hinaus war der Herr- 
schaftsstil Lee Kuan Yews aber durch extremen Pragmatismus und Oppor- 
tunismus geprägt. Je nach Bedarf verwandelte er sich chamäleonartig vom 
Westminster-Parlamentarier zum antiparlamentarischen Konfuzianer, vom 
Sozialisten zum Antikommunisten. Ideologien waren ihm immer nur In- 
strumente der Politik. Sein ganzes Streben galt der Macht und dem 
Machterhalt. Wenn es um sein politisches Überleben ging, zeigte er keiner- 
lei Skrupel. 

Spätestens seit 1984 hätte die Inselrepublik einer politischen Wende be- 
durft. Doch statt einer Demokratisierung leitete Lee eine Konfuzianisie- 
rung Singapurs ein. Selbst wenn ein absolutistisch interpretierter Konfuzi- 
anismus einen stabilen staatlichen Rahmen abgeben könnte, konnte und 
kann er dies im Fall Singapurs sicherlich nicht leisten, da er als Teil des 
chinesischen Kulturerbes notwendigerweise die friedliche Koexistenz der 
verschiedenen ethnischen Gruppen Singapurs unterminiert. Damit hat Lee 
Kuan Yew seinen Nachfolgern ein schwieriges Erbe hinterlassen. Solange 
der Konfuzianismus als nationale Ideologie zur Legitimierung der PAP- 
Herrschaft instrumentalisiert wird, bleibt die Gefahr von Rassenkonflikten 
bestehen. 

Das Aufkommen der konfuzianischen Kapitalismusthese im Westen ermu- 
tigt die Regierung Singapurs jedoch, weiterhin die Konfuzianischen bzw. 
asiatischen Werte als Lebensgrundlage der Bevölkerung zu propagieren 
und sich international als Vorkämpferin dieser Werte hinzustellen, so wie 
dies neben Lee Kuan Yew auch Kishore Mahbubani, Staatssekretär im 
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Außenministerium, verstärkt tut (Mahbubani 1995). Im Westen wiederum 
kann Singapurs Selbstdarstellung als Beleg einer drohenden »gelben Ge- 
fahr« bzw. eines Zivilisationskonfliktes (Huntington) wahrgenommen und 
instrumentalisiert werden - etwa in der Form, daß Unternehmen und Regie- 
rungen in den westlichen Ländern von der Arbeiterschaft fordern, sich, um 
im internationalen Konkurrenzkampf gegen die disziplinierten, fleißigen 
und genügsamen ostasiatischen Arbeiter bestehen zu können, gerade in 
diesen Eigenschaften zu üben. 

So kann die These vom konfuzianischen Kapitalismus sowohl in Singapur 
als auch im Westen instrumentalisiert werden. Dies erklärt sicherlich auch 
einen Großteil der gegenwärtigen Hochkonjunktur dieser These. Dennoch 
ist sie als Erklärungsmuster für den wirtschaftlichen Erfolgs Singapurs und 
Ostasiens ohne Bedeutung. Die traditionell konfuzianische Kultur kann 
nicht post festum als Geheimnis des ostasiatischen Entwicklungserfolges 
hingestellt werden, ebensowenig wie sie als ultima ratio für den Entwick- 
lungsmißerfolg dieser Gesellschaften bis in die fünfziger Jahren verant- 
wortlich gemacht werden kann. 
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Arndt Hopfmann 


Transformation und Weltmarktintegration 
Perspektiven der Reformländer Mittel- und 
Osteuropas in der internationalen Arbeitsteilung 


Die in mancher Hinsicht gravierend von den Erwartungen östlicher Refor- 
mer und westlicher Berater abweichenden Reformverläufe in den Ländern 
Mittel- und Osteuropas haben eine merkliche Intensivierung der theoreti- 
schen Diskussion zu den Entstehungs- und Funktionsbedingungen von 
Marktwirtschaften sowie zu Inhalt und Voraussetzungen ökonomisch-so- 
zialer Entwicklung unter den Bedingungen einer entfalteten internationalen 
Arbeitsteilung hervorgebracht (vgl. u.a. Kregel/Matzner/Grabher 1992; 
Hübner 1992; Herr/Westphal 1993, Hölscher et al. 1993 und 1994; Betz/ 
Riese 1995). Dabei zeichnet sich in der Realität wie in der Theoriebildung 
immer deutlicher ab, daß Vorstellungen vom Charakter des Reformprozes- 
ses als simple »Einführung der Marktwirtschaft« oder als Nachvollzug 
»ursprünglicher Akkumulation« bzw. auch als nationalstaatliches Projekt 
»nachholender Modernisierung« - unter dem Primat 'richtiger Wirtschafts- 
politik" - der inneren Komplexität und der weltökonomischen Dimension 
dieses Prozesses in doppelt Hinsicht nicht gerecht zu werden vermögen. 
Erstens wird in derart vereinfachenden Auffassungen die »Definitions- 
macht der Weltökonomie als Bezugsgröße schlechthin« (Narr/Schubert 
1994: 13) unzulässig unterschätzt. Die bereits in den siebziger und achtzi- 
ger Jahren in der »Dritten Welt« weitgehend gescheiterten Versuche, öko- 
nomisch-soziale Modernisierung auf nationalstaatlicher Grundlage gegen 
den Peripherisierungsdruck des Weltmarkts durchzusetzen, haben offenbar 
werden lassen, daß mit der Herausbildung einer »Geo-Ökonomie« von 
»Wettbewerbsstaaten«’ die Hoffnung auf die Realisierbarkeit eines Pro- 
jekts nachholender Entwicklung in einer relativ abgeschlossenen National- 
ökonomie endgültig aufgegeben werden muß. 

Dies hängt zweitens nicht zuletzt damit zusammen, daß sich angesichts des 


il Wenn angenommen wird, daß die Wirtschaftskrise in Rußland wie auch in den anderen 
mittel- und osteuropäischen Staaten lediglich »durch eine Fehlentwicklung der Investi- 
tions- und Industriepolitik bedingt ist« (Holtbrügge 1994: 157), dann entscheidet über Er- 
folg oder Scheitern der Transformation natürlich allein die 'richtige Politik‘, während sy- 
stemische, im Funktionieren des Weltmarkts notwendig eingeschlossene Transformati- 
onshindernisse völlig ausgeblendet bleiben. 

2 Vgl. zur Ablösung des »fordistischen Sicherheitsstaats« durch den »nationalen Wettbe- 
werbsstaat« vor allem Hirsch 1993; Hirsch 1994; Altvater 1994a; Altvater 1994b, 
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wachsenden ökologisch-sozialen Problemdrucks auch und vor allem in den 
Industrieländern die modernisierungstheoretisch inspirierte Vorstellung 
von einer 'erfolgreichen' Transformation als Herausbildung von Geld- und 
Marktwirtschaften des OECD-Typs zunehmend als Illusion erweist 
(Brie/Klein 1991 und 1993; Altvater 1991 und 1992; Amin 1992; Wagner 
1994). Die »Transitologie«, die davon ausgeht, daß das zukünftige Gesell- 
schaftsmodell der mittel- und osteuropäischen Reformländer »nicht nur 
erwünscht, sondern auch schon bekannt ist« (Stark 1994: 128), und die da- 
her die bisherigen Transformationsresultate mit Vorliebe anhand von Ein- 
kommens- und Konsumkennziffern schematisch am nordwestlichen Refe- 
renzmodell mißt, kann die Frage nach den Kriterien 'erfolgreicher' Trans- 
formation nicht sinnvoll beantworten. Zur Ableitung von Kriterien für ei- 
nen Gesellschaftszustand, der als 'erfolgreiche' Transformation gelten 
kann, ist es unter den Druck der Umstände unerläßlich, den im globalen 
Maßstab notwendigen Übergang zu einem Modell nachhaltiger Entwick- 
lung in Rechnung zu stellen. 

Aus beiden Aspekten folgt, daß sich bei der Untersuchung des aktuellen 
Transformationsverlaufs und bei der Ableitung möglicher Perspektiven 
dieses Prozesses nicht nur Annahmen verbieten, die den einfachen Nach- 
vollzug westlicher Entwicklungsmuster in den östlichen Reformländern 
unterstellen, sondern daß es vor allem auch darum gehen muß, die Wir- 
kungsmacht weltwirtschaftlicher Zusammenhänge in die Analyse einzu- 
beziehen. Letzteres erscheint auch mit Bezug auf die Reformstrategien ge- 
boten, da unabhängig vom jeweiligen, eher gradualistischen oder auf 
Schocktherapien setzenden Vorgehen’ die weitgehende Liberalisierung der 
Außenhandels- und Devisentransaktionen - neben der Freigabe der Preis- 
bildung und der Privatisierung - einen prominenten Platz im Katalog der 
wirtschaftspolitischen Maßnahmen einnimmt, die als Mindestvorausset- 
zung für eine Transformation zu Markt- und Geldwirtschaften gelten 
(Herr/Westphal 1990: 15f.; Koop/Nunnenkamp 1994: 70f.).' 

Gerade die außenwirtschaftliche Liberalisierung als vermeintlich unver- 
zichtbares Strukturelement marktwirtschaftlicher Reformen erweist sich 
jedoch sowohl aus entwicklungstheoretischer Sicht wie auch aufgrund hi- 


3  Bemerkenswerterweise teilen die Reformländer - unabhängig von der (vermeintlich oder 
tatsächlich) verfolgten Reformstrategie - nicht nur ein breites Einvernehmen über das 
Mindestset an notwendigen Reformmaßnahmen, sondern auch die gleichen Problemlagen, 
wie Juchler (1994) mit einer Fülle von empirischen Belegen herausgearbeitet hat. 

4 Vgl. auch Scheikle (1994: 125), die in diesem Zusammenhang die beispiellos radikale 
Öffnung der Reformökonomien zum Weltmarkt als Flucht nach vorn aus dem Dilemma 
einer fehlgeleiteten und fehlgeschlagenen inneren Transformation beschreibt und im Ver- 
gleich zum Vorgehen bei der Herausbildung einer Geldwirtschaft im Nachkriegsdeutsch- 
land von einer »umgekehrten Sequenzierung« spricht. 
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storischer Erfahrungen in den südlichen Entwicklungsländern als ausge- 
sprochen ambivalent. Einerseits ist kapitalistische Marktwirtschaft ihrer 
Natur nach Weltmarktwirtschaft. Ohne Integration in die internationale 
Zirkulation von Waren, Dienstleistungen und Kapital und damit in die in- 
ternationale Arbeitsteilung, ohne Vernetzung mit dem Weltmarkt, »der 
überhaupt die Basis und die Lebensatmosphäre der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise bildet« (Marx 1894: 120), können sich marktwirtschaftliche 
Strukturen auch binnengesellschaftlich nicht zur Totalität - als kohärentes 
System ökonomischer, sozialer und politischer Verhältnisse und institutio- 
neller Rahmenbedingungen - entfalten. Andererseits zeigt ein Blick auf die 
vielgestaltigen Versuche der südlichen Entwicklungswelt, eine solche Inte- 
gration zu vollziehen, daß die von entfalteten Weltwirtschaftszusammen- 
hängen ausgehenden Anpassungszwänge ein erhebliches Destruktions- und 
Deformationspotential enthalten. Ein Fehlschlag im Bemühen um nachho- 
lende, weltmarktfähige Wirtschaftsentwicklung hat jedoch - vor allem über 
Verschuldung und globales Zinsregime exekutierte - verheerende Folgen. 
Die weltökonomisch periphere Position der gescheiterten Modernisie- 
rungsaspiranten wird nicht nur konserviert, sondern über Deindustrialisie- 
rung, zunehmende soziale Verelendung und weitgehende passive Abkopp- 
lung von der internationalen Arbeitsteilung drastisch verschärft (Lüken ge- 
nannt Klaßen 1993). Auch in bezug auf die Transformationsökonomien de- 
legitimiert bereits eine oberflächliche Betrachtung der Voraussetzungen ei- 
nes weltwirtschaftlichen Reintegrationsversuchs und die möglichen Kon- 
sequenzen seines Scheiterns all jene euphorischen Visionen, die lediglich 
das OECD-Modell antizipieren. Allein die Existenz einer »Dritten Welt« 
von unterentwickelten Ländern, deren Reproduktionsstrukturen auch weit- 
gehend von Markt- und Geldbeziehungen geprägt werden, verweist mit 
Nachdruck darauf, daß Integration in einen entfalteten Weltmarkt nicht nur 
auf der Sonnenseite, mit Wohlstand und Sozialstaatlichkeit, sondern auch 
im Schatten ökonomisch-sozialer Unterentwicklung mit ihren oft tödlichen 
Bedrohungen von Verelendung und sozialen, ethnischen sowie nationalen 
Konflikten möglich ist.” Mehr noch, in einem kapitalistischen Weltmarkt 


5  »..mit dem Zusammenbruch der Planwirtschaft offenbarte sich, daß Effizienz und techni- 
scher Fortschritt als die ökonomischen Kriterien, auf die sich die Systemtheorie bezog, 
nicht die Überlegenheit der Marktwirtschaft zu begründen vermögen. Denn die Sy- 
stemtheorie gilt nicht nur für die Industrieländer, die diese ökonomischen Kriterien erfül- 
len, sondern ebenso auch für die Entwicklungsländer, die diesen Kriterien keineswegs ge- 
nügen... (...) Für die transformationstheoretische Diskussion indiziert diese Einsicht, daß 
eine Integration der Transformationsökonomien in die Weltwirtökonomie lediglich den 
Übergang von der Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft markiert. (...) Eine Integration in 
die Weltökonomie läßt offen, ob sich die Transformationsökonomien zu Industrie- oder 
Entwicklungsländern transformieren« (Riese 1993: 111 und 133f.). 
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ist die Peripherisierung eines Teils der Länder eine »notwendige Funkti- 
onsbedingung des Systems« (Lüken genannt Klaßen 1993: 67). 


Systemische Zwänge und problematische Ausgangsbedingungen 


Die Reintegration der mittel- und osteuropäischen Reformländer in die in- 
ternationale Arbeitsteilung - in welcher Position auch immer - stellt zwei- 
fellos einen Kernprozeß des Übergangs von Plan- zu Geld- und Marktwirt- 
schaften dar. Dies ergibt sich aus drei zentralen Transformations- bzw. 
Entwicklungserfordernissen - erstens aus dem Zwang zur Herstellung der 
allgemeinen Kapitalverwertungsbedingungen, deren nationale Gestaltung 
sich an den Verwertungsbedingungen auf der Ebene des Weltmarkts ori- 
entieren muß, zweitens aus dem damit verbundenen industriellen Moder- 
nisierungszwang, dem nur über den (in der Regel kreditfinanzierten) Im- 
port von fortgeschrittenen Technologien entsprochen werden kann, sowie 
drittens durch den Zwang zur Bedienung der noch unter staatssozialisti- 
schen Verhältnissen aufgehäuften 'Alt'-Schulden und der durch den Import 
von Modernisierungstechnologien entstehenden 'Neu'-Schulden, deren all- 
mähliche Reduzierung über längere Zeiträume eine positive Leistungsbi- 
lanz erfordert, was wiederum nur Ergebnis einer exportorientierten Welt- 
marktintegration sein kann. 

Die Herstellung rentabler kapitalistischer Produktionsverhältnisse ist der 
wesentliche Inhalt des marktorientierten Transformationsprozesses." Ohne 
die Herausbildung gesamtgesellschaftlicher Rentabilität der Kapitalverwer- 
tung kann sich kapitalistische Produktion nicht als kohärentes System ent- 
falten. Soweit weltmarktgängige Erzeugnisse das Ergebnis produktiver 
Kapitalverwertung sind, mißt sich das für ihre Produktion charakteristische 
nationale Rentabilitätsniveau direkt am von außen vorgegebenen weltwirt- 
schaftlichen Stand der Rentabilität. In dem Maße wie sich die dem Kapi- 
talverhältnis von Anfang an immanente Tendenz »zur beständigen Aus- 


6 Die monetärkeynesianische Schule um Hajo Riese erfaßt diesen Sachverhalt mit der Not- 
wendigkeit von »Einkommensbildung« als Ergebnis des Wirtschaftsprozesses. »Einkom- 
mensbildung« oder was dasselbe ist, die Realisierung von Profiten, die auf oder über dem 
Zinsniveau liegen, stellt sich als Voraussetzung dafür dar, daß ein marktwirtschaftlicher 
»Einkommens-Investitions-Mechanismus« in Gang gesetzt werden kann. Allerdings hel- 
fen auch die sehr instruktiven Untersuchungen über historische Erfolgsfälle (insbesondere 
Deutschland) nach dem zweiten Weltkrieg nicht aus dem doppelten Dilemma, daß zum 
einen die Herausbildung der marktwirtschaftlichen Akteure und Institutionen damit nicht 
geklärt wird (Deutschland war eben nur eine geschwächte Ökonomie, deren marktwirt- 
schaftliche Grundverfassung bereits bestand) und daß zuın andern das Projekt erfolgrei- 
cher Transformation explizit als nationalwirtschaftliches konzipiert bleiben muß (Riese 
1993: 124 und 137), was in einer »Geo-Ökonomie« der Auflösung nationalstaatlicher 
Steuerungsspielräume von vornherein eine problematische Erfolgsvoraussetzung darstellt 
(vgl. auch Riese 1994; Schelkle 1994). 


Transformation und Weltmarktintegration 545 


dehnung des Weltmarkts« (Marx 1994: 346) gegen den wiederholten Ver- 
such ihrer Bändigung im »fordistischen "Sicherheitsstaat' mit seinen büro- 
kratischen Präventions- und Kontrollstrategien« (Hirsch 1994: 8) durch- 
setzt, reicht in globalisierten Markt- und Geldwirtschaften für eine Verbes- 
serung der wirtschaftlichen Situation eines Landes die bloße Steigerung 
der Produktivität nicht mehr aus. Wie innerhalb einer Branche nur die im 
Verhältnis aller Produzenten durchschnittlich oder überdurchschnittlich 
produktiven Produzenten eine angemesse oder besonders günstige Verwer- 
tung ihres Kapitals erzielen, ist für die Verbesserung der nationalen Wirt- 
schaftsposition das Erreichen der relativ zu anderen Regionen durch- 
schnittlichen oder möglichst sogar höheren Rentabilität erforderlich. 

Die Etablierung rentabler Produktionsverhältnisse in allen Sphären der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion kann über eine minimalistische, allein auf 
die Selbstregulationsfähigkeit von Marktsystemen setzende Reformstrate- 
gie nicht erreicht werden. Weder der ambitionierte Versuch, schnell eine 
konvertierbare Währung einzuführen’, noch die möglichst rasche Privati- 
sierung der Produktionsmittel können die für die Verwertung von Kapital 
notwendigen komplexen Rahmenbedingungen quasi über Nacht schaffen. 
»Beide, das Geld wie das privatwirtschaftlich organisierte Produktiveigen- 
tum, stellen gleichermaßen Mittel und verschiedene Formen für die Ver- 
mehrung von Kapital dar. Ohne produktive Vermehrung von Kapital ver- 
lieren beide ihre marktwirtschaftlichen Funktionen« (Steffen 1994a: 342). 


7  »Unter Konvertibilität ist ökonomisch sinnvoll nur die Abwesenheit von Kapitalverkehrs- 
beschränkungen bei Aufrechterhaltung eines stabilen nominellen Wechselkurses zu ver- 
stehen« (Herr 1993: 41). Dieser (an die Wirtschaftsleistung anspruchsvolle) Zustand kann 
aber keineswegs administrativ verordnet werden. »Konvertibilität ist weder ein spontanes 
Resultat, noch eine Eigenschaft von Währungen, die per Dekret eingeführt oder allein 
durch eine restriktive Geldpolitik erreicht werden kann. Sie basiert auf der Existenz eines 
marktwirtschaftlichen Systems und kann nur allmählich, parallei zur Etablierung des Pro- 
zesses der Produktion und Einkommensbildung, hergestellt werden« (Thomasberger 
1994: 156). Andererseits unterstellt globale Vermarktwirtschaftlichung notwendigerweise 
überall geld- und warenwirtschaftliche Verhältnisse. Von daher ist der von Thomasberger 
konstatierte (1994: 138f.) wirtschaftstheoretische Wandel in bezug auf das Konvertibili- 
tätsproblem zu begreifen. Waren die keynesianisch regulierten fordistischen Nachkriegs- 
wirtschaften im Nordwesten vor allem national abgeschlossene Räume, deren außenwirt- 
schaftliche Verflechtungen vielfältig (staatsvertraglich) reguliert wurden, so daß die Kon- 
vertibilität der Währung zunächst eine zweitrangige Bedeutung hatte, so gilt international 
kontraktfähiges (nationales) Geld heute geradezu als Eintrittskarte in die »Geo-Ökono- 
mie«. Damit erlangt die Herstellung der vollen Konvertibilität der Währungen in den mit- 
tel- und osteuropäischen Ländern einen herausragenden Status in den Reformprogram- 
men. Da allerdings die ökonomischen Voraussetzungen für einen stabilen Wechselkurs in 
der Regel nicht am Beginn des Transformationsprozesses geschaffen werden können, be- 
günstigt der daraus resultierende Abwertungsdruck auf die nationale Währung zusätzlich 
ein eher koloniales Muster der Integration in die internationale Arbeitsteilung, indem die 
wirtschaftlichen Aktivitäten auf den Einsatz billiger (unterbewerteter) Arbeit und die 
Ausbeutung von exportfähigen Rohstoffen gelenkt werden. 
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Soll die räumlich punktuelle und zeitlich beschränkte Profitabilität einzel- 
ner Unternehmungen von der Mikroebene auf die volkswirtschaftliche 
Ebene übersetzt, d.h. verallgemeinert und verstetigt werden, bedarf es zum 
einen der Entstehung von rentablen Unternehmen in allen Wirtschafts- 
zweigen. Die Möglichkeit, in allen Sphären der Reproduktion Kapital zu 
durchschnittlichen Bedingungen zu verwerten, sichert so die marktwirt- 
schaftlich-kapitalistische Durchdringung und kohärente Gestaltung des ge- 
samten volkswirtschaftlichen Raumes als Voraussetzung eines verstetigten 
Kapitalkreislaufs. Die Rentabilität aller ist die Voraussetzung für die Her- 
stellung von Rentabilität im volkswirtschaftlichen Maßstab und von Kon- 
kurrenzfähigkeit in der weltwirtschaftlichen Dimension, wie umgekehrt 
nur die Aufrechterhaltung entsprechender gesamtgesellschaftlicher Ver- 
wertungsbedingungen die Profitablität der Unternehmen und ihre Fähig- 
keit, im internationalen Wettbewerb zu bestehen, langfristig zu sichern 
vermag. Um dies zu gewährleisten, bedarf es zum anderen eines komplexen 
Ensembles systemtypischer Rahmenbedingungen, unter denen eine insge- 
samt den Wirtschaftsstandort und damit die Profitabilität der produktiven 
Unternehmungen fördernde (Wirtschafts)Politik, die Garantie von Rechts- 
staatlichkeit und die Gewährleistung der Vertragsfreiheit neben einer Viel- 
zahl sich ergänzender Institutionen eine zentrale Stellung einnehmen (Alt- 
vater 1994b). In jedem Fall hängt es in hohem Grade vom eingeschlagenen 
politischen Reformkurs ab, ob in der unmittelbaren Übergangsperiode, in 
der die Mindestvoraussetzungen für das Funktionieren markt- und geld- 
wirtschaftlicher Strukturen geschaffen werden müssen, die Grundlagen für 
kohärente Volkswirtschaften entstehen können. Allerdings wäre es eine, 
die weltwirtschaftlichen Realitäten fahrlässig unterschätzende Illusion, da- 
von auszugehen, daß das künftige Resultat der Reformbestrebungen und 
insbesondere die Stellung der Transformationsländer in den globalen Wirt- 
schaftsbeziehungen allein von der Politik der jeweiligen nationalen Re- 
formkräfte abhängen (Schelkle 1995). 

Kann die Herstellung systemischer Kohärenz im Verlaufe des Transforma- 
tionsprozesses nicht erreicht werden, bleibt die marktwirtschaftliche Sy- 
stematisierung des wirtschaftlichen und sozialen Raumes nur partiell, mehr 
oder weniger enklavenhaft. Die ökonomisch-sozialen Strukturen werden 
heterogenisiert und die reproduktiven Verflechtungen zwischen den ein- 
zelnen Wirtschaftssektoren werden deformiert und zum Teil desintegriert. 
Dies ergibt sich als direkte Folge der wechselseitigen Durchdringung von 
globalen, nationalstaatlichen und regionalen Wirtschaftsräumen unter den 
Bedingungen einer entfalteten kapitalistischen Weltwirtschaft. Durch die 
spezifische Verflechtung dieser ökonomischen Funktionsräume, die sich 
zunehmend über die Intergration von Segmenten der nationalen Industrien 
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in weltumspannende Produktionsnetzwerke transnationaler Konzerne voll- 
zieht (Narr/Schubert 1994), können für einzelne Unternehmen und/oder 
nationale bzw. regionale Industrien rentable Produktionsverhältnisse ent- 
stehen, ohne daß dies auch auf gesamtgesellschaftlichem Niveau der Fall 
ist. Die Zerstörung der systemischen Kohärenz im nationalen Raum - oder 
auch ihre vereitelte Herausbildung - führt dazu, daß mehr oder weniger 
große Teile der nationalen Wirtschaft auf den Weltmarkt bzw. auf andere 
(dominierende) Wirtschaftsräume ausgerichtet werden. D.h. diese welt- 
marktorientierten Sektoren werden faktisch durch ein fremdes Wirtschafts- 
resp. Währungsgebiet bewirtschaftet. Die hier entstehenden Einkommen 
werden nicht nur in fremder Währung realisiert, sondern verbleiben - zu- 
mindest soweit es sich dabei um Gewinne handelt - in der Regel im aus- 
wärtigen Währungsraum (Lüken genannt Klaßen 1993: 113 - 115)". 

Besonders prädestiniert für einen derartigen Ausgleic nationaler Rentabili- 
täts- und Systematisierungsdefizite durch den Weltmarkt sind Wirtschafts- 
zweige, deren Vorleistungsbedarf (binnenwirtschaftliche Verflechtung) 
relativ gering ist, weil sie den Naturstoff ummittelbar zum Arbeitsgegen- 
stand haben - wie z.B. extraktive Industrien und bis zu einem gewissen 
Grade auch die Landwirtschaft - oder weil die Verflechtungsbeziehungen 
im Vorleistungsbereich relativ einfach strukturiert sind - wie z.B. bei der 
Herstellung von Massengütern als erste Verarbeitungsstufe von Rohstoffen 
in der Stahl-, Aluminium-, oder Düngemittelerzeugung - und deren Ex- 
portchancen günstig sind, die also bei Absatzstockungen im Inland auf den 
Weltmarkt ausweichen können. Ähnlich verhält es sich mit jenen Industri- 
en, die ihre Vorleistungen im wesentlichen importieren und die Endpro- 
dukte exportieren. Angelockt durch spezifische Standortbedingungen (ins- 
besondere Lohnkostenersparnisse im Verhältnis zum Qualifikationsniveau 
der Arbeitskräfte, aber auch die Nähe zu Exportmärkten, besondere Markt- 
zugangsbedingungen, Umgehung von nichttarifären Handelshemmnissen 
usw.) dringt ausländisches Kapital in die jeweils interessanten nationalen 
Wirtschaftsräume vor und systematisiert ihre inneren Verflechtungen so- 
weit dies für eine rentable Produktion erforderlich ist. Bei derartigen Aus- 
lagerungsindustrien handelt es sich oft um Produktionssparten, deren Inno- 
vationspotential relativ erschöpft ist, in denen die Erzeuger daher vor allem 
über Kostensenkungen miteinander konkurrieren. Dadurch, daß die Fort- 


8 Die Steuerung eines Teils der Produktion durch Fremdwährung manifestiert sich im rea- 
len Wirtschaftsprozeß in dem häufig als Kapitalflucht gedeuteten Phänomen, daß die 
durch den Export erzielten Deviseneinnahmen nicht ins Inland zurücktransferiert werden, 
sondern als Finanzanlagen oder Direktinvestitionen im Ausland verbleiben. Auf diese 
Weise erklärt sich dann auch die vermeintlich paradoxe Tatsache, daß die Direktinvesti- 
tionen russischer Unternehmen in der BRD (vor allem in Ostdeutschland) derzeit größer 
sind als die bundesdeutscher Firmen in Rußland (Holtbrügge 1994: 163). 
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führung dieser Produktionslinien natürlich von der Fortexistenz der für die 
Verlagerung maßgeblichen Standortfaktoren - insbesondere dem niedrigen 
Reallohnniveau - abhängt, können durch diese Fertigungen kaum durch- 
greifende Modernisierungsgewinne erreicht werden. Wie die Erfahrungen 
südlicher Entwicklungsländer zeigen, stellen desintegrierte, fremdbewirt- 
schaftete Sektoren ein erhebliches, in kurzen Zeiträumen kaum zu beseiti- 
gendes Hindernis für die Entstehung volkswirtschaftlicher Kohärenz dar. 
Einen dritten Bereich mit außergewöhnlich hoher Profitabilität bilden 
schließlich jene mehr oder weniger illegalen bzw. informellen "Unterneh- 
mungen‘, die über einen direkten Anschluß an internationale mafiotische 
Strukturen verfügen (Schmuggel, Drogenhandel etc.). 

Die Stärkung alter - vor allem im Rohstoff- und Massengüterbereich ange- 
siedelter - und die Erschließung neuer Exportlinien, die zunächst an den 
wenigen relativ günstigen Standortfaktoren anzusetzen gezwungen sind, 
erscheinen jedoch als alternativlose Voraussetzung zur Erwirtschaftung 
von Deviseneinnahmen für den /mport modernster Technologien, mit de- 
ren Hilfe der eigentliche Modernisierungsschub im Zuge einer nachholen- 
den Industrialisierung erlangt werden soll. 

Obwohl die Erfahrungen der »Dritten Welt« mit diesem Entwicklungs- 
szenario insgesamt als enttäuschend eingeschätzt werden müssen (Witt- 
kowski 1992), stellt es sich vermeintlich auch für die mittel- und osteuro- 
päischen Reformländer als entwicklungsstrategischer Imperativ (vgl. als 
Beispiel dafür Habuda 1993: 196f.). Wird dieses scheinbar unumgängliche 
Industrialisierungsparadigma allerdings vor dem Hintergrund z.B. der hie- 
sigen Standortdebatte - Deutschland als Investitionsstandort für transnatio- 
nale Konzerne - reflektiert, so liegt die Vermutung nahe - und dies wird 
zumindest partiell durch den Verlauf von Modernisierungsprozessen in den 
semiindustrialisierten Ländern Östasiens gestützt -, daß sich der Transfer 
modernster Technologien, wenn überhaupt, nur über Direktinvestitionen 
multinationaler Unternehmen realisieren läßt. Dazu müßten die Reform- 
ökonomien allerdings in der Lage sein, einen ganzen Komplex von Stand- 
ortbedingungen zu sichern, der sie im allgemeinen Wettlauf der Nationen 
um eine vorteilhafte Stellung innerhalb transnationaler Produktionsketten 
in eine günstige Position bringt. 

Aber selbst dann, wenn der Import von Hochtechnologien als ein eher un- 
realistischer Ansatz zur Verbesserung der industriellen Effizienz und damit 
der Wettbewerbsposition angesehen und deshalb nicht forciert wird, bleibt 
der Zwang zur Erwirtschaftung von Deviseneinnahmen zur Deckung des 
wachsenden Bedarfs an Ersatzinvestionen bei bereits existierenden Indu- 
strieanlagen bestehen. Ohne die Sicherung der notwendigen Importe an Er- 
satzteilen und technologischen Komponenten droht in vielen Ländern 
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Mittel- und Osteuropas ein schleichender Deindustrialisierungsprozeß, der 
wahrscheinlich noch gar nicht richtig begonnen hat. 

Ein dritter wesentlicher Umstand, der die Reformländer Mittel- und Osteuro- 
pas faktisch bedingungslos zur raschen Integration in die internationale Ar- 
beitsteilung zwingt, besteht in den zum großen Teil noch unter realsozialisti- 
schen Bedingungen aufgetürmten 'Alr‘-Schulden und dem weiteren Anwach- 
sen des Schuldenbergs im Verlaufe der Reformen. Abgesehen von einigen 
wenigen Fällen, in denen z.B. für Polen ein Teil der Auslandschulden aus 
politischen Erwägungen erlassen wurde, hat sich die Verschuldungssituation 
in Mittel- und Osteuropa in den letzten Jahren fortlaufend verschärft. Dies re- 
sultiert nicht zuletzt daraus, daß die im Rahmen von Unterstützungspro- 
srammen der OECD-Länder bzw. von Weltbank und IWF bereitgestellten 
Finanzhilfen fast ausschließlich als 'harte' Darlehen, also zu marktüblichen 
Zinsen vergeben werden (EBRD 1993a; Benson, Clay 1992: 38-60; Chahoud 
1994: 2; Transition 1995: 9). Exportüberschüsse sind daher nicht nur ein we- 
sentliches Element zur Absicherung binnenwirtschaftlicher Modernisie- 
rungsprozesse, sondern Voraussetzung für eine, sicherlich nur über einen 
längeren Zeitraum überhaupt erreichbare Entschuldung der mittel- und osteu- 
ropäischen Volkswirtschaften. Allerdings muß eine Reihe von Ländern, ins- 
besondere Ungarn (mit der weltweit höchsten Pro-Kopf-Verschuldung), Po- 
len, Bulgarien und zunehmend auch Rußland als chronisch überschuldet an- 
gesehen werden. Das bedeutet, daß durch den Druck der Zins- und Tilgungs- 
zahlungen das Akkumulationspotential weit unter das, für einen nach her- 
kömmlichen Maßstäben »erfolgreichen« nachholenden Industrialisierungs- 
prozeß notwendige Maß gedrückt wird. Bereits eine Verschuldungsrate 
(Auslandsschulden in Relation zum BIP) von 25% - und die Mehrzahl der 
mittel- und osteuropäischen Länder hat diese Schwelle bereits überschritten - 
erfordert in der Regei Schuldendienstzahlungen, die faktisch die Leistungs- 
fähigkeit jeder Volkswirtschaft übersteigen und auf Dauer ruinieren müs- 
sen (Kreye 1994: 214). Während die durchschnittliche jährliche Schulden- 
diensiquote (Schuldendienstzahlungen im Verhältnis zu den Exporterlösen) 
im »verlorenen Jahrzehnt« der achtziger Jahre in Lateinamerika zwischen 
53% am Anfang und 31% am Ende der Periode lag, gehen selbst die relativ 
optimistischen Schätzungen der Weltbank für Rußland davon aus, daß sei- 
ne Schuldendienstquote für die gesamten 90er Jahre über 50% liegen wird 
(Chahoud 1994: 4). Das heißt, der Entwicklungsspielraum überschuldeter 
Reformländer engt sich schwerwiegend ein. Dies wird vor allem deutlich, 
wenn die strukturellen Wirkungen einer derart erzwungenen, exportorien- 
tierten Weltmarktintegration in Rechnung gestellt werden. 

Jenseits der mit der Herstellung der Funktionsbedingungen kapitalistischer 
Marktwirtschaften verbundenen systemischen Zwänge erweisen sich auch 
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die während des Kalten Krieges im realsozialistischen Wirtschaftsraum 
ausgeprägten arbeitsteiligen Beziehungen als problematische Ausgangs- 
basis für einen Wiedereintritt der Transformationsländer in die Weltwirt- 
schaft. In Mittel- und Osteuropa haben sich infolge der relativen Abkopp- 
lung vom Weltmarkt im Rahmen des Rates für Gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe (RGW) spezifische außenwirtschaftliche Verflechtungen herausgebil- 
det (dazu auch Hopfmann 1993a: 24f.). Im Zentrum dieser Beziehungen 
stand die damalige UdSSR, die nicht nur mit ca. 280 Millionen Einwoh- 
nern den weitaus größten nationalen Wirtschaftsraum im RGW darstellte 
und allein dadurch einen enormen Anpassungsdruck auf die industriellen 
Binnenstrukturen der anderen staatssozialistischen Länder ausübte, son- 
dern auch die Rolle des Hauptrohstofflieferanten innehatte. Durch die be- 
sonderen Ausgleichsmechanismen der gegenseitigen Warenströme im 
RGW, die zwar formal über den »Transferrubel« wertmäßig bilanziert 
wurden, aber faktisch auf den bilateralen Ausgleich des Handels in natura 
hinausliefen, entstanden in allen RGW-Staaten hochgradig spezialisierte 
Produktionspotentiale, deren Rentabilität nur unter den Bedingungen rela- 
tiver Isolation vom Weltmarkt hergestellt werden konnte. Zudem bewirkte 
der Rohstoffreichtum der UdSSR einerseits und der relative Mangel an 
natürlichen Ressourcen in den realsozialistischen Partnerländern anderer- 
seits eine hypertrophe Entwicklung des extraktiven Sektors in der Sowjet- 
union, wie sich überhaupt infolge des auf die verstärkte Produktion von 
Produktionsmitteln orientierten, vorwiegend extensiven Industrialisie- 
rungsmodells in nahezu allen Ländern ein Übergewicht schwerindustrieller 
Bereiche herausbildete. Auf der Ebene industrieller Spezialisierung be- 
wirkte die Größe des sowjetischen Wirtschaftsraums neben der Übernahme 
von Industriestandards vor allem eine Ausrichtung am sowjetischen Be- 
darf. Zwischen den kleineren mittel- und osteuropäischen RGW-Ländern 
entstanden vor allem komplementäre Produktionsstrukturen für Fertiger- 
zeugnisse, die vergleichbaren Produkten aus dem OECD-Raum qualitativ 
zwar oft unterlegen waren, die aber aufgrund des chronischen Devisen- 
mangels von dort überhaupt nicht oder nur in unzureichenden Mengen im- 
portiert werden konnten. 

Insgesamt stehen die Reformländer von Beginn der Transformation an, 
trotz erheblicher wirtschaftsstruktureller Nachteile (hypertrophen Produk- 
tionspotentialen und global nicht wettbewerbsfähigen Spezialisierungen) 
unter einem gewaltigem Druck, ihre Volkswirtschaften zu einem Welt- 
markt zu Öffnen, der zwar grundlegend durch Konkurrenzverhältnisse cha- 
rakterisiert ist, der gleichzeitig aber auch von verfestigten transnationalen 
Kartellstrukturen und von Bestrebungen nach politischer Vermachtung - 
vor allem über die Regulierungsversuche der sogenannten G 7-Länder - 
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geprägt wird. Unter diesen ungünstigen Umständen haben die osteuropäi- 
schen Reformländer die Liberalisierung ihrer Außenwirtschaftsbeziehun- 
gen in einem Ausmaß vollzogen, das im Vergleich zum Grad der Markt- 
öffnung in den westlichen Industrieländern als präzedenzlos gelten kann 
(Inotai 1993; Hölscher et al. 1993: 153, 226). Dies hat weitreichende Kon- 
sequenzen. 

Der in Verbindung mit der Außenhandelsliberalisierung vollzogene, un- 
vermittelte Übergang zur Zahlung in konvertierbaren Währungen führte zu 
einem »Hartwährungsschock«, in dessen Folge die Handelsbeziehungen 
der ehemaligen RGW-Länder faktisch kollabierten. So fiel der Import der 
UdSSR aus dem RGW-Raum um 63 Prozent, und aus dem OECD-Raum 
immerhin um 33 Prozent (EBRD 1993b: 19). Da dieser außergewöhnlich 
drastische Rückgang auch die Handelsbeziehungen zu den Industrieländern 
erfaßte - und hier war der Rückgang nur deshalb nicht so gravierend, weil 
die westlichen Regierungen in der Lage waren, das Exportgeschäft zum 
Teil mit Kreditbürgschaften abzusichern - können diese Entwicklungen nur 
in geringem Maße aus einer Umorientierung in den Handelsströmen erklärt 
werden. Der Umstand, daß sogar der Import von lebensnotwendigen 
Energieträgern und von Zulieferungen für die Produktion von Gütern mit 
hoher einheimischer Nachfrage gestoppt werden mußte (Sereshyovä 1993: 
150), verweist auf den Mangel an Hartwährung als Hauptursache für den 
Zusammenbruch der traditionellen Handelsbeziehungen. Dieser wird auch 
dadurch befördert, daß weder die Unternehmen noch die Regierungen der 
Reformländer fähig waren, Exportkredite bereitzustellen, um die Devisen- 
knappheit der Importeure zu überbrücken. 

Aufgrund des hohen Spezialisierungsgrads zwischen den industriellen Be- 
reichen der ehemaligen RGW-Länder hat die überstürzte Umstellung der 
Zahlungsbedingungen schwerwiegende Konsequenzen für die Produkti- 
onsstruktur. Zum einen werden ganze Industriebereiche, deren technische 
Ausstattung aus dem ehemaligen RGW-Raum stammt, infolge der Unfä- 
higkeit zum Import von Ersatzteilen und Zulieferungen zum Teil sofort 
und langfristig völlig aus dem Produktionsprozeß herausfallen. Zum ande- 
ren werden gerade die relativ entwickelten verarbeitenden Industrien mit 
Ausrichtung auf Exporte ins RGW-Gebiet durch den Zusammenbruch der 
Absatzmärkte in ihrer Existenz bedroht. 

Diese unübersehbare Deindustrialisierungstendenz wird durch den drama- 
tischen Wandel in der Außenhandelsstruktur noch verfestigt.’ Die Nachfra- 
ge aus dem OECD-Raum, die ohnehin auch in der Vergangenheit stark auf 


9 Insgesamt ist Anfang der 90er Jahre das Außenhandelsvolumen der mittel- und osteuro- 
päischen Reformländer drastisch geschrumpft; in Tschechien, der slowakischen Republik, 
Bulgarien und Rumänien um ca. 50%, in Polen sogar um 75% (Winkler 1994: 251). 
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Agrarprodukte, Rohstoffe, Massengüter und billige Fertigwaren konzen- 
tiert war, engt sich noch weiter auf einige wenige Produktgruppen ein, bei 
denen die mittel- und osteuropäischen Volkswirtschaften über den Preis, 
vor allem unter Einsatz ihres niedrigen Lohnniveaus, konkurrieren können 
(Dauderstädt, Domitra, Ehrke 1992). Dies betrifft aber nicht nur die 
Westexporte, auch in den verbliebenen Handelsbeziehungen zwischen den 
ehemaligen RGW-Staaten verändert sich die Handelsstruktur eher ungün- 
stig. Betrug z.B. der Anteil von Industrieerzeugnissen im polnisch-ungari- 
schen Handel Ende der achtziger Jahre noch rund 60%, so ist dieser in den 
Jahren nach der Marktöffnung auf rund 10% zurückgefallen, während der 
Anteil der Rohstoffe nunmehr 75% übersteigt. Damit beginnt sich eine 
Einbindung Mittel- und Osteuropas in die internationale Arbeitsteilung 
herauszubilden, die langfristig nur geringe Entwicklungspotentiale eröffnet 
und die die Reformländer in jene Marktsegmente (Rohstoffe, Agrarerzeug- 
nisse, industrielle Massengüter wie Stahl, Chemikalien, Textilien), drängt, 
in denen die Preiselastizität der Produktion gering ist und in denen sie auf 
die harte Konkurrenz von Anbietern aus den südlichen Entwicklungslän- 
dern treffen. Da jedoch die Lohnkosten in den »Dritt-Welt-Ländern« oft 
noch unter denen in Mittel- und Osteuropa liegen und die in der Regel von 
transnationalen Gesellschaften getragene Produktion dort häufig auf fort- 
seschrittenen technologischen Standards basiert, ist selbst in diesen Berei- 
chen die Konkurrenzposition der Transformationsökonomien prekär. 

Auch binnenwirtschaftlich zeitigt die quasi bedingungslose Öffnung zum 
Weltmarkt Wirkungen, die weit über den durchaus gewollten Effekt der 
Erhöhung des Konkurrenzdrucks auf die größtenteils noch monopolistisch 
strukturierte einheimische Produktion hinausgehen. Während lediglich 
bestimmte Wirtschaftszweige, insbesondere die Rohstoffgewinnung und 
erste Verarbeitungsstufen sowie einzelne Bereiche der Leichtindustrie als 
verlängerte Werkbank für ausländische Kapitalinvestitionen interessant 
sind, beschränkt sich die Tätigkeit ausländischer Unternehmen ansonsten 
auf die möglichst weitgehende Übernahme des nach langanhaltender, zum 
Teil auch stürmischer Inflation und damit einhergehender Reallohnsen- 
kung verbliebenen Marktpotentials. So sind z.B. in Rußland mehr als 80% 
aller registrierten Unternehmen mit ausländischer Beteiligung im Handel 
oder im Dienstleistungssektor aktiv (Holtbrügge 1994: 163). Einerseits 
werden also über die selektive Integration einzelner Wirtschaftsbereiche 
dort international konkurrenzfähige Produktionsbedingungen geschaffen. 
Andererseits wird die Zahl potentiell konkurrenzfähiger einheimischer 
Produzenten durch einen massiven Verdrängungswettbewerb dezimiert. In- 
folge der stark gesunkenen Nachfrage nach Industriegütern, aber auch nach 
Nahrungsmitteln erweisen sich die Reformländer in der Tendenz - wenn 
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auch nicht in dem Ausmaß wie in der »Dritten Welt« - als überindustriali- 
siert. Auch in der Landwirtschaft wird aufgrund des relativ hohen Indu- 
strialisierungsgrads gemessen an der kauffähigen Nachfrage zu kostenin- 
tensiv produziert (Lukas 1993). Dies ist nicht zuletzt den Wirkungen der 
von Weltbank und IWF nahezu überall durchgesetzten Orientierung der 
Reformprogramme auf makroökonomische Stabilisierung über eine re- 
striktive Geldpolitik bei gleichzeitiger außenwirtschaftlicher Liberalisie- 
rung geschuldet. Eine derartige Strategie führt nicht nur zu einschneiden- 
den Reallohnsenkungen. Mit ihr wird auch der Überflutung des Binnen- 
marktes mit Importgütern Tür und Tor geöffnet. »Überindustrialisierung« 
und »Coca-Cola-Kolonisierung« sind Phänomene, die die Reformländer in 
die Nähe von »Dritt-Welt-Ländern« rücken (Tittenbrun 1992). 

In die typische Phänomenologie der südlichen Entwicklungsländer paßt 
schließlich auch das unübersehbare Anwachsen der informellen Wirtschaft. 
Dieser Bereich speist sich nicht nur aus illegalen Aktivitäten (Schwarz- 
arbeit, Schmuggel, Drogenkriminalität etc.), von denen geschätzt wird, daß 
sie z.B. in Polen bis zu 30% des gesamten wirtschaftlichen Verkehrs um- 
fassen (Grabowski 1993: 315, Hölscher et al. 1993: 224, 278, Tittenbrun 
1992), sondern zunehmend auch aus der Herausdrängung von Bevölke- 
rungsgruppen aus formellen, kapitalistisch-marktwirtschaftlichen - vor al- 
lem weltmarktkonkurrenzfähigen - Strukturen hinein in prekäre Formen 
der Existenzsicherung in der (Halb)Subsistenzlandwirtschaft oder in der 
kleinen Warenproduktion (»Überlebensproduktion«). 

Insgesamt lassen sich im Zusammenhang mit der raschen außenwirtschaft- 
lichen Liberalisierung in den Ländern Mittel- und Osteuropas deutliche 
Peripherisierungstendenzen ausmachen, die sowohl aus den binnenwirt- 
schaftlichen Startbedingungen resultieren als auch direkte Folge verfehlter 
politischer Strategien sowie spontan wirkender weltwirtschaftlicher Me- 
chanismen sind. Inwieweit dem weltmarktvermittelten »Peripherisierungs- 
druck« entgegengewirkt werden kann, ist nicht nur eine Frage der Wahl 
angemessener Transformationsstrategien, sondern vor allem auch davon 
abhängig, welche Strategien die westlichen Industrieländer im Weltmarkt 
und insbesondere gegenüber den Reformökonomien verfolgen. 


Westliche Hilfsprogramme und Interessenlagen 


Die Reaktion der OECD-Welt auf die allseits in dieser Form und vor allem 
in dieser Geschwindigkeit unerwartete Implosion der Staatssozialismen in 
Mittel- und Osteuropa war doppelt bestimmt: Einerseits verfestigte sich die 
vereinfachende, aber bequeme Deutung dieses kolossalen Epocheereignis- 
ses entlang modernisierungstheoretischer Grundmuster, die sowohl das 
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Postulat vom "Ende der Geschichte’ als 'Sieg von parlamentarischer Demo- 
kratie und Marktwirtschaft‘ stützten als auch eine simple Zielbestimmung 
des Transformationsprozesses als 'nachholende, imitative Modernisierung’ 
ermöglichten (vgl. dazu Müller 1991). Andererseits wurde auf den Sy- 
stemkollaps im Osten vor dem Hintergrund des prekären Zustands der 
weltwirtschaftlichen Beziehungen innerhalb der westlichen Hemisphäre 
am Ende der achtziger Jahre politisch-praktisch reagiert. Beide Verarbei- 
tungsweisen prägten ihrerseits insbesondere das Design der Hilfsprogram- 
me, mit denen die Transformationsprozesse im mittleren und östlichen Eu- 
ropa gleichzeitig unterstützt wie auch orientiert'" werden sollten. 

Die modernisierungstheoretische Vorstellung vom »'realexistierenden So- 
zialismus’ (als) eine Entwicklungsstufe zu einem letztlich nur noch mit 
Gewalt zu verhindernden Kapitalismus« (Senghaas 1982: 305) begünstigte 
auf der Seite der wirtschaftlichen und politischen Akteure im Westen eine 
Erwartungshaltung, die mehr oder weniger explizit von der Prämisse aus- 
ging, daß es sich bei den Reformländern Mittel- und Osteuropas um de- 
Jformierte Marktgesellschaften handelt. Von daher verengte sich die Trans- 
formationsproblematik faktisch auf das Beseitigen der staatssozialistischen 
Eliten (Debolschewisierung) und die Freisetzung des individuellen Er- 
werbstriebs über die Herstellung von Marktverhältnissen sowie die be- 
schleunigte Privatisierung der volkseigenen, staatlich verwalteten Produk- 
tionsmittel. Ein schockartiges Umwälzen der gesamten komplexen Wirt- 
schaftsstrukturen erschien so nicht nur hinsichtlich der Erfolgsaussichten 
als eher unproblematisch, sondern in bezug auf die möglichen Kosten auch 
als günstigste Variante einer Transformationsstrategie, die in Wirklichkeit 
unter binnenwirtschaftlichen Aspekten mehr eine »Freisetzungskonzep- 
tion« und in bezug auf die außenwirtschaftlich notwendige Integration in 
den Weltmarkt ein »Strukturanpassungsprogramm« war. Da die neoklas- 


10 Die Bedeutung des Orientierungsaspekts wird auch darin deutlich, daß faktisch nur klare 
Bekenntnisse zu Marktwirtschaft und repräsentativer Demokratie und »rasche« Reform- 
schritte - völlig unabhängig von ihrer Sinnhaftigkeit im jeweiligen nationalen Kontext 
und trotz absehbar hoher sozialer Kosten - als Ausweis von Reformwilligkeit im Westen 
anerkannt werden. Die Suche nach Transformationskonzepten unter Beachtung konkreter, 
historisch gewachsener Umstände wird dergestalt delegitimiert und mit dem Entzug von 
Unterstützung 'geahndet‘. Als besonders instruktiv kann hier das Beispiel der russischen 
Privatisierungspolitik gelten, die unter Mißachtung der realen ökonomischen Bedingun- 
gen schließlich allein zu dem Zweck in das Zentrum adminstrativer Reformmaßnahmen 
gerückt wurde, um gegenüber dem IWF den politischen Beweis für die Reformwilligkeit 
der Regierung zu erbringen (Steffen 1995: 143). 

Il Wenn davon ausgegangen wird, daß die staatssozialistischen Ökonomien sich von westli- 
chen Geld- und Marktgesellschaften aliein durch ihren politischen »Überbau« und die 
durch diesen exekutierten »Deformationen« des »verhinderten Kapitalismus« unterschei- 
den, dann genügt die Beseitigung der politischen Strukturen völlig als Reformstrategie - 
der Rest kann getrost dem Markt überlassen werden. Ein Scheitern kann dann natürlich 
nur aus »Politikversagen« resultieren. Daß jedoch das eigentliche Politikversagen in der 
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sische Wirtschaftstheorie weder eine Entwicklungstheorie ist noch das 
Fundament für eine solche Theorie bieten kann (Hübner 1992: 567; 
Schelkle 1995: 105, 107), kann es kaum verwundern, daß die Entwürfe für 
Reformstrategien - z.B. in Polen, der Tschechischen Republik oder auch 
im russischen 5S00-Tage-Programm - mehr oder weniger umstandslos mas- 
sive Anleihen bei den von Weltbank und IWF in der »Dritten Welt« mit 
zweifelhaften Ergebnissen implementierten Stabilisierungs- und Struktur- 
anpassungsprogrammen nahmen. Das grundlegende Ziel dieser Maßnah- 
men, makroökonomische Stabilisierung mittels einer restriktiven Geldpoli- 
tik zur Sicherung der Geldwertstabiltät über positive Realzinsen zu errei- 
chen, verfehlt in der Regel das Kernproblem des Transformationsprozesses 
und geht mit fragwürdigen außenwirtschaftlichen Wirkungen einher. 

Durch die Reduzierung staatlicher Budgetdefizite und die Senkung der In- 
flation kann es zwar möglich werden, positive Realzinsen zu erreichen, al- 
lein die allgemeinen Rentabilitätsbedingungen der Kapitalverwertung wer- 
den dadurch nicht automatisch hervorgebracht. Vielmehr kann gerade der 
positive Realzins bereits die Profitabilität produktiver Investitionen in Frage 
stellen und damit eine Präferenz der Geldvermögensbesitzer für Finanzan- 
lagen stärken.” Das gesamtwirtschaftliche Aktivitätsniveau bleibt aufgrund 
ungünstiger Profiterwartungen niedrig und ein selbsttragender Akkumula- 
tionsprozeß kommt nicht in Gang. Auf der außenwirtschaftlichen Ebene 
wird der Export entlang traditioneller, konkurrenzfähiger Produktionslinien 
zur Bedingungen für den Ausgleich des Staatshaushalts, aus dem auch die 
fälligen Zahlungen für die Ausiandsschulden aufgebracht werden müssen. 
Neben den wirtschaftsstrukturell bedenklichen, konservierenden Effekten 
einer derartigen Exportstrategie, die zudem noch weitgehend unflexibel ge- 
genüber Veränderungen der entsprechende Weltmarktpreise ist, führt der 
Versuch, über eine Unterbewertung der nationalen Währung - sofern über- 
haupt durchsetzbar - den Export zu fördern, zu einer Vergrößerung der Aus- 
landsschulden und zur Verteuerung von Produktion und Investitionen, soweit 
sie auf importierte Komponenten angewiesen sind. In dem Beharren auf einer 
derartigen Reformstrategie betätigen sich IWF und Weltbank faktisch als 
Bewahrer der gegenwärtigen Weltwirtschaftsstrukturen und als Vertreter der 
Interessen etablierter Markt- und Geldwirtschaften (Riese 1993: 138). 

Erst die sich im Reformverlauf einstellenden 'unerwarteten Entwicklungen’ 
und die deutlich werdenden Irrtümer’ haben schließlich offenbart, daß die 


Gestaltung des Transformationsprozesses liegt, dies nachhaltig zu demonstrieren, blieb 
ironischerweise den Musterschülern in Sachen Marktwirtschaft im Zuge der deutsch- 
deutschen Vereinigung vorbehalten. 

12 »Die Bereitschaft der Wirtschaftssubjekte zu Geldvorschüssen in Produktivkapital oder 
zu Krediten in inländischer Währung an Unternehmen wird (in IWF-Programmen - AH.) 
überhaupt nicht diskutiert« (Herr 1993: 37). 
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Natur der Ausgangsbedingungen für die Transformation in wesentlichen 
Bezügen falsch interpretiert wurde (Hopfmann 1993a: 19 - 22) und »daß 
die traditionelle ökonomische Theorie ... nicht in der Lage ist, einen kon- 
sistenten Transformationspfad zu begründen« (Hübner 1992: 565) - so daß 
der Umbruch in Mittel- und Osteuropa durchaus nicht zwangsläufig zu 
Marktwirtschaften des OECD-Typs führen muß. 

Dafür daß die im Reformprozeß bereits eingetretenen Strukturumbrüche 
(Heterogenisierung, Deindustrialisierung, Informalisierung der Wirtschaft) 
die Gefahr einer weltwirtschaftlichen Integration der mittel- und osteuro- 
päischen Länder in (semi)peripherer Position weiter vergrößert haben, 
spricht auch die Verfaßtheit der globalökonomischen Reproduktionsbedin- 
gungen, die faktisch alle Länder unabhängig von ihrem wirtschaftlichen 
Entwicklungsniveau über die Funktionsmechanismen der Währungskon- 
kurrenz und den globalen Standortwettbewerb permanentem Peripherisie- 
rungsdruck aussetzt (Lüken genannt Klaßen 1993). 

Seit dem Beginn der siebziger Jahre ist die im Bereich der westlichen Indu- 
strieländer globalisierte fordistische Akkumulations- und Regulationsweise 
nicht nur in eine Umbruchkrise, deren akutes Stadium mit der Implosion der 
staatssozialistischen Gesellschaften Mittel- und Osteuropas zusammenfällt 
(Klein 1995), sondern in eine tiefgreifende Evolutions- bzw. Zivilisations- 
krise eingetreten. Ein totaler und radikaler Umbruch grundlegender Re- 
produktionsstrukturen steht auf der Tagesordnung. Der sich als verschärfte 
Konkurrenz via verschlechterte Verwertungsbedingungen des produktiven 
Kapitals im Fall der durchschnittlichen Profitrate (Krüger 1994) und als all- 
gemeine Kostensteigerung - z.B. als zunehmende Unbezahlbarkeit der bishe- 
rigen sozialstaatlichen Sicherungsnetze - geltend machende Veränderungs- 
druck konnte auch durch eine neue Phase der wissenschaftlich-technischen 
Revolution, durch neue Formen des Managements und der Produktionsor- 
ganisation sowie durch Finanzinnovationen nicht aufgefangen werden. Letz- 
tere haben sogar im Verein mit dem permanent hohen Refinanzierungsbedarf 
der chronisch defizitären Staatsbudgets und dem daraus resultierenden relativ 
hohen Realzinsniveau unmittelbar dazu beigetragen, den Druck auf die 
Profitabilität produktiver Kapitalinvestitionen weiter zu steigern. Das kon- 
servativ-neoliberale Projekt zur Beseitigung dieses Zustands über Investi- 
tionsförderung mittels Deregulierung und Kostenentlastung der Unterneh- 
men endete in einer »kreditfinanzierten konjunkturellen Scheinblüte« 
(Menard 1993), die, während das Investitionsniveau in den kapitalistischen 
Ländern weiter niedrig blieb und an der Schwelle zu den neunziger Jahren 
sogar weiter absackte, mit wachsender Staatsverschuldung einher ging. 

Das eigentliche Entwicklungsproblem der kapitalistischen Weltwirtschaft, 
der Übergang zu einem neuen Akkumulations- und Regulationsregime, das 
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insbesondere auch ökologisch zerstörerische und sozial zersetzende Wir- 
kungen deregulierter Marktwirtschaften aufhalten und in eine Variante 
nachhaltiger Entwicklung übersetzen muß, ist bisher ungelöst. Vor dem 
Hintergrund dieser fundamentalen Herausforderung ist auch das Ziel der 
Reformen in Mittel- und Osteuropa neu zu bestimmen. Der bevorstehende 
globale Umbruch in der Produktions- und Existenzweise der Menschheit 
bedingt, daß der Transformationsprozeß im Osten quasi in einem Zuge 
zwei Aufgaben zu lösen hat. Einmal den Einbau autonomer wirtschaftli- 
cher Regulative (Markt) in die gesellschaftlichen Reproduktion und zum 
andern das Gewinnen nachhaltiger, sozial und ökologisch durchhaltbarer 
Vergesellschaftungszusammenhänge. Letztere Aufgabe teilen die mittel- 
und osteuropäischen Reformländer mit den nordwestlichen Industrie- und 
den südlichen Entwicklungsländern. 

Gegenwärtig jedoch steigert die bisher noch nicht vollzogene, in ihren we- 
sentlichen Elementen vielleicht noch gar nicht deutlich absehbare Ablö- 
sung der linearen, auf Produktions- und Konsumtionswachstum zielenden 
industriellen Technologien schließlich in dem Maße den Konkurrenzdruck 
auf den internationalen Märkten (Wagner 1994), wie die Zahl der auf alter 
technologischer Grundlage wettbewerbsfähigen Anbieter zunimmt. Der im 
Weltmarktsystem allgegenwärtige Peripherisierungsdruck wächst und im 
selben Maße nimmt die Rivalität der Industrieländer um günstige Stand- 
ortbedingungen für immer weniger innovative Investitionen und gleichlau- 
fend der Drang zur Externalisierung von Kosten zu. 

Die spezifische Wahrnehmung der mittel- und osteuropäischen Transfor- 
mationsprozesse in den Industrieländern, die als Marktwirtschaftsfunda- 
mentalismus vor dem Hintergrund einer globalen Krise des bisher herr- 
schenden kapitalistischen Vergesellschaftungszusammenhangs beschrieben 
werden kann, prägt nachhaltig die /nteressenlagen der westlichen Nationen 
in bezug auf die mittel- und osteuropäischen Reformbemühungen. 
Zunächst ist eine deutliche Differenzierung der Interessen nach Maßgabe 
der unterschiedlichen Betroffenheit der wirtschaftlichen Hauptmächte aus- 
zumachen, wodurch eine abgestimmte Unterstützungsstrategie für Mittel- 
und Osteuropa weitgehend verhindert wird. Das allen Industrienationen 
und weltweit agierenden Unternehmen gemeinsame Bestreben, den im 
Osten neu eröffneten Expansionsraum "inwertzusetzen', bricht sich unter 
den Bedingungen einer verschärften globalen Konkurrenzsituation unwei- 
gerlich an der Frage nach der Verteilung der dabei (möglicherweise nur 
vorläufig) entstehenden Kosten. So ist nicht nur zu erklären, daß der erwar- 
tete Ansturm von Privatinvestitionen in Mittel- und Osteuropa bisher aus- 
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geblieben ist”, sondern auch die merkliche Zurückhaltung der G 7-Mächte 
bei der finanziellen Ausstattung von Hilfsprogramm für den wirtschaftli- 
chen Strukturwandel. Neben dem nationalen Einsatz klassischer Instrumen- 
te zur Exportförderung, wie sie aus der Entwicklungszusammenarbeit nur 
zu gut bekannt sind, wird vor allem versucht, über die Einschaltung von 
IWF und Weltbank eine Gleichverteilung der finanziellen Lasten zu si- 
chern. Zudem impliziert die vorherrschende Form der Finanzhilfen als 
'harte' Darlehn, daß längerfristig eine Verwertung der heute aufgebrachten 
»Vorschüsse« angezielt ist. Dem entspricht auch eine deutliche Konzentra- 
tion z.B. der über die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwick- 
lung vergebenen Fördermittel auf den Privatsektor, dessen zögerliche 
Formierung inzwischen zu einem 'unerwarteten' Mittelabflußproblem ge- 
führt hat. Eine dringend notwendige Strategie zur Entschuldung der Trans- 
formationsökonomien als eine wesentliche Vorbedingung für eine erfolg- 
reiche Entwicklung (Herr/Westphal 1990: 39) ist daher eine eher iliusionä- 
re Erwartung. 

Darüberhinausgehendes Engagement resultiert fast ausschließlich - soweit 
es nicht in punktuelle und kurzfristige humanitäre Aktionen mündet - aus 
nationalen Interessenlagen differenziert nach dem Betroffenheitsprinzip. 
So bemüht sich die US-Administration augenscheinlich besonders, das von 
den neuen Nuklearmächten im Osten ausgehende Risiko durch Unterstüt- 
zung von Abrüstungs- und Konversionsmaßnahmen zu minimieren, wäh- 
rend Japan, nach anfänglicher »Total«-Verweigerung, offenbar dazu über- 
gegangen ist, die beanspruchten vier Kurilen-Inseln durch eine 'Aufkauf- 
strategie’ mittelfristig von Rußland zurückzuerlangen. 

Am kompliziertesten stellt sich die Situation zweifellos für Westeuropa dar 
- für die Region, die von einem Scheitern der Transformationsprozesse auf 
vielfältige Weise direkt betroffen wäre und die unumstritten das Vorbild 
für die Reformer in Mittel- und Osteuropa abgibt, zumal sie mit dem Inte- 
grationsmodell der EU auch einen realistischen Weg nachholender Ent- 
wicklung aufzuzeigen scheint (Hedri 1993, Gäl 1993). Die handelspoliti- 
schen Realitäten sprechen allerdings eine andere Sprache. Die EU ist ge- 
genüber den Ländern Mittel- und Osteuropas nicht nur dem Prinzip der 
Selektivität, »zwischen den einzelnen Drittländern feinziseliert zu diskri- 
minieren« (Langhammer 1993: 243), treu geblieben, sie hält neben dem 
sogenannten »Zolleskalationseffekt« mit steigendem Verarbeitungsgrad 
der Erzeugnisse auch noch ein ganzes Instrumentarium an nichttarifären 
Handelshemmnissen bereit, das insbesondere Kontigentierungen bei den 


13 Bis Mitte 1994 erreichte die gesamte realisierte Investitionssumme seit 1990 rund 16 Mrd. 
US-Dollar (für Daten zu den Direktinvestionen vgl. Ostwirtschaftsreport, Nr. 18, 
2.9.1994, $. 342f., IFO-Schnelldienst, Nr. 12/94; Neues Deutschland 5.1.1995. 
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sogenannten sensiblen Importprodukten (Kohle, Rohmetalle, Chemikalien, 
Bekleidung und Agrarerzeugnisse) betrifft. Selbst das Allgemeine System 
von Zollpräferenzen trägt einen ausgesprochen willkürlichen und unsteten 
Charakter. Durch die an nationalen Einzelinteressen orientierte unter- 
schiedliche Kontingentspolitik der EU-Mitgliedsländer schwebt über den 
Drittländern beständig das Damoklesschwert der Verschlechterung bereits 
vereinbarter Bedingungen im Zuge von alljährlichen Verhandiungen zur 
Neufestlegung der Kontingente (Langhammer 1993: 227). Insbesondere 
jedoch im Agrarbereich hat die EU den europäischen Binnenmarkt zu einer 
wahren Festung gegenüber den Importen von Nicht-Mitgliedern ausgebaut. 
So entsteht die paradoxe Situation, daß gerade in dem Bereich, in dem die 
mittel- und osteuropäischen Länder mit durchschnittlich veredelten, quali- 
tativ akzeptablen Produkten relative Konkurrenzvorteile hätten, die größten 
Hindernisse bestehen. Die landwirtschaftlichen Erzeuger aus Mittel- und 
Osteuropa, deren Produktion nicht länger staatlich subventioniert werden 
soll und Kann, sehen sich ohnmächtig der Konkurrenz von an sich teuren, 
hoch veredelten Qualitätserzeugnissen gegenüber, deren Preise mittels 
Subventionen aber weit unter den Erzeugerpreis gedrückt werden und die 
inzwischen - dank der Exportförderung durch die EU - beginnen, auf die 
geöffneten mittel- und osteuropäischen Märkte vorzudringen (Antal/ 
Raganovä 1993). 

Insgesamt befördern auch die Mechanismen und Instrumente zur Durch- 
setzung der jeweils nationalen wie auch der gemeinschaftlichen Interessen 
der EU-Staaten gegenüber Mittel- und Osteuropa eine Verwandlung dieser 
Region im Zuge ihrer Reintegration in die Weltwirtschaft in einen Liefe- 
ranten von (billigen) Rohstoffen und Energieträgern sowie als Produk- 
tionsstandort für (leicht)industrielle Massenbedarfsgüter. In gewisser Ab- 
stufung der Standorte würden die Reformländer im Osten so faktisch in für 
die EU-Ökonomien wirtschaftsstrukturell komplementäre (Semi)Periphe- 
rien verwandelt. 

Diese Entwicklungstendenz kann auch nicht durch die verschiedenen 
Hilfsprogramme für den mittel- und osteuropäischen Wirtschaftsraum auf- 
gehoben werden, da diese Programme in Anbetracht der allgemein krisen- 
haften weltökonomischen Situation - von mehr oder weniger egoistischen 
Interessen geleitet - inkonsistent und unter Bedingungen verstärkten 
Zwangs zur Kostenvermeidung bzw. -externalisierung auch in ihrem Vo- 
lumen unterkritisch bleiben. 1993 hat die gesamte ausgezahlte westliche 
Hilfe für Bulgarien, Tschechien, Ungarn, Polen, die Slowakei und Rumä- 
nien zusammengenommen lediglich 15 Mrd. von zugesagten 62,5 Mrd. 
US-Dollar - d.h. nur 30 US-Dollar pro Kopf - erreicht (Transition 1995: 9). 
Verschärfend kommt hinzu, daß die einseitige Orientierung auf die Förde- 
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rung der Privatwirtschaft einer (nach Maßgabe eines langfristigen Trans- 
formationserfolges) sinnvollen Allokation ohnehin knapper Ressourcen 
entgegensteht. Da zudem, wie die Praxis zeigt, in vielen Fällen weniger die 
Empfängerländer, sondern vor allem westliche Beratungsfirmen die ei- 
gentlichen Nutznießer der Hilfmaßnahmen sind (Holtbrügge 1994), müs- 
sen die Programme bereits von ihrem Grundansatz her als schlecht ausge- 
richtet bezeichnet werden. 


Ein Fazit 


Hinsichtlich zukünftiger Resultate des Reformprozesses und insbesondere 
in bezug auf die Perspektiven der mittel- und osteuropäischen Länder in 
der internationalen Arbeitsteilung können aus den vorgestellten Befunden 
folgende zusammenfassende Schlußfolgerungen gezogen werden: 

Erstens: In den Transformationsprozessen Mittel- und Osteuropas werden 
marktförmige, autonome Wirtschaftsregulative in ein komplexes gesell- 
schaftliches Umfeld eingeführt, das sowohl historisch überkommene Ele- 
mente als auch zukünftig noch auszuprägende, über die gegenwärtig be- 
kannten Strukturen der Industrieländer hinausgehende Merkmale aufwei- 
sen wird (Hopfmann 1993b). Dabei werden nur im Ausnahmefall Volks- 
wirtschaften des heutigen OECD-Typs entstehen. Die im Laufe der Trans- 
formation sich vollziehende gesellschaftliche Systembildung kann nur in 
einer längeren, politisch zu gestaltenden Übergangsperiode erfolgen, in der 
die entsprechenden gesellschaftlichen Institutionen und Verhaltensmuster 
hervorgebracht werden. 

Zweitens: Kern dieses Prozesses ist im wirtschaftlichen Bereich die Aus- 
bildung komplexer Rentabilitätbedingungen in allen ökonomisch-repro- 
duktiven Sphären. Dies ist nur bei Integration in eine entfaltete Arbeitstei- 
lung auf der Ebene des Weltmarkts möglich, wobei äußere und innere 
Wirkungszusammenhänge in enger Wechselwirkung stehen. Gelingt die 
gesellschaftliche Reorganisation und Systematisierung nur partiell, kann 
die Wiedereinordnung in das System der internationale Wirtschaftsbezie- 
hungen nur in peripherer Position vollzogen werden. Die Wahrscheinlich- 
keit eines solchen Szenarios wird durch eine zu frühzeitige und unkontrol- 
lierte Liberalisierung der Außenwirtschaft, die vor allem eine Spezialisie- 
rung auf Lohnkostenvorteile und/oder die Ausbeutung von (billigen) Na- 
turressourcen induziert und die Rückständigkeit sowie wirtschaftliche 
Fremdbestimmung tendenzieil verstärkt, wesentlich vergrößert. 

Drittens: In beiden Spezialisierungsfällen geht die Positionierung des Re- 
formlandes an der Peripherie des Weltwirtschaftssystems mit der Ausprä- 
gung der auch für südliche Entwicklungsgesellschaften charakteristischen 
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inneren Strukturen einher. Es bilden sich enklavenhafte, weltmarktorien- 
tierte Sektoren mit bereichsspezifischer relativ hoher Konkurrenzfähigkeit 
in Koexistenz mit deformierten und informellen Sektoren heraus, zwischen 
denen einerseits spezifische Verflechtungsbeziehungen und andererseits 
aber auch ein hohes Maß an reproduktiver Desintegration bestehen. Der 
marktwirtschaftliche Entwicklungsprozeß wird weitgehend blockiert. 
Viertens: In dem Maße, wie derartige Entwicklungsszenarien vermieden 
bzw. abgeschwächt werden können, werden sich die Reformstaaten Mittel- 
und Osteuropas differenzieren. Die unterschiedlichen Ausgangsbedingun- 
gen und die mögliche politische Korrektur der Reformstrategien sowie die 
durch die Lage zum OECD-Raum bestimmten unterschiedlichen Entwick- 
lungsbedingungen verbieten undifferenzierte Sichten. Die im Zuge der er- 
sten Wahlen nach dem Start der Transformation in den Jahren 1992 bis 
1994 (Litauen, Polen, Ungarn, Bulgarien) deutlich werdende Absetzbewe- 
gung von marktradikalen Strategien muß auch in Zusammenhang mit dem 
immer krasser hervortretenden Defiziten der bisher verfolgten Reformpro- 
gramme gesehen werden. 

Fünftens: Die gegenwärtigen zwar hoch kompetitiven, aber auch kartell- 
förmig organisierten und machtgestützten Weltwirtschaftsbeziehungen ste- 
hen einer erfolgreichen, Entwicklung befördernden weltökonomischen 
Reintegration der Reformländer Mittel- und Osteuropas massiv entgegen. 
Dies resultiert sowohl aus den spontanen globalökonomischen Funktions- 
mechanismen und dem von ihnen ausgehenden Anpassungsdruck als auch 
aus den Mechanismen zur Durchsetzung der Interessen der Industrieländer, 
die im Kern darauf abzielen sicherzustellen, daß die Führungsmächte der 
Weltwirtschaft trotz globalem Veränderungsdruck bleiben können, was sie 
sind. Die zu diesem Zweck ins Werk gesetzten partiellen »Lösungen« sind 
»bis heute nicht geeignet, irgendetwas zu lösen, sondern beschleunigen 
höchstens den Verlauf der Krise« (Wagner 1994: 62). 

Sechstens: Allein der (Wieder)Eintritt der mittel- und osteuropäischen 
Länder in die internationale Arbeitsteilung der westlichen Welt wird - un- 
abhängig von der Position, die diese Länder dort einnehmen - vor allem im 
EU-Raum zu beträchtlichen Rückwirkungen führen. Der Lohnstückko- 
stendruck aus dem Osten, der Industrieverlagerungen stimuliert und der 
zumindest politisch implizite Zwang zur Öffnung des westeuropäischen 
Marktes in sensiblen Bereichen für Exporte aus den ehemals staatssoziali- 
stischen Ländern wird ohne Zweifel zu wachsenden sozialen und politi- 
schen Konflikten sowohl innerhalb einzelner Staaten als auch zwischen 
verschiedenen EU-Ländern und zwischen westeuropäischen und mittel- 
und osteuropäischen Staaten führen und möglicherweise so die ohnehin 
notwendigen Wandlungen beschleunigen. 
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Siebtens: Das Ende des Umbruchprozesses und insbesondere das, was als 
erfolgreiche Transformation in Mittel- und Osteuropa angesehen werden 
kann, ist von den Herausforderungen angesichts der gegenwärtigen globa- 
len Evolutionskrise bestimmt. Erst die Herausbildung eines neuen, ökolo- 
gisch und sozial nachhaltigen Akkumulations- und Regulationsregimes in 
den Reformländern genauso wie in den heutigen Industrie- und Entwick- 
lungsländern kann die Transformationskrise im Osten und die Umbruchs- 
und Regulationskrise im Westen wie auch die ökonomisch-soziale Unter- 
entwicklungskrise des Südens zu einem relativen Abschluß bringen. 
»Sustainable development im Überlebensinteresse der Menschheit auf der 
ganzen Erde verlangt..., daß Staat und Gesellschaft sich künftig von einer 
neuen Triade leiten lassen: Entwicklung im Süden, die die Unterentwick- 
lung durchbricht, Transformation im Osten, die das Abdriften in dauerhaf- 
te konfliktgeladene Instabilität vermeidet, und Wandel zu einer anderen 
Moderne im Westen, um diesen internationalen Notwendigkeiten entspre- 
chen zu können« (Klein 1993: 189; Hervorhebung im Original). 
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Hugo Radice 


Großbritannien in der Weltwirtschaft: 
Niedergang der Nation, Erfolg des Kapitalismus? 


Der wesentliche Punkt ist, daß das britische Kapital nicht 
allein Großbritannien oder selbst das Empire, sondern den 
gesamten Globus als sein Operationsfeld betrachtet hat. 
Dies gilt auch heute noch (Barratt Brown 1988, 36). 


1. Einleitung 


Der »Niedergang Großbritanniens« zieht sich inzwischen über eine recht 
lange Zeit hin - für manche Autoren begann er schon in der Mitte des 19. 
Jahrhunderts. Dabei ging es meistens um einen relativen Niedergang, der 
nach 1945 die Form eines deutlich verlangsamten Wirtschaftwachstums im 
Vergleich zur Mehrzahl der anderen fortgeschrittenen kapitalistischen 
Länder annahm. Im globalen Zusammenhang des Nachkriegsbooms wurde 
der Niedergang unterschiedlichen Ursachen zugeschrieben: schlechtem 
wirtschaftlichen Management, institutionellen Ausprägungen des Arbeits- 
und Kapitalmarktes oder des Staates, Eigenarten des britischen Bildungs- 
wesens und der Kultur, der Klassenstruktur oder der Hinterlassenschaft der 
imperialen Herrschaft. Was auch immer die Ursache sein mochte, die 
Analysen des Niedergangs drehten sich um den Mangel an internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit, die auf geringe und nur langsam steigende Investi- 
tionstätigkeit und Produktivität in der Industrie zurückgeführt wurde. Ent- 
sprechend der bekannten keynesianischen Argumentation hatte dies zur 
Folge, daß die Zahlungsbilanz wiederholt zum Hemmschuh für das 
Wachstum wurde. 

In den späten siebziger Jahren wurde das Problem des relativen Nieder- 
gangs in neuer Weise als Deindustrialisierung beschrieben (Singh 1977, 
Blackaby 1979). Dabei wurden zwei sehr unterschiedliche Lösungsvor- 
schläge ins Spiel gebracht. Die Regierung Thatcher sah während der ersten 
Amtsperiode die Antwort darin, den britischen Kapitalismus von der läh- 
menden Umarmung eines überfürsorglichen Staates und der hartnäckigen 
Obstruktion der Gewerkschaften zu befreien. Sie peitschte Gewerkschafts- 


1 Zuerst erschienen in David Coates, John Hillard (eds.), UK Econcmic Underperformance: 
the Key Texts, Harvester Press, 1995. 
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und Arbeitsmarktreformen durch, die von den Regierungen Wilson und 
Heath zwischen 1965 und 1975 zwar vorgeschlagen, doch nie forciert 
wurden; sie verfolgte noch rigoroser die von Schatzkanzler Healey 1976 
auf den Weg gebrachte monetaristische Politik; und sie machte sich an die 
Umsetzung eines radikalen Programms der Privatisierung und Deregulie- 
rung. Der Thatcherismus umging das Problem der Deindustrialisierung, 
denn das Dogma vom freien Markt erlaubt es nicht, einen bestimmten 
Sektor wie etwa die Industrieproduktion zu privilegieren: das richtige fis- 
kalische, rechtliche und soziale Klima vorausgesetzt, sollte der Marktme- 
chanismus eine optimale Ressourcenallokation gewährleisten. 

Auf seiten der Linken (und zum Teil auch in der Mitte und bei der Rech- 
ten) spielt die These von der Deindustrialisierung bis heute eine zentrale 
Rolle. Der wirtschaftspolitische Schwerpunkt der Labour Party hat sich 
vom alten Glauben an den Staatsinterventionismus qua öffentlichem Eigen- 
tum und einer aktiven Industriepolitik fortbewegt hin zu einem neuen 
Glauben an die »angebotsseitige« Intervention mittels schulischer und be- 
ruflicher Bildung, Forschung und Entwicklung sowie industrieller und fis- 
kalischer »Re-Regulierung«. Ein Argumentationsstrang der linken Kritik 
hat allerdings seinen Biß behalten: daß zu den wesentlichen Ursachen der 
Deindustrialisierung die anhaltend hohen Auslandsinvestitionen des briti- 
schen Kapitals und die wirtschaftliche und politische Vorherrschaft der 
Londoner City gehören. Gelder, die nicht im Ausland investiert werden, 
sind gemäß den Interessen der City nur auf kurzfristiger Basis und zu ho- 
hen Zinsen verfügbar, was Investitionen für innovative Produkte und Ver- 
fahren sowie langfristige Strukturveränderungen blockiert. 

Dieses Argument läßt sich über mindestens ein Jahrhundert zurück verfol- 
gen. Daß der britische Kapitalismus vor 1914 ein »Rentenkapitalismus« 
war, liegt auf der Hand: 1913 deckten die Nettoerträge aus dem Auslands- 
besitz 25% der Ausgaben für Importe. Für Hobson war diese Abhängigkeit 
die Wurzel des kolonialistischen Imperialismus. Später wies Keynes wie- 
derholt auf die Gefahren hin, die unkontrollierte internationale Kapital- 
ströme für die innere ökonomische Stabilität und politische Steuerungsfä- 
higkeit bildeten (Radice 1988). Nach 1945 brachten nur wenige Beobach- 
ter die internationalen Kapitalströme zur Erklärung des relativen Nieder- 
gangs ins Spiel; sie wurden eher als nebensächlicher Aspekt des Problems 
der Zahlungsbilanz behandelt, und dies aus gutem Grunde: Der britische 
Kapitalismus war nämlich seit der Ablösung des Pfund Sterling vom 
Goldstandard 1931 durch ein in seiner Geschichte beispielloses Maß an 
Introvertiertheit geprägt, und die Macht der City war durch die sehr niedri- 
gen Zinssätze, den teilweisen Verlust der Konvertibilität und die strengen 
monetären Kontrollen stark beschnitten. In den fünfziger Jahren war Groß- 
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britannien im Hinblick auf die Industrieproduktien praktisch autark, und 
der Stand der Auslandsinvestitionen hatte ein historisches Tief erreicht. 
Der Triumph des Keynesianismus und die Leistungen der von Labour und 
den Konservativen gestellten Nachkriegsregierungen zeigten, daß ein na- 
tionaler Wiederaufbau möglich war und daß aktives ökonomisches Mana- 
gement zu Vollbeschäftigung und Preisstabilität führen konnte. Auslands- 
investitionen waren kein Thema mehr, und dem Anschein nach war die 
City gezähmt worden. 

Vor diesem Hintergrund betrachtete die Linke die stetige, wenn auch pre- 
käre Erholung der britischen Investitionstätigkeit in Übersee während der 
sechziger und siebziger Jahre als potentielle Gefährdung. Wenn Großbri- 
tannien langfristige Investitionen im Ausland finanzierte, indem es kurz- 
fristige Kapitalanlagen ins Land zog, konnte man schnell den »Erpressun- 
gen« der »Züricher Gnome« ausgeliefert sein. Hinzu kam, daß die City 
während der Krise von 1966/67 all die alten Argumente gegen eine Abwer- 
tung ins Feld führte. Und trotz der Schlußfolgerung des Reddaway- 
Berichts (Reddaway 1968), wonach Direktinvestitionen im Ausland der 
britischen Zahlungsbilanz zugute kämen, konnte man einfach darauf hin- 
weisen, daß der relative Niedergang der britischen Industrie sich beschleu- 
nigte und mehr Investitionen im Ausland eben weniger im eigenen Land 
bedeuteten. 

Nach 1979 schienen sich diese Befürchtungen vollauf zu bestätigen, als die 
Thatcher-Regierung ihre neue Politik durchsetzte: von der Aufhebung der 
Devisenkontrollen über den Privatisierungsrausch hin zur finanziellen De- 
regulierung. Der Finanzsektor expandierte zügig, und die Auslandsinvesti- 
tionen schossen in die Höhe. Die Handelsbanken halfen den britischen 
Firmen bei ihrem Versuch, sich im Ausland, besonders in den USA, durch 
Firmenübernahmen Kapazitäten zu verschaffen, während die Pensionskas- 
sen in ausländische Wertpapiere investierten, um ihr Portfolio zu diversi- 
fizieren und sich gegen Währungsschwankungen abzusichern. In den spä- 
ten achtziger Jahren beteiligten sich die britischen Unternehmen von gan- 
zem Herzen an der Internationalisierung des Kapitals: etwa durch Direkt- 
investitionen in das boomende Ostasien oder durch den Einstieg in die 
tückischen Märkte für Derivate. 

Solite deshalb nicht jede Alternative zum Thatcherismus fest auf einem 
Programm der »Re-Industrialisierung« gründen, einschließlich der voll- 
ständigen Unterordnung der City unter die Erfordernisse der produktiven 
Investitionen und der Wiedereinführung von Kapitalverkehrskontrollen? 
Ich werde im folgenden zeigen, daß jede Alternative zunächst einmal der 
Tatsache Rechnung tragen muß, daß der britische Kapitalismus durch und 
durch globalen Charakter angenommen hat. Das britische Kapital als Gan- 
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zes hat eine führende Rolle bei der Restrukturierung des Weltkapitalismus 
gespielt und spielt sie auch weiterhin. In diesem Zusammenhang gesehen 
war die Deindustrialisierung an sich kein Zeichen der Schwäche des briti- 
schen Kapitals. Gleichzeitig bilden die City und die britische Industrie 
zwar immer noch antagonistische »Fraktionen« des britischen Kapitals, 
doch sind sie inzwischen nichtsdestotrotz zu einer Form des Finanzkapitals 
mit gemeinsamem Horizont verflochten. Es gibt keinen rührigen »nationa- 
len Kapitalismus« mehr, der auf einer Allianz von nationalem Kapital, Ar- 
beit und Staat beruht und nur darauf wartet, von der Herrschaft der Finan- 
ziers und ausländischen Investoren befreit zu werden. Dies hat zur Folge, 
daß eine nationale, auf Reformen und Re-Industrialiserung gründende Al- 
ternative keine umsetzbare Option mehr ist - außer unter den Bedingungen 
eines radikalen gesellschaftlichen Wandels. 


2. Der britische Außenhandel und die Kapitalströme 


Der britische Kapitalismus ist durch und durch global; er kann daher nur 
im Kontext der gewandelten Weltwirtschaft verstanden werden. Die Ana- 
iyse des Niedergangs muß deshalb von den Veränderungen im Charakter 
des Kapitalismus als weltweitem System und von der gewandelten Rolle 
des britischen Kapitals in diesem System ausgehen. Wie Spence (1985) 
betont, herrscht auf seiten der britischen Linken eine starke Neigung, 
Großbritannien als »Opfer« dieser Veränderungen zu betrachten, die dem 
Land sozusagen von äußeren Kräften und deren verräterischen Bundesge- 
nossen (vor allem der City) aufgezwungen wurden. Dagegen führt er aus: 
»Man läuft Gefahr, etwas zu vergessen, was für jegliches Verständnis der britischen Geschich- 
te der letzten 150 Jahre von entscheidender Bedeutung ist, eine hausgemachte Tatsache, die 
sehr schmerzlich sein mag, der man sich jedoch steilen muß: Großbritannien ist eine imperia- 
listische Macht. Das ganzc Gebäude des britischen Kapitals beruht auf seinem imperialisti- 
schen Status. In der Tat ist Großbritannien nach den USA die zweitwichtigste imperialistische 
Macht der Welt. Jede Analyse der wirtschaftlichen Krise dieses Landes und der Optionen der 
Arbeiterbewegung muß von dieser offensichtlichen, doch scheinbar rasch vergessenen Tatsa- 
che ausgehen« (Spence 1985, 117). 

Folgende Veränderungen im globalen System des Kapitalismus müssen in 
Rechung gestellt werden: die Verminderung der globalen Akkumulationra- 
te; die Entfaltung neuer Zentren kapitalistischer Industrialisierung; die In- 
ternationalisierung der Finanzmärkte; die Ausdehnung und Stärkung mul- 
tinationaler Unternehmen als Vermittler der weltweiten Restrukturierung 
des produktiven Kapitals; das Wachstum der globalen industriellen Reser- 
vearmee; die Auflösung traditioneller Industriearbeiterklassen in allen fort- 
geschrittenen kapitalistischen Ländern; der Gestaltwandel der einst keynes- 
janischen internationalen ökonomischen Organisationen, die jetzt eine vor- 
keynesianische nationale Wirtschaftspolitik erzwingen; schließlich die 


Großbritannien in der Weltwirtschaft 569 


wachsende Schuldenlast Lateinamerikas, Afrikas und besonders Osteuro- 
pas. Wegen der entscheidenden Rolle des britischen Kapitals und des briti- 
schen Staats im globalen System des Imperialismus tragen diese Tenden- 
zen unweigerlich zur Bestimmung des Kurses bei, den die kapitalistische 
Entwicklung in Großbritannien nimmt: sie sind nicht bloß »weitere zu be- 
rücksichtigende Faktoren«. 

Welche Trends sind nun aus den Zahlungsbilanzstatistiken für Großbri- 
tannien abzulesen?’ Nach dem Krieg bis zur Abwertung des Pfunds 1967 
folgten die britischen Zahlungsbilanzen einem ziemlich stabilen Muster. 
Die Handelsbilanz war zumeist leicht im Defizit, das gewöhnlich nicht 
durch einen ausreichenden Überschuß bei den Dienstleistungen ausgegli- 
chen wurde; und und die Kapitalbilanz war ebenfalls leicht negativ. Die 
Zahlungsbilanz befand sich überwiegend im Defizit, das im Trend zunahm. 
Während dieser Periode nahm die britische Exportleistung bei Industriegü- 
tern stetig ab: der britische Anteil am weltweiten Güterexport sank von 
25,5% im Jahr 1950 auf 10,8% im Jahr 1970, und viele Untersuchungen 
zeigten, daß die britische Importnachfrage stark einkommenselastisch war, 
die Nachfrage des Rests der Welt nach britischen Importen war dagegen 
nur wenig einkommenselastisch. Was die Dienstleistungsbilanz angeht, 
wurde der stetige Überschuß bei den privaten Dienstleistungen durch ein 
beträchtliches Defizit staatlicherseits reduziert, das vor allem den Kosten 
für die Stationierung von Streitkräften im Ausland zuzuschreiben war. 
Unterdessen blieb der Netto-Kapitalexport auf einem historischen Tief- 
stand von 0,5 bis 1% des BIP: Portfolio-Investitionen im Ausland blieben 
aufgrund der Devisenkontrollen auf die Neuinvestition von im Ausland 
angefallenen Gewinnen begrenzt, während die direkten Auslandsinvesti- 
tionen britischer Firmen durch den Zustrom (vor allem amerikanischer) Di- 
rektinvestitionen nach Großbritannien wettgemacht wurden. 

Obwohl die Abwertung von 1967 zu einer bedeutenden Verbesserung der 
britischen Leistungsbilanz führte, wurde dieser Erfolg in den siebziger Jah- 
ren durch andere dramatische Entwicklungen zunichte gemacht. Nach 
1972 sank der Wert des floatenden Pfunds, und der Anstieg der Ölpreise 
trug zu einem Handelsbilanzdefizit bei, das von 1972 bis 1978 im Schnitt 
fast 3 Milliarden Pfund betrug, d.h. 2-3% des BIP. Das langfristige Kapi- 
talbilanzdefizit wuchs nur leicht, da zunehmende Auslandsinvestitionen 


2 Aus Platzgründen wurden die statistischen Angaben nicht im einzelnen nachgewiesen. 
Die aktuellen Zahlen stammen aus den laufenden Veröffentlichungen des UK Central 
Statistical Office, Econonomic Trends, Monthly Digest of Statistics und UK Balance of 
Payments Pink Book. Ich danke der Monthly Review für die Erlaubnis, Material aus Ra- 
dice (1989) abzudrucken. Die historischen Daten stammen zumeist aus Barratt Brown 
(1970), Blackaby (1979) und Rowthorn und Wells (1987). 
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durch den Zufluß von Kapital für die Erschließung des Nordseeöls wett- 
gemacht wurden. Allerdings war die Labour-Regierung 1976 aufgrund des 
wachsendenen Zahlungsbilanzdefizits gezwungen, Hilfe vom IWF in An- 
spruch zu nehmen und ein Austeritätsprogramm durchzusetzen, das we- 
sentlich zu ihrer Wahlniederlage von 1979 beitrug. 

Um diese Zeit allerdings begann das Nordseeöl zu fließen, und in Verbin- 
dung mit der Wirtschaftspolitik der Regierung Thatcher veränderte es die 
britischen Bilanzen in den achtziger Jahren. Unter dem Einfluß der Ölein- 
kommen und der Deflation stieg der Wert des Pfundes zwischen 1979 und 
1981 um etwa 25%; in den Folgejahren wurde es jedoch stetig schwächer, 
bis es 1993 auf die Hälfte seines Wertes von 1980 gefallen war. Von 1980 
bis 1985 wies die Leistungsbilanz einen nicht inflationsbereinigten durch- 
schnittlichen Überschuß von 3,6 Mrd. Pfund oder 1,4% des BIP auf. Nach 
1985 verschlechterte sich die Leistungsbilanz drastisch und erreichte 1985 
ein Defizit von 22,5 Mrd. Pfund (4,2% des BIP); mit der erneuten Rezessi- 
on schrumpfte das Defizit 1992 auf 1,4% des BIP. 

Was die Kapitalbilanz betrifft, so stellte die vollständige Abschaffung der 
verbliebenen Devisenkontrollen im Oktober 1979 sicher, daß der folgende 
Leistungsbilanzüberschuß einen rasch wachsenden Kapitalexport nährte. 
Die Bilanz für langfristiges Kapital zeigte im Schnitt einen Saldo von -2,3 
Mrd. Pfund für 1979-80, -7,9 Mrd. für 1981-83 und -13,9 Mrd. für 1984- 
86. Im Jahr 1987 änderte sich die Bilanz dramatisch, es gab einen Über- 
schuß von 18 Mrd. Pfund, und in den folgenden Jahren waren die Bilanzen 
von starken Fluktuationen geprägt. Das verblüffendste und sicher am we- 
nigsten beachtete Merkmal ist allerdings das rasche Wachstum ausländi- 
scher Investitionen im Inland, die in den Jahren 1989 und 1990 jeweils 
18,5 Mrd. Pfund erreichten und in den Jahren 1990-92 die inländischen In- 
vestitionen im Ausland um insgesamt etwa 9 Mrd. Pfund überstiegen. 
Gleichzeitig ging mit der dramatischen Expansion oder vielmehr der Wie- 
derbelebung der City als Weltfinanzzentrum eine gewaltige Zunahme der 
kurzfristigen Kapitalströme in beiden Richtungen einher, wobei ein Über- 
schuß entstand, der dazu beitrug, das Defizit beim langfristigen Kapital- 
verkehr zu finanzieren, da das Leistungsbilanzdefizit nach 1987 wieder ge- 
stiegen war. Zweifellos wurde der Zustrom kurzfristiger Gelder durch eine 
Politik hoher Zinsen begünstigt, die selbst dann noch beibehalten wurde als 
die Inflation in Großbritannien geringer war als in vergleichbaren Ländern. 
In der Folge schrumpften allerdings die Netto-Anlagen im Ausland von ei- 
nem Spitzenwert von 23,4% des BIP ım Jahr 1986 - als Großbritannien 
nach Japan der zweitgrößte Kreditgeber war - auf nur 2% im Jahr 1992. 
Bisher habe ich mich nur mit aggregierten Kapitalströmen befaßt. Betrach- 
tet man die geographische Verteilung, kann man feststellen, daß der in 
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Nordamerika investierte Anteil am gesamten im Ausland investierten briti- 
schen Kapital von 25% im Jahr 1978 auf 35% im Jahr 1981 gestiegen ist 
und 1989 mit 47% einen Spitzenwert erreichte. Der Anteil Westeuropas 
ging in diesem Zeitraum zunächst zurück, bevor er sich 1991 im Vorfeld 
des europäischen Binnenmarkts auf 30% erholte.' Hingegen zeigt das Mu- 
ster der ausländischen Direktinvestitionen in Großbritannien, daß der ame- 
rikanische Anteil 1978-81 allmählich von 64% auf 62% abnimmt, dann je- 
doch auf 50% im Jahr 1987 und auf 43% im Jahr 1991 zusammen- 
schrumpft, und nur noch wenig mehr als der gesamte westeuropäische An- 
teil ausmacht. Beträchtliche australische und japanische Investitionen sind 
für den wachsenden Anteil der anderen entwickelten Länder verantwort- 
lich. Leider sind keine Daten zur geographischen Verteilung der Portfolio- 
investitionen verfügbar; allerdings ist es wahrscheinlich, daß der Großteil 
dieser Investitionen nach Nordamerika geht bzw. von dort stammt, da die 
EU-Börsen vergleichsweise unterentwickelt sind. 

Als Ergebnis dieses Überblicks können wir feststellen, daß Großbritannien 
in den neunziger Jahren eine weit nach außen geöffnete Wirtschaft mit um- 
fangreichen Waren- und Kapitalströmen hat. Trotz massiver Leistungsbi- 
lanzdefizite in den letzten Jahren wurden kräftige Exporte an langfristigem 
Kapital durch Zuströme an lang- und kurzfristigem Kapital ausgeglichen. 


3. Deindustrialisierung und ausländische Direktinvestitionen 


Das Ausmaß der Deindustrialisierung Großbritanniens wird normalerweise 
anhand seiner Leistung innerhalb der globalen industriellen Produktion 
bemessen: am relativen Wachstum der industriellen Produktivität, an der 
industriellen Handelsbilanz, am Anteil an der globalen Industrieproduktion 
und am globalen Export sowie am Grad der Importpenetration. Es besteht 
weitgehend Einigkeit darin, daß die britische Industrie anhand dieser Kri- 
terien langfristig katastrophal abschneidet. Bevor wir allerdings die Argu- 
mente untersuchen, die diese mangelhafte Leistungsfähigkeit in Zusam- 
menhang mit den ausländischen Direktinvestitionen bringen, lohnt es sich, 
die beiden alternativen Thesen zur Deindustrialisierung ins Auge zu fassen, 
die nicht unbedingt zu dem Schluß führen, die britische Wirtschaft sei 
nicht genügend leistungsfähig: die »Reifethese« und die »Spezialisie- 
rungsthese« (Rowthorn/Wells 1987). 

Die Vertreter der Reifethese argumentieren, daß ein Rückgang der Be- 
schäftigung in der Industrieproduktion ein Anzeichen für wirtschaftliche 


3 Im Zeitraum von 1980-83 gingen allein 52% der Direktinvestitionen im Ausland (Öl- 
gesellschaften ausgenommen) in die USA, verglichen mit mageren 5% für ganz Westeu- 
ropa; 1990-91 flossen 18% in die USA und über 50% nach Westeuropa. 
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Leistungskraft sein Kann, wenn er das Ergebnis eines relativ schnellen 
Wachstums der Produktivität ist, das die Arbeitskräftenachfrage im indu- 
striellen Sektor senkt (Rowthorn/Welis 1987, 213). Das Agens einer relati- 
ven Deindustrialisierung könnte somit der Erfolg und nicht das Scheitern 
der industriellen Produktion sein. Allerdings wird man im britischen Fall 
kaum behaupten Können, die industrielle Produktivität sei zügig gewach- 
sen, schon gar nicht vor Mitte der achtziger Jahre. Die Spezialisierungsthe- 
se hingegen hat mehr Substanz. Rowthorn und Wells zufolge könnte der 
Beschäftigungsrückgang in der Industrie durch mehr oder weniger exogene 
Veränderungen im britischen Außenhandel verursacht worden sein. So be- 
trug der britische Handelsbilanzüberschuß bei Industriegütern in den Jah- 
ren 1950-52 durchschnittlich 10,5% des BIP, bei nichtindustriellen Gütern 
(Nahrungsmittel, Getränke, Tabak, Rohstoffe, Treibstoffe und nichtstaatli- 
che Dienstleistungen) dagegen herrschte ein Defizit von 13,3% (ebd., 218); 
1981-83 allerdings hatte sich die Handelsbilanz bei den nichtindustriellen 
Gütern dramatisch verändert und wies einen Überschuß auf, der 1% des 
BIP entsprach. Diese Entwicklung schreiben die Autoren vor allem einem 
massiven Wachstum der einheimischen Nahrungsmittelproduktion, einem 
Rückgang des Rohstoffverbrauchs und dem Nordseeöl zu - während die 
nichtstaatlichen Dienstleistungen (Finanzdienstleistungen eingeschlossen) 
nur eine bescheidene Rolle spielten. Die Folge davon sei, daß Großbritan- 
nien einen riesigen industriellen Handelsüberschuß überhaupt nicht mehr 
nötig habe. 

Rowthorn und Wells ziehen allerdings nicht den Schluß, die Leistung der 
britischen Industrie sei am Ende doch zufriedenstellend gewesen. Ein Han- 
deisüberschuß bei Industriegütern mag nicht mehr erforderlich sein, doch 
dies sagt wenig über das absolute Niveau des industriellen Outputs und der 
Beschäftigung. So hätten in den achtziger Jahren die gesamten, rasch an- 
wachsenden Revenuen aus dem Nordseeöl - bis 1985, vor dem Einbruch 
der Ölpreise, etwa 10 Milliarden Pfund - theoretisch für industrielle Impor- 
te zum unmittelbaren Konsum verbraucht worden sein können, ohne daß 
sich, ceteris paribus, das absolute Niveau des industriellen Outputs oder 
der Beschäftigung verändert hätte. Andererseits jedoch hätten diese Ein- 
nahmen, besonders vor dem Hintergrund eines Programmes zur Erhöhung 
der Geldmenge und wachsender Investitionstätigkeit in der Industrie, auch 
für Kapital- und intermediäre Güter im Wert von 10 Milliarden Pfund aus- 
gegeben werden und der steigende Konsum in viel größerem Maße durch 
einheimische Quellen gedeckt werden können, was wiederum zu einem An- 
stieg des industriellen Outputs und der Beschäftigung geführt hätte. In Wirk- 
lichkeit wurden die Devisengewinne aus dem Nordseeöl aber vor allem für 
mehr Konsumgüter und zur Finanzierung von Kapitalabflüssen verwendet. 
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Unabhängig von den tatsächlichen Resultaten verweist die »Spezialisie- 
rungsthese« auf den wichtigen Umstand, daß das Niveau des industriellen 
Outputs im Licht der Zahlungsbilanz bewertet werden muß, wie in Singhs 
(1977, 128) bekannter Definition der Deindustrialisierung. 

Wenn wir davon ausgehen, daß die industrielle Leistung mangelhaft war, 
inwiefern hätten ausländische Direktinvestitionen dafür verantwortlich sein 
können? Das erste gängige Argument bezieht sich auf die Direktinvestitio- 
nen, die ins Ausland abfließen: die hohe internationale Mobilität des briti- 
schen Industriekapitals habe es ihm ermöglicht, sich uneingeschränkt auf 
den Wandel der internationalen Arbeitsteilung einzulassen und die Produkti- 
on effektiv ins Ausland zu verlagern, um der Krise der britischen Industrie zu 
entkommen. Begründet wird dies in zwei Schritten. Erstens hat die allgemei- 
ne Akkumulationskrise in den fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern 
seit den späten sechziger Jahren die kapitalistische Industrieproduktion im 
Rahmen einer »neuen internationalen Arbeitsteilung« globalisiert. Der 
Analyse von Fröbel, Heinrichs und Kreye (1981) zufolge führt dies zu ei- 
ner Verlagerung relativ arbeitsintensiver Sektoren oder Produktionsverfah- 
ren in Niedriglohnregionen, während kapital-, technik- und management- 
intensive Sektoren und Verfahren in den fortgeschrittenen kapitalistischen 
Ländern verbleiben. Der Prozeß insgesamt bleibt im wesentlichen unter 
Kontrolle der multinationalen Unternehmen der fortgeschrittenen Länder, 
vermittels ihrer Verfügung über Technologie und Endmärkte. Zweitens 
kommt Großbritannien bei dieser Entwicklung aus mehreren Gründen be- 
sonders schlecht weg: ein relativ gering qualifiziertes Arbeitskräftepoten- 
tial ist nicht geeignet, hochtechnologische Produktionsprozesse nach Groß- 
britannien zu ziehen; das Land besitzt zudem noch in weiten Teilen tradi- 
tionelle Industrien, die durch Verlagerungsprozesse am stärksten gefährdet 
werden; und schließlich unterliegt ein überdurchschnittlich hoher Anteil 
seiner Produktion der Kontrolle multinationaler Unternehmen. 

Cowling (1986) liefert ein gutes Beispiel für diese Analyse, die durch viele 
sektorale und regionale Fallstudien gestützt wird (etwa Gaffikin/Nickson 
1984). Der typische Schluß lautet, daß die britischen Multis den bequemen 
- und, zumindest kurzfristig, den profitabelsten - Weg nach draußen ge- 
nommen haben, anstatt in die Verbesserung der Produktion im Inland zu 
investieren. Andererseits vertreten Autoren wie Reddaway (1968) und be- 
sonders Shepherd u.a. (1985) die Auffassung, daß die Produktion im Aus- 
land nicht immer durch Exporte substituierbar sei, weil viele Märkte aus 
technischen Gründen oder zur Vermeidung von Zoll- und anderen Barrie- 
ren Kundennähe verlangen. Direktinvestitionen können viel effektiver sein, 
wenn es darum geht, auf ausländische Märkte zu expandieren oder auch 
nur die Position dort zu halten. In der Tat stürzt erfolgreiche Produktion im 
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Ausland den Export, da sie Märkte für britische Zulieferer und ein Distri- 
butionsnetze für die anderen Produkte der entsprechenden Firmen eröffnet. 
Freilich können es britische Firmen nicht mit der offensichtlichen Fähig- 
keit japanischer oder deutscher Firmen aufnehmen, weiterhin stark export- 
orientiert zu arbeiten, auch wenn dies zum Teil mit der Natur vieler Indu- 
strieprodukte und Märkte zusammenhängt (z.B. Kunden, die Just-in-time- 
Lieferung verlangen). Dies läßt auf drei wesentliche Gründe für das relati- 
ve Wachstum der Überseeproduktion britischer Firmen schließen. Erstens 
bedeutet das schnellere Wachstum der anderen Ökonomien (zumindest bis 
Mitte der achtziger Jahre), daß britische Firmen, die auf ausländischen 
Märkten schon fest Fuß gefaßt haben, unweigerlich eine Steigerung ihres 
Umsatzes feststellen werden. Zweitens wächst sich die mangelnde Lei- 
stungsfähigkeit der einheimischen Industrie zu einem deutlichen »Stand- 
ortnachteil« für Großbritannien aus - wozu auch die Wahrnehmung (wenn 
auch nicht die Wirklichkeit) hoher Arbeitskosten zählt. Und drittens macht 
es die ohnehin schon hohe Internationalisierung der britischen Industrie- 
produkion den einheimischen Firmen leichter, der Produktion in Übersee 
gegenüber dem Export den Vorzug zu geben. 

Das zweite wichtige Argument auf der Linken betrifft die ins Land flie- 
Benden Direktinvestitionen. In den siebziger und frühen achtziger Jahren 
stützte deren niedriges Niveau einfach das obige Argument eines »Teufels- 
kreises« von industriellem Niedergang und Standortnachteil: Wenn briti- 
sche Firmen nicht in Großbritannien investierten, würden auch ausländi- 
sche darauf verzichten. Die einheimische Investitionstätigkeit erholte sich 
jedoch im Laufe des Jahrzehnts, und es tauchte eine neue These auf, die 
auf die Oualität und nicht die Quantität der zufließenden Investitionen ab- 
hob. Großbritannien bot, besonders im Vergleich mit den wichtigsten kon- 
tinentalen Ökonomien, ein gering qualifiziertes, niedrig entlohntes Ar- 
beitskräftepotential und ein vergleichsweise dereguliertes wirtschaftliches 
Umfeld, in dem Probleme im Verhältnis von Kapital und Arbeit ausge- 
räumt worden waren. Im Rahmen der zunehmend komplexeren internatio- 
nalen Arbeitsteilung war Großbritannien ein idealer Standort für Produkti- 
onstätigkeiten mit geringer Wertschöpfung, etwa Montagearbeiten »mit 
dem Schraubenzieher«. Dies paßt zu der seit langem von vielen Analyti- 
kern vertretenen Ansicht, daß die britische Industrieprodukion im Ver- 
gleich zu anderen führenden kapitalistischen Ländern durch geringe Quali- 
tät, niedrige Preise und besonders durch niedrige Forschungsintensität ge- 
prägt ist (z.B. Saunders 1978, Pratten 1976, Pavitt 1980 sowie Daly/Hit- 
chens/Wagner 1985). 

Ein bedeutender Teil der jüngsten Forschungsarbeiten stützt diese These 
im Hinblick auf regionale und sektorale Ebenen. Turok (1993) etwa weist 
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darauf hin, daß man im Falle Schottlands die »Einbettung« ausländischer 
Elektronikfirmen in dort schon vorhandene lokale Strukturen hätte erwar- 
ten können, was zur Entwicklung einer stark wertschöpfenden einheimi- 
schen Industrie geführt hätte. Diese lokalen Niederlassungen werden je- 
doch auf Kapazitäts- und Arbeitskräfteverleih oder auf die Produktion 
sperriger, nichtelektronischer Teile beschränkt, was eher einem »Depen- 
denzmodell« der Zulieferung als einem »Entwicklungsmodell« entspricht. 
Love (1989) sichtete Material zu den Folgen der externen Übernahme von 
Zulieferunternehmen und fand zwar kaum Hinweise auf die pauschale 
Substitution oder Herabstufung der dort gefertigten Produkte, jedoch Bele- 
ge für eine Beschränkung der Dienstleistungen, eine Verengung der Mana- 
gementfunktionen und Verluste an Forschungs- und Entwicklungskapazitä- 
ten. Young und Hood (1992) untersuchten die Rolle ausländischer trans- 
nationaler Konzerne in der britischen Maschinenbauindustrie und stellten 
fest, daß die dynamischsten Segmente, die kundenorientierte »Fabriken der 
Zukunft« aufbieten können, am häufigsten importierte Komponenten ver- 
wenden und dazu neigen, ihre eigene Produktion auf die reichsten Kun- 
denmärkte zu verlagern. Schließlich untersuchte Phelps (1993) eine breite 
Spanne an theoretischem und empirischem Material zur Entwicklung der 
räumlichen Arbeitsteilung: Während Theorien zur Flexibilisierung der 
Produktion und zu neuen Industriestandorten den Schluß nahelegen, daß 
Industriezweige sich stärker lokal einbetten werden, stellt Phelps fest, daß 
dort, »wo die innerbetriebliche technische Arbeitsteilung komplexer ist, 
Dezentralisierung von Entscheidungsprozessen, Externalisierungstenden- 
zen und lokale Anbindungen vermutlich viel schwächer ausgeprägt sein 
werden« (Phelps 1993, 89). Solche Positionen stützen sicher die Auffas- 
sung, daß die jüngste Erholung der ausländischen Direktinvestitionen in 
Großbritannien nicht das Ende der Deindustrialisierung bedeutet: Vielmehr 
vollzieht sich die Deindustrialisierung auf qualitative Weise, besonders im 
Hinblick auf das Maß an Wertschöpfung und die Abhängigkeit von einer 
»Wertkette«, die von außen kontrolliert und beherrscht wird. 

Die beiden bisher entwickelten Argumente können ohne weiteres zu einer 
dynamischen Analyse des relativen Niedergangs der britischen Wirtschaft 
zusammengeführt werden. Die britischen transnationalen Unternehmen in- 
vestieren im Ausland, um sich in profitablere, rasch wachsende und tech- 
nologisch anspruchsvolle Märkte einzugliedern; ausländische transnationa- 
le Unternehmen wiederum investieren in Großbritannien als kostengünsti- 
gem Standort für niedrigstufige Produktionsphasen oder Produkte, die auf 
den kontinentaleuropäischen Markt zielen. Diese Analyse wird zuweilen 
noch gestützt durch die Beobachtung, daß die ins Land kommenden Di- 
rektinvestitionen in die weniger technologieintensiven Sektoren fließen 
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(etwa Young u.a. 1988, 71ff). Allerdings werden in den verfügbaren Sta- 
tistiken breite sektorale Kategorien verwendet, und die starken Differenzen 
innerhalb von Sektoren wie der Elektronikbranche oder der Autoindustrie 
werden nicht berücksichtigt. Realistischer scheint die Annahme zu sein, 
daß Quantität und Qualität der Direktinvestitionen in beiden Richtungen 
recht stark variieren und zwar nicht nur von Sektor zu Sektor, sondern 
auch von Firma zu Firma. Häufig wird etwa die pharmazeutische Industrie 
als britische Erfolgsgeschichte betrachtet, mit ihren hohen Investitionen in 
beiden Richtungen, die einhergehen mit einer starken Konzentration wert- 
schöpfungsintensiver Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten (Young 
u.a. 1988, 76f). Zugleich wird weithin die Ansicht vertreten, das rasche 
globale Wachstum ausländischer Direktinvestitionen ginge einher mit stär- 
ker global orientierten Unternehmensstrategien und -strukturen, was darauf 
schließen lasse, daß das »Niveau« einer bestimmten Fabrik im Hinblick 
auf die Wertschöpfung vom relativen Positionsvorteil des Unternehmens 
ebenso abhängen könne wie von dem des jeweiligen Landes. 

Alles ın allem ist die Ansicht, wonach hohe ausländische Direktinvestitio- 
nen zum Niedergang der britischen Industrieproduktion beigetragen haben, 
überzeugend, sofern diese Entwicklung als dynamischer Prozeß formuliert 
wird. Allerdings sind gewisse Einschränkungen angebracht. Erstens hat 
sich die britische Industrieproduktion stark differenziert, so daß Inseln glo- 
baler Wettbewerbsfähigkeit und hoher Wertschöpfung im breiteren Strom 
des Niedergangs aufzufinden sind. Ich habe an anderer Stelle darauf hin- 
gewiesen, daß die britische Industrieproduktion außerdem einen vertikalen 
Desintegrationsprozeß durchlaufen hat und zwar im Hinblick auf die Ver- 
bindungen zwischen den Produzenten und den Lieferanten von Kapitalgü- 
tern und Technologie: Der wichtigste Beleg dafür ist die Zunahme der Im- 
portpenetration bei diesen Gütern und der zunehmende Erwerb ausländi- 
scher Lizenzen. Aus dieser Sicht hat Großbritannien in einer Reihe von 
dynamischen Schlüsselsektoren keine nationale Produktionskapazität 
mehr, auf die sich eine industrielle Regeneration stützen könnte. Zweitens 
ist Großbritannien weiterhin eine wichtige Quelle ausländischer Direktin- 
vestitionen, und britische transnationale Unternehmen halten weiterhin ei- 
ne Spitzenposition in der Rangliste der Weltfirmen: Dies bedeutet, daß die 
in Großbritannien ansässige Industrie zwar einen Niedergang erlitten hat, 
daß das aus Großbritannien stammende Kapital im internationalen Konkur- 
renzkampf jedoch vergleichsweise erfolgreich war. 

Bevor wir die politischen Implikationen der Rolle ausländischer Direktin- 
vestitionen beim industriellen Niedergang erörtern können, müssen wir das 
andere wichtige Element in der traditionellen Kritik der Linken untersu- 
chen, nämlich die City. 
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4. Die Rolle der City 


Der rapide Anstieg der Kapitalexporte nach 1979 konnte den Anschein er- 
wecken, das britische Kapital mache den Versuch, die Position des inter- 
nationalen Rentiers zurückzugewinnen, die es vor 1914 besessen hatte. Die 
aggregierten Zahlen stützen solche Überlegungen jedoch nicht. 1913 
deckten die im Ausland angefallenen Nettorevenuen volle 25% der gesam- 
ten Importerfordernisse und etwa 9% des nationalen Nettoeinkommens: 
1986, dem in jüngster Zeit erfolgreichsten Jahr für Überseeanlagen, ent- 
sprach der Nettozufluß von Zinsen, Profiten und Dividenden von 4,6 Mrd. 
Pfund nur etwa 6% der Güterimporte und knapp 2% des nationalen Netto- 
einkommens. Seit 1968 sind die Nettoguthaben in Übersee auf nur 1,9% 
des BIP geschrumpft, obwohl sie infolge der Entwertung des Pfundes ge- 
genwärtig wieder steigen. Dennoch, angesichts des offensichtlichen »Ar- 
beitsplatzexports« der multinationalen Unternehmen, des sehr niedrigen 
Niveaus an industrieller Kapitalbildung in Großbritannien und der ins 
Ausland strömenden Portfolioinvestitionen überrascht es nicht, daß sich 
die Aufmerksamkeit auf das Verhältnis von Industriekapital und Finanz- 
kapital konzentriert. 

Das traditionelle Argument der Linken hierzu lautet wie folgt: Historisch 
gesehen hat sich das britische Finanzkapital in Gestalt der »City« als Netz 
kapitalistischer Interessen an den Weltmärkten für Waren und Geld ent- 
wickelt. Die frühzeitige Entfaltung der güterproduzierenden Industrie in 
Großbritannien sicherte den Industriekapitalisten sehr hohe Profite, dank 
derer sie ihre Akkumulation weitgehend selbst finanzieren konnten und 
höchstens noch über die Provinzbanken regionale Spargelder zur kurzfri- 
stigen Finanzierung anzapfen mußten. Dies bedeutete, daß das Londoner 
Handels- und Bankkapital praktisch keine direkte Rolle bei der industriel- 
len Akkumulation spielte; statt dessen fungierte es im Welthandel und im 
internationalen Investitionsgeschäft. Während des Niedergangs im Verlauf 
der letzten hundert Jahre hat die international orientierte City Bemühungen 
um eine industrielle Renaissance untergraben, zum Teil, weil sie sich wei- 
gerte, Kapital für inländische Investitionen anzubieten, zum Teil, weil sie 
die Wirtschaftspolitik der Regierung wirksam unter Kontrolle hatte und da- 
für sorgte, daß man ihre sektoralen Interessen bediente (vor allem ein star- 
kes Pfund und minimale Kontrollen der Kapitalströme). Dies ist im Kern 
die Position, die von Ingham (1984) neu formuliert und in der New Left 
Review von Leys (1985, 1986) und Anderson (1987) aufgenommen wurde, 
mit einer kritischen Entgegnung von Barratt Brown (1988). In jüngster Zeit 
konzentriert sich die Aufmerksamkeit mehr auf das allgemeine Verhältnis 
von Finanzwelt und Industrie, verbunden mit der weitverbreiteten Kritik 
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am »kurzfristigen Denken« der City, d.h. ihrer Unwilligkeit, langfristiges 
Risikokapital anzubieten (Goodhart/Grant 1988). Dies wiederum wird in 
Zusammenhang gesehen mit der bei britischen Unternehmen verbreiteten 
Neigung zu »feindseligen« Übernahmen und der Vorherrschaft ausländi- 
scher Eigentümer in den Unternehmensführungen. 

An zwei Tatsachen ist kaum zu zweifeln: daß die Londoner City ein äu- 
Berst offenes globales Finanzzentrum ist und daß sie eine sehr gewichtige 
Rolle bei der Formulierung der Wirtschaftspolitik spielt, besonders dank 
ihres Einflusses über die Bank of England auf das Finanzministerium. Was 
den ersten Punkt betrifft, so floriert London als Zentrum für globale Fi- 
nanzgeschäfte seit dem Auftauchen des Eurodollar-Marktes in den sechzi- 
ger Jahren, in der Folgezeit dank der Abschaffung der Devisenkontrollen 
1979 und des »Big Bang«, der Deregulierung von 1987 (Bank of England 
1989, Toporowski 1989, Coakley/Harris 1992). Die Internationalisierung 
des Kreditgeschäfts und die Ausbreitungg der Wertpapiergeschäfte hat die 
Position der Londoner City bei der Emission und dem Handel mit Finan- 
zierungsinstrumenten gestärkt und hohe Investitionen ausländischer Fi- 
nanzinstitutionen angezogen. Dies bedeutet, daß London in der Europäi- 
schen Union mit Abstand das wichtigste Finanzzentrum bleibt; desweiteren 
konnten die britischen Finanzinstitutionen seit 1979 ihre internationalen 
Aktivitäten im Bereich der Finanzanlagen beträchtlich ausdehnen. 

Im Hinblick auf den Einfluß, den die City auf die Wirtschaftspolitik aus- 
übt, ist ebenfalls klar, daß ihre Interessen zwar heterogen sind, ihre Vertre- 
ter sich jedoch immer darin einig waren, daß man sich keine Kontrollen 
auferlegen lassen will und einen einigermaßen stabilen Wechselkurs an- 
strebt - Punkte, die man als unabdingbar für Londons Rolle als führendes 
Finanzzentrum betrachtet. Seit dem ersten Auftritt des Monetarismus im 
Jahr 1976 hat die City dessen wichtigste politische Konzepte beharrlich 
unterstützt, nämlich die quantitativen monetären Zielvorgaben, Kürzungen 
der öffentlichen Ausgaben und Rückgriff auf den Zinssatz als wichtigstes 
politisches Regulierungsinstrument. Die City hat außerdem die »Selbst- 
regulierung« der Finanzmärkte eingefordert und durchgesetzt. Ökonomen 
der City beherrschen inzwischen die Debatten in den Massenmedien, und 
die Bank of England diktiert weiterhin die Ansichten des Finanzministeri- 
ums zu wichtigen Fragen wie etwa dem Austritt Großbritannien aus dem 
europäischen Wechselkursmechanismus im Jahr 1992. 

Allerdings bewegt sich die konventionelle Kritik auf viel brüchigerem Bo- 
den, wenn es um die Beziehungen von City und Industriekapital geht. Of- 
fensichtlich gibt es einen tiefgreifenden Gegensatz zwischen beiden, inso- 
fern die City Kredite vergibt und die Industrie sie aufnimmt; doch solange 
die Industrie ein wesentlicher Bestandteil des produktiven Gesamtkapitals 
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bleibt, herrscht auch eine grundsätzliche Übereinstimmung, da die Zinsen 
und Dividenden, die dem Finanzsektor zugute kommen, aus den Profiten 
stammen, die in der Produktion verdient werden. So vertreten Fine und 
Harris (1985) die Auffassung, daß die City trotz ihres primären Orientie- 
rung an den Finanzmärkten dennoch auch auf die Gesundheit der briti- 
schen Industrie achtet: Es ist nur so, daß ihre bevorzugte Medizin für deren 
Krankheit Marktdisziplin und nicht staatliche Hilfe ist. Sie verweisen auch 
darauf (ebd., 66-71), daß die finanzielle Gesundheit der City trotz ihrer 
Orientierung nach Übersee letzten Endes von der Gesundheit der britischen 
Wirtschaft insgesamt abhängt. 

Fine und Harris (1985) sowie Thompson (1977) nehmen sich zunächst der 
Rolle der City als Finanzierungsmedium an und vertreten (wie das Wilson- 
Komitee) die Auffassung, daß der Finanzbedarf der Industrie weitgehend 
gedeckt wird. Die Banken bieten kurzfristige Kredite an, und Institutionen 
wie Lebensversicherungsunternehmen, Pensionskassen und Investitionsge- 
sellschaften bieten langfristige Mittel. Das Problem bestehe nun darin, daß 
die Industrie keine Gelder zu unterschiedlichen Konditionen oder in größe- 
rer Menge nachfragt. Außerdem spielten die Handelsbanken und institu- 
tionellen Investoren während der gesamten Nachkriegszeit, aber besonders 
seit dem Fusionsboom Mitte der sechziger Jahre (der sich in den frühen 
siebzigern und Mitte bis Ende der achtziger Jahre wiederholte) eine wich- 
tige Rolle bei der Restrukturierung des Industriekapitals. Das allgemein 
hohe Maß an Selbstfinanzierung sollte über die entscheidende Bedeutung 
der langfristigen Finanzierung von außen für die Beschleunigung der Ak- 
kumulation einzelner Firmen und für die Zentralisierung des Kapitals nicht 
hinwegtäuschen. Hinzu kommmt, daß seit Mitte der siebziger Jahre und 
besonders seit dem »Big Bang« die Konkurrenz unter den Banken zu ei- 
nem wachsenden Angebot an langfristigen Finanzmitteln für die Industrie 
geführt hat. 

Allerdings kann die Kritik als Verweis auf ein eher strukturelles Problem 
reformuliert werden. Das Industriekapital hat der City wenig abverlangt, 
besonders im Vergleich zu anderen kapitalistischen Ländern, und den tat- 
sächlichen Forderungen ist im großen und ganzen entsprochen worden. 
Vom Standpunkt der Beschleunigung der industriellen Investitionstätigkeit 
besteht das schwache Glied in der Kette darin, daß das Industriekapital die 
Vorliebe des Bankkapitals für Sicherheiten und Liquidität vollauf akzep- 
tiert hat und daß weder die Industrie noch die City jemals das Bedürfnis 
verspürten, den britischen Staat aufzufordern, sich an die Spitze der Ent- 
wicklung von Investitionsbanken deutscher oder japanischer Spielart zu 
setzen (Fine/Harris 1985, Kap. 4). Wenn die Industrie also mit dem Ange- 
bot an Finanzmitteln zufrieden ist, so hat dies seinen Grund darin, daß die 
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Strukturen und Praktiken der britischen Wirtschaft und der britischen Re- 
gierung sich auf besondere Weise entwickelt haben - zum »angelsächsi- 
schen Modell« des Kapitalismus. 

In diesem Modell sind die Unternehmensanteile breit gestreut unter gleich- 
gültigen, institutionellen Eignern, die an hohen und stabilen Dividenden 
interessiert sind; die Interessen der Eigentümer werden qua Unternehmens- 
recht durchgesetzt, das die Ansprüche von anderen »Mitspielern« aus- 
schließt; die Unternehmen werden daher durch ein finanzielles Manage- 
ment beherrscht, das auf die Maximierung der Dividenden und die Ver- 
meidung von Übernahmen oder Liquidation abzielt. Dies ist der Kern der 
jüngsten Reformulierung der Kritik, die auf die kurzfristigen Unterneh- 
mensstrategien und die »Vorherrschaft der Finanzinstitutionen« abzielt 
(Goodhart/Grant 1988, Labour Party 1992). Die Kritiker verweisen auf die 
kontinentalen und japanischen Modelle, wo »verpflichtetes« Eigentum die 
Basis für langfristige Investitionen in die Hochtechnologie bildet und es 
keine »feindseligen« Übernahmen und überzogenen Dividenden gibt. Dort 
herrsche eher eine »Kultur der Produktion« als eine »Kultur des Finanziel- 
len«, wie Hutton (1993) es formulierte. 

Diese Neufassung der Kritik gibt freilich Anlaß zu einigen Fragen. Erstens 
ist unklar, ob das »kontinentale« Modell Ursache oder Folge des relativen 
industriellen Erfolgs Deutschlands oder Japans ist. Enge und harmonische 
Beziehungen zwischen Finanzwelt und Industrie sind um so wahrscheinli- 
cher, je schneller und profitabler die Akkumulation verläuft. Zweitens 
zeigten die Probleme der Deutschen Bank in Sachen Metallgesellschaft 
sowie der Fall Schneider, wie schwierig es für das Geldkapital sein kann, 
sich nach diesem Modell aus der Produktion zurückzuziehen: Allgemeiner 
gesagt, könnte die Restrukturierung im Rahmen eines solchen Modells 
schwieriger sein (Meyer 1993, 18). Drittens hat das angelsächsische Mo- 
dell vom kapitalistischen Standpunkt aus den deutlichen Vorteil, daß es 
große Teile der Ersparnisse der Mittelklassen in die Kreisläufe des privaten 
Kapitals zieht: Außerhalb der angelsächsischen Länder legen die meisten 
Sparer ihre Gelder in staatlichen Wertpapieren oder bei Sparkassen an, die 
entweder wiederum die staatlichen Ausgaben finanzieren oder die Finanz- 
mittel in Eigenheimen lahmlegen. Dies bringt dem Kapital zusätzliche 
ideologische Vorteile ein. Viertens untergräbt die Globalisierung das kon- 
tinentale Modell: So dient etwa Daimler-Benz die Börsenzulassung in New 
York dazu, an billigere amerikanische Fonds zur Finanzierung seiner Ex- 
pansion in Nordamerika und im Pazifikraum heranzukommen, doch muß 
dafür die New Yorker »angelsächsische« Buchführung mit ihren offeneren 
Geschäftsbilanzen übernommen werden. Schließlich zeigt der mit großem 
Aufwand angekündigte Cadbury-Report, indem er sich so sehr auf die 
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Rolle der externen Direktoren konzentriert, daß die britische Geschäftswelt 
das angelsächsische Modell der aufgeteilten externen Kontrolle stärken will. 
Wenn die City aufgrund der Praktiken der Unternehmensfinanzierung so 
viel Macht über die Industrie besitzt, hat die City dann auch die Übersee- 
investitionen der Industrie angebahnt oder ermutigt, auf Kosten der Mo- 
dernisierung im eigenen Land? Im vorigen Abschnitt wurde die Ansicht 
vertreten, daß das eine nicht in jedem Fall durch das andere ersetzbar ist. 
Wie Fine und Harris zeigten (1985, Kap. 4), waren die britischen Indu- 
striekapitalisten selbst nicht bereit, mehr in Großbritannien zu investieren, 
und sie hatten gute kapitalistische Gründe dafür - vor allem schlechte Ge- 
winnaussichten. Allerdings war die City ein entscheidendes Moment der- 
jenigen Strukturen, die es den britischen Firmen ermöglichen, auf die ge- 
ringe Rentabilität in Großbritannien durch Investitionen im Ausland zu 
reagieren. Die beispiellose internationale Spannweite und Flexibilität der 
britischen Bank- und Finanzwelt hat die relative Schwäche britischer Un- 
ternehmen in Sachen Technologie und Produktion ausgeglichen und es ih- 
nen ermöglicht, zunächst in Westeuropa und in jüngster Zeit auch in den 
USA starke Brückenköpfe zu errichten. Die Internationalisierung des Ban- 
kengeschäfts hat auch die Internationalisierung der britischen Immobilien- 
gesellschaften, Buchhaltungsfirmen, Werbeagenturen, Bauunternehmen 
usw. gefördert. Die City war ebenfalls der Grundstein für die beherrschen- 
de Rolle angelsächsischer Institutionen und Verfahrensweisen im globalen 
Geschäfts- und Finanzwesen. 

Abschiießend läßt sich sagen, daß im »angelsächsischen« Modell die Fi- 
nanzinstitutionen zweifellos weniger direkt in die Angelegenheiten der In- 
dusirie involviert sind; dennoch bilden sie einen wichtigen Teil des Kräfte- 
bündels, das für die fortdauernde Rückständigkeit der britischen Industrie 
verantwortlich ist. Der globale Charakter der City kollidiert jedoch nicht an 
sich schon mit den Interessen der britischen Industrieunternehmen, da 
letztere historisch gesehen ebenfalls in hohem Maße global orientiert wa- 
ren. Die Londoner City und das in Großbritannien ansässige Kapital (mit 
britischen oder ausländischen Eigentümern) bilden gemeinsam das briti- 
sche Finanzkapital, während das in britischen Händen befindliche Kapital 
die internationale Dimension des britischen Finanzsystems voll ausge- 
schöpft hat und sich zunehmend auf globaler Ebene bewegt. 


5. Politische Implikationen: Gibt es eine Alternative? 


Was die Linke traditionell im Auge hatte, nämlich das Beziehungsgeflecht 
von industriellem Niedergang, Auslandsinvestitionen und der Vorherr- 
schaft der City über die Industrie kann somit als ein komplexes strukturel- 
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les Problem reformuliert werden. Doch welche Konsequenzen ergeben sich 
daraus für die Entwicklung einer alternativen Politik? 

Zunächst einmal verweist unsere Reformulierung auf die Möglichkeit, daß 
sich die Industrie unter bestimmten Bedingungen erholen könnte. Während 
der Ära Thatcher vertrat die Linke weitgehend die Ansicht, die Hauptursa- 
che des industriellen Niedergangs sei die Wirtschaftspolitik der Regierung, 
und sie zog den Schluß, solange diese Politik unverändert fortgesetzt wer- 
de, sei der Niedergang unaufhaltsam. Entgegen dieser Position könnte die 
Thatcher-Politik als Förderung eines Anpassungsprozesses an »neue Reali- 
täten« der internationalen Konkurrenz verstanden werden. Der hartnäckige 
Angriff auf die Gewerkschaften etwa machte den Weg frei für die Einfüh- 
rung japanischer (»postfordistischer«) Managementmethoden und läßt die 
relativ niedrigen britischen Löhne für flinke Multis attraktiv werden. 
Gleichzeitig ist Großbritannien durch den deutlichen Anstieg der verfügba- 
ren Einkommen derjenigen, die einen Arbeitsplatz haben, zu einem inter- 
essanteren Markt geworden, und das Land bleibt in vielen Bereichen eine 
attraktive Basis für den größeren europäischen Markt, wie die jüngste Er- 
holung der Binneninvestitionen zeigt. Deregulierung und Privatisierung 
sorgen also für die Flexibilität, die erforderlich ist, damit sich die wirt- 
schaftliche Erholung über einen zyklischen Aufschwung hinweg fortsetzt. 
Unterdessen ist die Londoner City in der Lage, ihre Rolle auf den Finanz- 
märkten der Welt beizubehalten, wobei die britischen Kapitale in dieser 
Arena bereit sind, den ausländischen Finanzinstitutionen ein beträchtliches 
Mitspracherecht einzuräumen. Und zugleich sind sie in der Lage, in den 
dynamischen Regionen des Auslands zu investieren. 

Allerdings handelt es sich weiterhin um einen selektiven und sehr fragilen 
Aufschwung. Zunächst einmal haben sich Arbeitslosigkeit und soziale 
Ungleichheit drastisch verschärft und sie werden durch die fortgesetzte De- 
regulierung der Arbeitsmärkte und die Senkung der direkten Steuern noch 
weiter verschärft. Zweitens bleibt die Erschöpfung von Rohstoffen ein 
langfristiges Problem, auch wenn sich das Nordseeöl inzwischen weniger 
stark auf die makroökonomischen Bilanzen auswirkt. 

Doch die Argumente des vorigen Abschnittes legen zwei besondere Kri- 
tikpunkte nahe. Erstens ist durchaus möglich, daß die Binneninvestitionen 
und die besseren Exportleistungen nicht auf eine Erfolgsgeschichte der 
»britischen Industrie« hinauslaufen, sondern auf eine der britischen Able- 
ger multinationaler Konzerne, ob nun in britischem oder ausländischem 
Besitz, denn es ist unumstritten, daß sie den Großteil der in Großbritannien 
hergestellten Exportgüter produzieren. Dieser »Erfolg« hängt aber im we- 
sentlichen nicht von britischen Investitionen und Innovationen ab, sondern 
von der Integration des britischen Wirtschaftslebens in die Operationen 
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multinationaler Unternehmen. Zweitens setzt die Vertiefung der externen 
finanziellen Integration die britische Industrieproduktion immer stärker 
den Fluktuationen und Moden der globalen Finanzmärkte aus - die natür- 
lich auch die Folgen der Politik unserer wichtigsten Handels-»Partner« 
transportieren. 

Dies führt zur Frage nach den Alternativen. Traditionell wird hier diese 
oder jene Variante nationalstaatlicher Industrieplanung ins Spiel gebracht, 
zusammen mit Vorschlägen zur Reform oder Regulation der City und der 
Handels- und Kapitalströme (siehe etwa Costello/Michie/Milne 1989 oder 
Cowling/Sudgen 1990). Die Kritik an solchen Vorschlägen innerhalb der 
Linken bezieht sich vor allem auf die Notwendigkeit, Wahlen zu gewinnen 
und diese Programme dann umzusetzen. Doch der gewandelte Charakter 
der britschen Ökonomie wirft ebenfalls wichtige Fragen auf. Wenn diese 
Ökonomie erstens, wie ich gezeigt habe, heute fragmentiert und in globale 
Zusammenhänge integriert ist, fällt es schwer auszumachen, welches mög- 
liche System von Anreizen und Kontrollen ein gemeinsames Interesse 
auch des »Industriekapitals« an einem Programm nationaler industrieller 
Expansion sicherstellen könnte. Zumindest wären beträchtliche Kräfte 
notwendig, um die Multis dazu zu bewegen, Investitionen im Einklang mit 
einem nationalen Plan zu tätigen. Zweitens, weil die City in der Tat eng 
mit Industrie und Handel verflochten ist (wenn auch auf ihre besondere 
Art), kann sie nicht als eine eigene ökonomische Sphäre behandelt werden, 
die bloß reguliert werden muß oder Anreize braucht, die gewährleisten, 
daß Kapitalströme der einheimischen Industrie zufließen. Der globale 
Handlungsspielraum der City ist für die Wettbewerbsfähigkeit der multi- 
nationalen Konzerne von entscheidender Bedeutung, und diese kommen 
immer noch für einen Großteil der britischen Produktion auf, auch wenn 
sie sich relativ gesehen eher aus ihr zurückziehen. 

Die traditionelle alternative Politik wird also zwischen zwei Polen zerris- 
sen: Löst man sich aus der politischen Konfrontation mit dem Kapital, set- 
zen die Strukturen der globalen Integration einer Reform enge Grenzen; 
doch auf der anderen Seite treibt die Logik umfassender staatlicher Inter- 
vention rasch in die Richtung des utopischen und historisch diskreditierten 
»Sozialismus in einem Land«. Entlang der Achse dieser Debatte, und ge- 
wiß in der heutigen Politik der Labour Party, riskiert die Linke, innerhalb 
der Logik internationaler Konkurrenz zu verharren und eine neu integrierte 
»britische Industrie« gegen die japanische, amerikanische oder deutsche 
(realistischer gesehen eher gegen die italienische, französische oder südko- 
reanische!) Industrie ins Feld zu führen. Dabei wird sie unweigerlich fest- 
stellen, wie schwierig es ist, die Strukturen des britischen Kapitalismus in 
Richtung eines produktionszentrierten Modells zu verändern. Insbesondere 
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können sich die Spitzen der City sicher sein, daß aus der eigenen Klasse 
kein Angriff auf ihren Einfluß auf die für sie zentralen Elemente der staat- 
lichen Politik zu erwarten ist, vor allem angesichts des gemeinsamen Inter- 
esses der britischen Industrie an der globalen Integration. 
Eine realere und realistischere Alternative für die Linke muß damit begin- 
nen, die Logik der internationalen Konkurrenz zurückzuweisen und zu ver- 
suchen, den Markt auf allen Ebenen den gesellschaftlichen Bedürfnissen 
unterzuordnen. Auf lokaler Ebene hat die Kontrolle durch das externe 
Kapital und eine ferne Zentralregierung Raum für demokratische Bewe- 
gungen geschaffen, welche die Ziele der wirtschaftlichen Entwicklung neu 
definieren können: weg von der Logik einer von außen geführten Konkur- 
renz um begrenzte Ressourcen und hin zur Mobilisierung lokaler Ressour- 
cen. Auf nationaler Ebene zeugen die wirtschaftlichen und sozialen Risse, 
unter denen Großbritannien leidet, von einer zunehmenden Entkopplung 
von nationaler Ökonomie und britischem Kapital; die Wirtschaft, die so of- 
fensichtlich mit finanziellen Spekulationen, der »Schrumpfung« von Be- 
trieben und massiven Gehaltserhöhungen für ihre Spitzenmanager be- 
schäftigt ist, war noch nie so unpopulär wie heute. Auf globaler Ebene 
schafft die verstärkte wirtschaftliche Integration einen gemeinsamen Zu- 
sammenhang, in dem Kooperation mehr Sinn macht als Konkurrenz; trotz 
aller Mängel verkörpern die Europäische Union und die UNO weiterhin 
Ideale, die den Devisenmärkten und Managementberatern im Jet-Set voll- 
kommen abgehen. Es gibt keine ökonomische Alternative - nur eine politi- 
sche, die versucht, die allseits vorhandene Unzufriedenheit der Post- 
Thatcher-Ära zu artikulieren. 

Übersetzung aus dem Englischen von Klaus Fritz 
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Reinhart Kößler 


Tradition und Reproduktion oder: 
Der hartnäckige Irrtum vom immerwährenden 
traditionellen Sektor 


»Traditionen« bieten nicht nur dem Alltagsverstand, sondern auch vielen 
gesellschaftswissenschaftlichen Diskursen ebenso beliebte wie prekäre Er- 
klärungsmuster. Besonders folgenreich ist die Unterstellung von Tradition, 
wenn es um die Interpretation der Veränderung gesellschaftlicher Verhält- 
nisse geht. Nicht zufällig wird auch in neueren kritischen Ansätzen gerade 
die Sphäre der Reproduktion und des Konsums als »traditionell« ausge- 
zeichnet. Im folgenden möchte ich einigen Konsequenzen nachgehen, zu 
der diese Tendenz vor allem im Umfeld der Regulationstheorie und deren 
Rezeption in neueren entwicklungstheoretischen Ansätzen geführt hat. An 
zentraler Stelle wird dabei die These von der »zweiten Landnahme« einer 
empirischen Überprüfung unterzogen, die den vorgeblichen Prozeß einer 
»Durchkapitalisierung« und Auflösung des »traditionalen Sektors« in in- 
dustriekapitalistischen Gesellschaften erst nach dem Zweiten Weltkrieg 
behauptet. Daran schließen einige Überlegungen an, die sich auf oft über- 
sehene Voraussetzungen für eine adäquate begriffliche Erfassung der Re- 
produktionssphäre beziehen. Meine Kritik richtet sich dabei zum einen ge- 
gen die Vorstellung, die entwickelten kapitalistischen Gesellschaften der 
Gegenwart seien per se weitgehend homogenisierte, »durchkapitalisierte« 
Systeme; zum andern wende ich mich gegen die damit implizit oder ex- 
plizit vollzogene Ausgrenzung nicht-entlohnter Arbeit und nicht lohnar- 
beitsförmiger Verhältnisse aus einem kritisch verstandenen Konzept der 
gesellschaftlichen Moderne. Diese Verhältnisse gehören keineswegs alter- 
tümlichen, idyllischen oder bornierten Zuständen an, und ihre Trägerinnen 
und Träger verfolgen oft sehr klare Handlungsstrategien innerhalb der 
durch die Moderne vorgegebenen Bedingungen. Mehr noch: durch ihr ei- 
genes Handeln tragen sie selbst, wenn auch in subordinierter Weise, nicht 
unwesentlich zu den Umwälzungen der Moderne bei. Gerade aus diesen 
Gründen ist mir die Kritik an einem Konzept der »Tradition«, das den 
Blick auf solche Zusammenhänge verstellt, ein besonderes Anliegen. 

Meine Kritik richtet sich weniger gegen unterschiedliche Fassungen der 
Regulationstheorie, deren Traditionsverständnis hier aufgegriffen wird, als 
vielmehr gegen das Versäumnis, deren Potentiale zu realisieren, die ich 
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nicht zuletzt in der Thematisierung der Konsum- und Reproduktionssphäre 
sehe. In der (west)deutschen Rezeption der Regulationstheorie wurden die- 
se Aspekte in begrenztem Umfang thematisiert, soweit der Reproduktions- 
prozeß der Arbeitskraft aufgegriffen wurde. In einflußreichen Studien über 
den westdeutschen Nachkriegs-Kapitalismus (insbesondere Lutz 1984/89) 
und zur Bedeutung der Regulationstheorie für ein besseres Verständnis von 
Prozessen der Entwicklung und Unterentwicklung in der »Dritten Welt« 
(Hurtienne 1981, 1986) wird jedoch die Einlösung dieser Möglichkeiten 
durch die Engführung des Konzeptes »Tradition« sowie eine unzureichen- 
de theoretische Reflexion und sozialhistorische Untersuchung des Repro- 
duktionsbereiches ebenso wie des »traditionellen Sektors« in hohem Maße 
verstellt. Zu diskutieren ist daher die Auffassung von einer »Durchkapita- 
lisierung« industriekapitalistischer Gesellschaften ebenso wie die empiri- 
schen Grundlagen für die These von der Fortdauer eines »traditionellen« 
Sektors bis weit in das 20. Jahrhundert hinein. Die Widerlegung dieser 
These würde zugleich die Ausgangsposition für die Vorstellung einer 
»Durchkapitalisierung« erschüttern; an ihre Stelle könnte ein Konzept tief- 
greifender Reorganisation innerhalb kapitalistischer Verhältnisse treten. 


Burkart Lutz und die These von der »zweiten Landnahme« 


Zur empirischen Absicherung der These von der »Durchkapitalisierung« 
der »Konsumsphäre« erst während der Verallgemeinerung des Fordismus 
nach dem Zweiten Weltkrieg wird wenigstens für Deutschland in aller Re- 
gel auf die Analyse von Burkart Lutz (1984/1989) verwiesen (vgl. Hirsch/ 
Roth 1986, 5Off; Hurtienne 1986, 77{f, 1988, 212f, Altvater 1992, 68f, 
auch Hauck 1990). Diese Arbeit ist, wie der Autor selbst betont hat, ohne 
intensiveren Bezug zur französischen Regulationsdebatte entstanden, weist 
aber thematisch deutliche Affinitäten auf (Lutz 1989, 276ff); vor allem 
aber sticht sie durch den Versuch zur empirischen Fundierung jener 
Schlüsse hervor, die dann später mit den Konzepten unterschiedlicher Re- 
gulationsweisen oder Akkumulationsregimen verknüpft wurden. Für Lutz 
stellt der »traditionelle Sektor« in Deutschland bis nach dem Zweiten 
Weltkrieg die entscheidende Rekrutierungs- und vor allem Versorgungs- 
basis für die Mehrzahl der Erwerbstätigen, insbesondere für die Arbeiter- 
schaft dar. Von anderen wurde diese Sichtweise mit Abstufungen auch auf 
die anderen industriekapitalistischen Länder ausgedehnt. Die lange Nach- 
kriegskonjunktur, die Anlaß für den »kurzen Traum immerwährender Pro- 
sperität« gegeben hat, erklärt sich dann daraus, daß dieser traditionelle 
Sektor zum Zielobjekt jener »zweiten« oder »inneren Landnahme« werden 
konnte, die den Übergang zu einer intensiven Industrialisierung, oder in 
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anderer Terminologie zur fordistischen Regulationsweise und dem entspre- 
chenden Akkumulationsregime markierte. Die Durchsetzung und Verall- 
gemeinerung von Massenproduktion und Massenkonsum und die damit 
verbundene Modernisierung der zuvor »traditionellen« Reproduktions- 
sphäre habe die in früheren Prosperitätsphasen unverzichtbaren externen 
Akkumulationsmöglichkeiten bis in die frühen 70er Jahre hinein ersetzen 
können; die danach einsetzende, durch Stagflation und dauerhafte Arbeits- 
losigkeit geprägte Krisenphase signalisiert, daß die Grenzen dieses Akku- 
mulationsmodells erreicht und die Stabilitätsgarantien des »traditionellen« 
Sektors nunmehr dahin sind, die in früheren Krisensituationen zur Stabili- 
sierung des Gesamtsystems beigetragen haben. Zu befürchten sind daher 
ernsthafte Erschütterungen, die innerhalb der bestehenden politischen und 
institutionellen Arrangements kaum aufgefangen werden können. 

Eine solche Analyse traf wesentliche Krisenphänomene der 80er Jahre, und 
in der Folge hat sich durch die Auswirkungen des Zusammenbruchs des 
Sowjetsystems und insbesondere durch die sozioökonomischen Begleiter- 
scheinungen der deutschen Einigung die Bedeutung von räumlich oder so- 
zioökonomisch definierten Expansionssphären für kapitalistische, definiti- 
onsgemäß auf Wachstum ausgerichtete Volkswirtschaften eindrucksvoll 
bestätigt. Die regulationstheoretischen Ansätze ebenso wie die Lutzsche 
Analyse sind daher nach wie vor von großem aktuellem Interesse. Umso 
wichtiger aber ist die Frage, was eigentlich beim Übergang zum Fordismus 
geschehen ist. Lutz und die ihm folgenden deutschsprachigen Autoren un- 
terstellen die Beendigung einer zuvor bestehenden dualistischen Struktur 
durch die »Durchkapitalisierung« des »traditionellen Sektors«, die »zweite 
Landnahme« oder interne Expansion. Lutz’ »traditioneller Sektor« wird 
dabei etwa von Hurtienne flugs zum »nichtkapitalistischen Sektor« umge- 
münzt (Hurtienne 1986, 1988). 

Entscheidend für ein zutreffendes Verständnis der gesellschaftlichen Mo- 
derne ebenso wie der Gegenwart und der entwicklungstheoretischen Be- 
deutung des Fordismus und seiner Krise ist es nun, ob es sich hier wirklich 
um einen »nichtkapitalistischen Sektor« handelt und was daran eigentlich 
traditionell ist. Lutz argumentiert auf begrifflicher wie auf empirischer 
Ebene. Begrifflich verweist er auf die Bedarfsorientierung des »traditio- 
nellen Sektors«, und seine damit einhergehende Ausrichtung auf die »Nah- 
versorgung«, die die Anonymität des Marktes konterkariere; dem ent- 
spricht weiter die Organisationsform des Klein- und Familienbetriebs und 
schließlich die allenfalls ansatzweise durchgeführte Trennung von »Betrieb 
und Hausarbeit«, was alles dazu führe, daß die Verhältnisse hier »allenfalls 
marginal den Prinzipien der Tauschwertlogik entsprechen« (Lutz 1989, 
105). Insgesamt entspricht dieser Sprachgebrauch der von Werner Sombart 
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(1987, 14) etablierten Unterscheidung zwischen »Bedarfsdeckungsprinzip« 
und »Erwerbsprinzip«. 

Lutz’ empirische Beweisführung und damit auch die an ihn anschließenden 
Schlußfolgerungen von Hurtienne, aber auch von Altvater (1992, 68f) über 
einen »traditionellen« oder »nichtkapitalistischen« Sektor in industriekapi- 
talistischen Gesellschaften bis zum Zweiten Weltkrieg fußen entscheidend 
auf zentralen Prämissen über Strukturbeziehungen innerhalb dieses Sek- 
tors: Lutz unterstellt, daß der traditionelle Sektor aufgrund der angegebe- 
nen begrifflichen Bestimmungen durch eine kleinbetriebliche Struktur und 
eine geringe Bedeutung der Lohnarbeit gekennzeichnet werde (Lutz 1989, 
115); hinzu kommt die niedrige technische Ausstattung, das Vorherrschen 
»rein manuelle(r) Verfahren« (ebd., 121). Dem entspricht, daß »die Tren- 
nung von Arbeit und Familienleben, Betrieb und Haushalt allenfalls par- 
tiell vollzogen ist« (ebd., 125). Wenn all dies aus der Betriebsstätten- und 
Berufszählung hervorgehen soll, so sind in dieser Argumentation still- 
schweigend weitergehende Hypothesen enthalten: Es wird nämlich nicht 
nur unterstellt, daß »traditionelles« Wirtschaften im kleinbetrieblichen und 
gering technisierten Rahmen stattfinde, sondern zugleich unausgesprochen 
der keineswegs zwingende Umkehrschluß vollzogen, kleine Betriebe seien 
grundsätzlich »traditionell« im Sinne der »Bedarfsorientierung«. Die erste, 
an die Sombartsche Dichotomie anschließende These ist bereits von Max 
Weber, der sich dieser begrifflichen Unterscheidung durchaus anschloß 
(Weber 1923, 6), mit Blick auf die realen historischen Verhältnisse dahin- 
gehend kritisiert worden, daß einerseits »kapitalistische Unternehmungen« 
im Sinne eines »Umschlags von Kapital ... zu Gewinnzwecken« durchaus 
in »traditionalistischem« Geist geführt worden sind, d.h. nicht »berufsmä- 
Big systematisch und rational« auf »legitimen Gewinn« ausgerichtet; große 
Unternehmen brauchen deshalb nach Weber nicht unbedingt »modern« 
oder eigentlich »kapitalistisch« zu sein. Umgekehrt verweist Weber an 
gleicher Stelle auf seinen Kronzeugen Benjamin Franklin zum Beleg, daß 
»kapitalistischer Geist« auch an einem Ort habe bestehen können, der »der 
Form nach sich in nichts von irgendeinem Handwerksbetrieb unterschied« 
(Weber 1981, 54). 

Für Lutz ist nun das Handwerk aufgrund der Betriebsgrößen und der Aus- 
stattung mit Kraftmaschinen als der einzig statistisch erfaßbaren Größen 
dem traditionellen Sektor zuzuordnen; hinzu kommen Landwirtschaft und 
Hauswirtschaft, auf die noch zurückzukommen sein wird. Die Zuordnung 
des Handwerks zum traditionellen Sektor begründet Lutz für Deutschland 
im wesentlichen aus den Daten der Volkszählung (Berufs- und Arbeitsstät- 
tenzählung) von 1925. Die damit vorgegebenen Erfassungskriterien sind 
Betriebsgröße, technologische Ausstattung und Einsatz von Familienange- 
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hörigen. Die Interpretation dieser Daten als Belege für ein Vorherrschen 
des »traditionellen Sektors« in der Konsumsphäre entspricht nicht unbe- 
dingt einer Bedarfsdeckung, sondern vielmehr einem idyllisierten Bild der 
»Tradition«: kleinräumige, persönliche, intime Beziehungen, deren mögli- 
cher Gewaltcharakter schon allein aufgrund des hier gewählten Abstrakti- 
onsniveaus außerhalb des Blickfelds bleibt. Dieses Bild entspricht gerade 
in bezug auf das Handwerk in verblüffendem Maß wichtigen Aspekten 
dessen, was derzeit als »informeller Sektor« in nachkolonialen Gesell- 
schaften diskutiert wird. Von daher erscheint eine Kritik dieser empiri- 
schen Grundlage lohnend, auch wenn sie schlaglichtartig verfahren und 
sich vorwiegend auf Einzelfälle beziehen muß. Aus hochaggresierten sta- 
tistischen Daten, wie Lutz sie benutzt hat, fallen die entscheidenden Mo- 
mente gerade heraus. Aber dennoch muß das von Lutz gezeichnete Bild 
des »traditionellen Sektors« selbst aus der Sicht dieser Daten entscheidend 
korrigiert werden. Das zeigt sich, wenn wir die von Lutz aufgestellten Be- 
hauptungen mit dem konfrontieren, was sein wichtigster Gewährsmann 
Ludwig Preller aus der gleichen Datengrundlage schließt, dem Lutz nach- 
drücklich eine »Sachkunde« bescheinigt, »die nur der zeitgenössische 
Fachmann besitzen kann« (Lutz 1989, 116). 


Zur Modernität kleinbetrieblicher Produktion 


Aus Preliers Analyse und Kommentierung der Volkszählungsdaten ergibt 
sich ein Bild, das sich von dem von Lutz gezeichneten grundlegend unter- 
scheidet. Preller betont gerade die »Anpassung«, die die Handwerksbetrie- 
be nach dem Ersten Weltkrieg zu leisten hatten; er zählt zu den »Haupt- 
gebiete(n) handwerklicher Tätigkeit« neben den von Lutz (1989, 121) zi- 
tierten Bereichen der »Nahversorgung mit Nahrungsmitteln, (der) Dienst- 
leistungen am Kunden, (der) individuelle(n) Kundenversorgung« auch: 
»die Zuarbeit und Installation für Massenfabrikation und die Reparatur«, 
also ausdrücklich auf industrielle Produkte gerichtete Tätigkeiten, und 
weiter: »Einzelne Handwerkszweige wie die Autoschlosserei, die Elektro-, 
Gas- und Wasserinstallation, blühten in Anpassung an die industrielle 
Entwicklung stark auf« (Preller 1978, 100). Zweifel, ob dieses Handwerk 
notwendig auf die Konsumbedürfnisse proletarischer Haushalte ausgerich- 
tet war, werden weiter genährt, wenn Preller auf die »ausgesprochen klein- 
betrieblich aufgezogene Industrie, wie die Handschuh-. Streich- und Sai- 
teninstrumenten-, Harmonika-, Blumenindustrie, die Wasch- und Plättan- 
stalten, die Mahlmühlen« verweist (ebd., 99). Bei aller Kundennähe dürf- 
ten allenfalls die letzteren ihre Kundschaft aus dem Arbeitermilieu rekru- 
tiert haben. Anders als Lutz betont Preller schließlich die starke Expansion 
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des Kraftmaschinen-Einsatzes im Handwerk während der Zwischenkriegs- 
zeit (ebd., 106), nicht etwa die geringe Verbreitung solcher Arbeitsmittel. 
Es entsteht so bei Preller das Bild eines Handwerksbereiches, der vielfälti- 
ge, auch technologische Umbrüche durchmacht, sich aber nicht unbedingt 
an den Konsumbedürfnissen von Arbeiterschichten orientiert, wie die 
Lutzsche Argumentation dies erwarten ließe. Vielmehr handelt es sich um 
Anpassungsprozesse an die industrielle Entwicklung in ganz unterschiedli- 
chen Dimensionen: Mindestens sind zu nennen der Luxuskonsum und die 
handwerkliche Weiterbearbeitung, die Wartung und Reparatur industriell 
erzeugter Güter. 

Nun beruft sich Lutz als Beleg für die Bedarfsorientierung solcher Hand- 
werksbetriebe vor allem auch auf die Betriebsgrößen. Kleine Betriebe sind 
für ihn »traditionell«. Auch hier widerspricht zunächst Preller, wenn er auf 
die Dynamik verweist, die durch die Inflation und verstärkt durch die 
Weltwirtschaftskrise z.B. Rentner zwang, Ein-Mann-Betriebe aufzuma- 
chen (Preller 1978, 93f). Diese Tendenz wird unterstrichen durch Theodor 
Geiger, dessen Analyse der Berufszählung von 1925 von Lutz nicht be- 
rücksichtigt wurde; Geiger betont den hohen Anteil von »abgeglittene(m) 
alte(m) Mittelstand« an der »proletaroiden« Kategorie der »Tagewerker für 
eigene Rechnung« (Geiger 1972, 90). Auch weitere Gesichtspunkte spre- 
chen eher dafür, daß der »traditionelle« Sektor entscheidend durch kapita- 
listische Verhältnisse und deren Veränderung bestimmt war, vor allem ai- 
so, daß er Produkt und Ausdruck der Moderne war. 

Zunächst ist daran zu erinnern, daß eine familienförmige Produktionsor- 
ganisation in kleinen Einheiten und mit Handarbeit noch nichts über die 
Formbestimmung dieser Produktion aussagt. Für die Landwirtschaft be- 
schränke ich mich auf den Hinweis, daß es hier durchaus technologische 
Veränderungen gab, die frühzeitig, bereits im 19. Jahrhundert, aktiv pro- 
pagiert wurden (Lühning 1986); auch Preller verweist für die 1920er Jahre 
nachdrücklich auf die Dynamik technologischer Veränderung in der 
Landwirtschaft (Preiller 1978, 95f). Das betrifft freilich nicht die familien- 
förmige Organisation, auf die Lutz absiellt, und die in Deutschland zumin- 
dest regional bis heute anzutreffen ist. Schwieriger ist es mit der gewerbli- 
chen Produktion. Hier ist nämlich, wie auch die soeben zitierten Überle- 
gungen Prellers unterstreichen, neben dem eigentlichen Handwerk die 
Heimindustrie zu berücksichtigen (vgl. auch Rosenberg 1967, bes. 236ff); 
sie spielt für unsere weiteren Überlegungen gleich in mehrfacher Hinsicht 
eine wichtige Rolle. Bei der Heimindustrie handelte es sich definitionsge- 
mäß um Kleinstbetriebe mit einem, oft einer, bis unter fünf Beschäftigten. 
Doch ist die Definition als »Betrieb« bei der verlegten Heimindustrie be- 
stenfalls formal. In Wirklichkeit handelte es sich um Formen extremer Ab- 
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hängigkeit. Wie ich an anderer Stelle anhand der gut dokumentierten Ver- 
hältnisse des auf Subkontrakten beruhenden sweated work im London des 
19. Jahrhunderts ausführlich gezeigt habe (Kößler 1990, 134-140), steht 
die räumliche Fragmentierung von technologisch aufgegliederten, ökono- 
misch aber zentralisierten Produktionsprozessen auch der reellen Subsum- 
tion der Arbeit unter die Kapitalrationalität keineswegs im Wege: Die Ar- 
beitsprozesse wurden hier immer weiter aufgesplittert, also umgewälzt, 
und diese Produktionsform war auch in der Lage, eine zentrale technische 
Innovation zu absorbieren, die Nähmaschine (vgl. Hausen 1978, bes. 159). 
Die verlegte Hausindustrie ist seit den Anfängen der deutschen Soziologie 
auch innerhalb der Disziplin beachtet worden, etwa im Hinweis Alfred 
Webers auf die Organisation der Bekleidungsindustrie in Berlin als »groß- 
städtische Frauenhausindustrie« (Weber 1899, 29), was natürlich in gewis- 
ser Weise auf die »Bedarfsorientierung« der Arbeiterhaushalte zurückge- 
führt werden kann, wenigstens soweit die niedrigen Männerlöhne Frauen 
in die Hausindustrie zwangen (Kriedte u.a. 1992, 254). 

Auch das eigentliche Handwerk ist selbst in Mitteleuropa schon im 19. 
Jahrhundert wenigstens in dem Sinn nicht mehr traditionell zu nennen, als 
es sich bereits nachhaltig modernisiert hatte. Das geht über die auch von 
Lutz zur Kenntnis genommenen punktuellen technologischen Veränderun- 
gen deutlich hinaus. Zwar hatte das mitteleuropäische Handwerk nicht wie 
in England, wo 1812 die gesetzliche Regelung der Handwerksiehre 
(Statute of Artificers) abgeschafft wurde, seinen staatlich abgesicherten 
institutionellen Rahmen gänzlich verloren; wirtschaftliche und politische 
Krisen ebenso wie Veränderungen in der Absatzstruktur hatten aber auch 
auf dem Kontinent den Zünften schon Ende des 18. Jahrhunderts kräftig 
zugesetzt (vgl. Stürmer 1986, bes. Kap. 4, 5). Im Preußen der Reformperi- 
ode traf die Politik der Gewerbefreiheit mit dem Ziel »wirtschaftlicher 
Modernisierung und Mobilisierung« (Vogel 1984, 187) auf starken Wi- 
derstand, der aber keineswegs immer »traditionelle« Orientierungen, son- 
dern eher differenzierte Interessenlagen zum Ausdruck brachte. 

Wichtiger noch sind Angaben über die tiefgreifende Umschichtung, tech- 
nologische Erneuerung und den Übergang zu Verlag und »Massenpro- 
duktion«, etwa im Wiener Handwerk des 19. Jahrhunderts (Ehmer 1984, 
89): »Tischler, Schlosser und Schumacher« erlebten eine uneinheitliche 
Dynamik der Beschäftigtenzahlen, generell aber weder Verdrängung noch 
Weiterarbeiten in der »traditionellen« Weise, sondern »eine spezifische 
Verbindung mit der Fabriksproduktion«: Reparatur, Weiterverarbeitung, 
Detailhandel neben noch vorhandener Arbeit auf Bestellung (ebd., 91). Es 
kann also keine Rede davon sein, daß die auch von Lutz zugestandenen 
technologischen Veränderungen auf der Grundlage einer im wesentlichen 
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unveränderten, »traditionellen« Bedarfsorientierung stattgefunden hätten 
(Lutz 1989, 112f). So hatte sich das Schneiderhandwerk deutlich dem Mu- 
ster des sweated work angenähert (vgl. Ehmer 1984, 92). Diese Prozesse 
waren mit einem deutlichen Differenzierungsprozeß gerade in den Hand- 
werkszweigen verbunden, die zur Massenproduktion übergegangen waren. 
Das wird auch über Düsseldorfer Handwerker berichtet. Hören wir einen 
Kandidaten für die statistische Erfassung als Familienbetrieb von 1855: 


»... so führte ich die Arbeiten in meiner Wohnung accordmäßig aus ... Ich übernahm nämlich 
von dem einen oder anderen Schreiner ein Stück Arbeit gegen Accord, Zeichnung und Zugabe 
des Materials, und überlieferte es sodann vollständig fertig.« (Lenger 1984, 143) 

Barbara Orland konstatiert denn auch, daß in Deutschland ab 1850 die 
schnelle Ausbreitung der Nähmaschine dazu führte, daß sich »die gesamte 
Arbeits- und Marktorganisation des Bekleidungsgewerbes von einer hand- 
werklich bedarfsorientierten zu einer kapitalistisch orientierten Produkti- 
onsweise veränderte« (Orland 1991, 72) - also ökonomische Zentralisie- 
rung unbeschadet der hausindustriellen Erscheinungsform der einzelnen 
Arbeitsschritte, die sogar weiter aufgesplittert werden und räumlich aus- 
einandertreten konnten. 

Offenbar waren demnach zumindest wesentliche Zweige des Handwerks 
bereits im 19. Jahrhundert ungeachtet ihrer äußeren Erscheinungsform we- 
niger traditionell, als vielmehr ziemlich modern: Sie waren unbeschadet ih- 
res gemütlichen, familiär-häuslichen Erscheinungsbildes mindestens ein- 
mal gründlich modernisiert worden, und zwar gemäß den Kriterien kapita- 
listisch-betriebsmäßiger Rationaltität. Sie produzierten Massengüter, und 
sie taten dies unweigerlich für einen anonymen Markt, der für die Beklei- 
dungsindustrie geradezu symbolisiert wurde in der Ausbreitung der Wa- 
renhäuser, deren Angebotspalette zunächst von der Konfektionsware aus- 
sing (Orland 1991, 74f). In anderen Handwerksbranchen fungierten Repa- 
raturbetriebe ökonomisch wie technologisch eindeutig als Anhängsel an 
die industrielle Produktion. All dies muß nicht Wunder nehmen, stellten 
doch die Handwerker zu dieser Zeit noch einen wesentlichen Teil jenes 
Kleinbürgertums, das damals diese Bezeichnung noch zu Recht trug, aber 
ebenso wie Kleinbetriebe auch in den folgenden Entwicklungsphasen des 
industriellen Kapitalismus eine entscheidende, wenn auch oft unterschätzte 
Agentur der Innovation war (vgl. Franke 1988). 


Hausarbeit, Konsum und »Tradition« 


Doch bleibt eine weitere wichtige Frage offen: Lutz und nach ihm Hur- 
tienne, Hauck und andere beziehen auch die Kundschaft der angeblich 
traditionellen Handwerker in ihre Überlegungen mit ein. Wie einleitend 
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bemerkt wurde, stellt die damit zumindest implizierte Thematisierung einer 
umfassend verstandenen Reproduktionssphäre an sich einen entscheiden- 
den Fortschritt in der entwicklungstheoretischen Diskussion dar. In Arbei- 
terhaushalten soll es recht traditionell zugegangen sein. Lutz betont, 


»daß in den Haushalten, die - insbesondere, weil der Haushaltsvorstand als Abhängiger im in- 
dustriell-marktwirtschaftlichen Sektor beschäftigt ist - bereits weitgehend von der Produkti- 
ons- und Erwerbssphäre abgesondert sind, in einem Umfang produktive Leistungen erbracht 
werden, der aus heutiger Perspektive nicht mehr leicht vorstelibar ist« (Lutz 1989, 125). 
Gegen den ausgebetteten, seiner produktiven Funktionen entkleideten und 
damit für seine Reproduktion strukturell marktabhängigen modernen Haus- 
halt (Schiel 1988) wird so gleichsam eine neue Version des »ganzen Hau- 
ses« mit seinen weit aufgefächerten Funktionsbereichen geltend gemacht. 
Nun ist das »ganze Haus« eindeutig ein vielgliedriger Herrschaftszusam- 
menhang gewesen (Brunner 1980, 109ff), den man kaum für die städti- 
schen und ländlichen Unterschichten in den Zeiten der industriellen Revo- 
lution wird unterstellen können. Doch eben dies wird hier unversehens auf 
die proletarischen Schichten der industriellen Revolution projiziert, wenn 
auch unter verschlechterten Bedingungen. Nun wurden auch in proletari- 
schen Haushalten gewiß viele Arten von Arbeit verrichtet, die wir heute 
kaum noch kennen, bzw. deren jetzt industriell hergestellten Produkte uns 
aus Supermarkt-Regalen entgegenlachen. Doch sind ernste Zweifel anzu- 
melden etwa an der Rolle, die in Arbeiterhaushalten »Wild« spielte, das, 
wie Lutz versichert, »im traditionellen Haushalt in vielfältiger Form kon- 
servierbar verarbeitet wurde«; ebensowenig kann ich mir vorstellen, daß es 
gerade Arbeiterhaushalte gewesen sein sollen, wo Kleidung und Wäsche 
»auf Stör ... hergestellt wurden« (ebd., 126) - dazu mußte man wenigstens 
in der Lage sein, entsprechende Mengen an Stoff zu besorgen, der dann an 
einem oder zwei Tagen verarbeitet wurde. 

Nun soll hier nicht bestritten werden, daß es in der Konsumtionsweise auch 
in der Folge zu einschneidenden Veränderungen gekommen ist, und auch 
die einschneidenden Veränderungen in Deutschland seit etwa 1950 stehen 
natürlich außer Frage. Ein gerade entwicklungstheoretisch und -soziolo- 
gisch äußerst folgenreiches Mißverständnis ist es aber, aus der Tatsache, 
daß umfangreiche Subsistenzarbeit geleistet wird, zu schließen, dies ge- 
schehe unter traditionellen und in diesem Sinn nicht-, gleichsam vor- 
kapitalistischen Bedingungen. Diese Sichtweise hat weitgehende Implika- 
tionen, findet sie doch ihre deutliche Parallele in der Vorstellung einer 
»Lebenswelt«, die von den Zwängen eines mediatisierten »Systems« zZU- 
nächst relativ unabhängig gewesen sei und daher gegenwärtig einem Pro- 
zeß der »Kolonialisierung« unterliege. Mir scheint, daß dem ein analoges 
Mißverständnis zugrunde liegt wie der Sicht des »traditionellen«, weil 
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kleinbetrieblichen und familienförmigen Sektors. An anderer Stelle habe 
ich ausführlicher auf die engen Zusammenhänge zwischen Heim und Be- 
trieb in der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft hingewiesen, an denen 
eine solche Dichotomie vorbeigeht (Kößler 1990, 49-53). 

Ein Beobachter wie W. H. Riehl sah Mitte des 19. Jahrhunderts im »Vier- 
ten Stand«, in dem Arbeiter und »Arme« wenigstens zahlenmässig die 
Mehrheit stellten, jenes »neue fremdartige Leben« (Riehl 1976, 205) ver- 
körpert, dem er seine Hoffnungen auf die Neubelebung von Tradition ent- 
gegenstellte. Entsprach nun die Konsumtionsweise dieser Schichten cher 
einer solchen »modernen« Sicht, oder gibt es doch empirische Anhalts- 
punkte für Traditionsgebundenheit, die über den unserer Meinung nach 
unzureichenden Hinweis auf die wichtige Rolle der Subsistenzproduktion 
im Haushalt hinausgeht? Freilich geht diese Argumentation auch so an der 
inzwischen ziemlich gut bekannten Tatsache vorbei, daß die Arbeitslast im 
Haushalt durch dessen Mechanisierung und die Diffusion des »dienstbo- 
tenlosen Haushalts« (Sigfried Giedion) auch in die Unterschichten keines- 
wegs geringer geworden ist, sondern lediglich umgeformt wurde (Strasser 
1982). 

Fassen wir die Konsumtionsweise der zunehmend proletarischen Unter- 
schichten während der früheren Phasen kapitalistischer Entwicklung ins 
Auge, so zeigt sich, daß gerade sie zu den Konsumenten der oben erwähn- 
ten teils industriell, teils in Verlagssystemen gefertigten Massengüter ge- 
hörten - soweit dies ihre Löhne erlaubten und soweit sie nicht weitgehend 
oder ausschließlich gebrauchte Kleider oder Möbel erwarben (Freudenthal 
1986, Kap. 5 passim). Auch hier muß ich mich auf einige schlaglichtartige 
Hinweise beschränken. 

In England traten bereits während der ersten Phasen der industriellen Revo- 
lution krasse Veränderungen in den Konsummustern gerade der breiten 
Massen ein. Das wichtigste Getränk war traditionell das Bier, dessen Be- 
deutung mit der mangelnden Verfügbarkeit von Milch und sauberem Was- 
ser in den explodierenden Städten noch zunahm. Mit der Urbanisierung 
und Industrialisierung ging der Übergang vom häuslichen Brauen zum 
Konsum der Erzeugnisse der Großbrauereien einher, der ersten Großbe- 
triebe der Lebensmittelindustrie (Harrison 1971, bes. Kap. 2 passim; Köß- 
ler 1990, 273f). Hinzu kommt die »fast allgemeine« Ausbreitung des Tee- 
konsums zu Beginn des 19. Jahrhunderts, dessen späterer Rückgang eine 
Krisenerscheinung war (Rule 1986, 61). Anders als bei Brot, Fleisch oder 
Gemüse können wir in diesen Fällen sicher sein, daß der Konsum der Ar- 
beiterfamilien an zentraler Stelle vom kapitalistischen Markt, im Fall von 
Tee sogar von einem zentralen Abschnitt des damaligen Weltmarkts ab- 
hängig war - immerhin wurde der Opiumkrieg um die »Öffnung« Chinas 
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geführt, um den angesichts der verheerenden Handelsbilanz mit diesem 
damals wichtigsten Tee-Exportland ökonomisch nicht beherrschbaren Sil- 
berabfluß mittels außerökonomischer Gewalt in den Griff zu bekommen. 
Für Arbeiter und ihre Familien bedeutete das Aufgeben des häuslichen 
Brauens und der Übergang zum Teetrinken einen nachhaltigen Einschnitt. 
Dies waren einschneidende Modernisierungsschritte im Alltagsleben und 
in der häuslichen Subsistenzproduktion. Das gleiche gilt für die aus den 
ersten Jahren des 20. Jahrhunderts belegte weite Verbreitung von Fleisch-, 
Fisch- und Milchkonserven, die im »klassischen Slum« zumal von den 
»sehr Armen« gekauft wurden (Roberts 1983, 108). 

Die Textilindustrie war mit der Mechanisierung des Spinnens von Baum- 
wolle, welche überhaupt erst die Herstellung reiner Baumwollgewebe au- 
ßerhalb Indiens, nun aber mit enormer Produktivitätssteigerung ermöglich- 
te, Ausgangsbereich und Sinnbild der industriellen Revolution. Wie ge- 
zeigt, folgte dem eine tiefgreifende, freilich nicht großbetriebliche Reor- 
ganisation und ökonomische Zentralisation der nachgelagerten Beklei- 
dungsindustrie. Diese Entwicklung machte auch vor der Bekleidung der 
Unterklassen nicht halt. Wenn sie auch höchst ungleichmäßig und mit 
deutlicher Verzögerung gegenüber Aristokratie oder Bourgeoisie verlief, 
so ist immerhin zu bedenken, daß ungeachtet kleiner und kleinster Auf- 
wendungen in einzelnen Familienbudgets, »die aggregierte Nachfrage der 
Arbeiterklasse ... eindeutig wichtig war, um das Produktionsniveau der 
neuen Fabriken zu halten« (Rule 1986, 67). Dabei spielten auch Faktoren 
wie die unterschiedlichen Möglichkeiten und Präferenzen in verschiedenen 
Abschnitten des Lebenszyklus eine Rolle: Im England des 19. Jahrhunderts 
waren junge, unverheiratete Fabrikarbeiterinnen notorisch für relativ auf- 
wendige Kleidung, auch wenn sie dies mit Abstrichen bei der Ernährung 
erkauften (ebd., 68). Damit soll weder das Massenelend vor allem der 
»hungry forties« bestritten, noch die berühmte Debatte über den Lebens- 
standard in Großbritannien bereichert werden. Es geht allein darum, daß 
Arbeiterhaushalte in wesentlichen Abschnitten Abnehmer der Produkte der 
Massenproduktion waren und daß ihre Konsumstile diese Produkte auf wie 
miserablem Niveau auch immer einbezogen. Auch in einer späteren, je- 
doch deutlich vor unserer kritischen Periode liegenden Zeit, kurz vor dem 
Ersten Weltkrieg, lieferten in Salford (Manchester) Warenhäuser Kleider, 
soweit diese neu gekauft wurden; und dies geschah in einem gewissen Um- 
fang u.a. aufgrund der strikten sozialen Kontrolle auch unter großen Op- 
fern und oft mittels des weit verbreiteten Instruments des Sparclubs 
(Roberts 1983, 33-41). 

Die Belege, daß Arbeiter im England des 19. Jahrhunderts Konsumenten 
gerade der Produkte der »dishonourable trades« waren, ließen sich häufen. 
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Für wen auch wurden wohl alte, abgetragene Schuhe in neue »übersetzt«, 
wie wir dem ersten klassischen Sozialbericht über Uas London der Jahr- 
hundertmitte entnehmen können (vgl. Mayhew 1984, 334ff)? 

In Deutschland finden wir vergleichbare Verhältnisse. Auch hier bezogen 
das Fabrikproletariat und die Armen Güter des alltäglichen Bedarfs durch- 
aus nicht in dem Maße aus handwerklichen oder sonstwie »traditionellen« 
Zusammenhängen, wie dies die Thesen von Lutz suggerieren. Dabei darf 
man sich allerdings nicht durch die geringen Ausmaße des konkreten De- 
tailhandels irritieren lassen. In Düsseldorf, so wurde 1853 in einer Eingabe 
geklagt, verkauften u.a. 16 Trödler Schuhe, die »theils handwerksmäßig im 
Grossen ... theils durchaus fabrikmäßig gefertiget« waren (zit. bei Lenger 
1984, 134). Schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts hatten sich dort acht 
Kleidermagazine etabliert, parallel zur Zunahme der nicht-handwerklichen 
Schneiderei mit hohem weiblichem Beschäftigtenanteil (ebd., 137ff). 
Arbeiter gehörten zu den Kunden solcher Geschäfte. Ungeachtet des Ge- 
wichts solcher Kundschaft für diese Unternehmen bedeutete dies, daß we- 
sentliche Teile der Kleidung und der Möbel, aber auch der Nahrung des 
Proletariats aus eindeutig modernen, industriellen oder quasi-industriellen 
Zusammenhängen stammten. Damit wird nicht bestritten, daß es sich für 
den einzelnen Arbeiter-Haushalt um relativ seltene Käufe handelte. Wenn 
aber auch der Konfirmationsanzug oder gute Kleider ganz selbstverständ- 
lich als Konfektion oder im Kaufhaus erstanden wurden (Weber-Keller- 
mann 1986, 212ff), so belegt dies das hier Entscheidende: Die Versorgung 
verlief nicht »traditionell«, also durch Verarbeitung von Stoff im eigenen 
Heim oder durch den persönlich bekannten, womöglich gar verpflichteten 
Schneidermeister oder durch die Näherin um die Ecke, sondern über die 
zum gegebenen Zeitpunkt modernste Distributionsform. 

Wohlgemerkt, ich will nicht bestreiten, daß es Kleinbetriebe gab, oder daß 
in Arbeiterhaushalten viel eingekocht wurde - allerdings, soweit das knap- 
pe Haushaltsgeld dies überhaupt zuließ. Das Anlegen von Vorräten war 
nämlich allzu häufig nicht einmal bei Kartoffeln und Kohlen möglich 
(Freudenthal 1986, Kap. 5, passim). Doch geht es in erster Linie um den 
gesellschaftlichen Inhalt dieser Erscheinungen. Die notgedrungen wenigen 
Hinweise sollten deutlich gemacht haben, wie oftmals erschreckend mo- 
dern Kleinbetriebe auch ohne Kraftmaschine sein können, und wie sehr die 
Wirklichkeit verfehlt wird, wenn gerade proletarisierte Haushalte, die nicht 
nur ihrer unternehmerischen Funktionen entkleidet (vgl. hierzu Schiel 
1988), sondern zumal angesichts des Wegfalls herkömmlicher Sicherungs- 
mechanismen auch strukturell ungesichert und extrem verletzbar sind 
(Weber 1985, 86ff), als »traditionell« bezeichnet werden. 
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Moderne Bedürfnisse und moderne Moralische Ökonomie 


Freilich ist spätestens an dieser Stelle zu fragen, wie eigentlich die von 
Lutz so bezeichnete »Hauswirtschaft« etwas anderes sein oder werden soll 
als bedarfsorientiert und damit zumindest im überkommenen Sombart- 
schen Sinn auch »traditionell«. Es ist nicht recht zu sehen, wie der Haus- 
halt, der gerade in der Moderne zusehends mit der Kernfamilie, aber auch 
mit der minimalen Reproduktionseinheit - Mutter-Kind-Dyade oder Ein- 
Personen-Haushalt - kongruent wird, in dem Sinne nicht mehr »traditio- 
nell« werden soll, daß er irgendwann »erwerbsorientiert« funktionieren 
würde. Zwar ist es heute prinzipiell möglich, sämtliche reproduktiven 
Funktionen bis hin zur Mutterschaft in die Warenform zu übersetzen; das 
bedeutet aber nur, daß solche Leistungen in der geseilschaftlich anerkann- 
ten Form als »Arbeit« sichtbar werden können. Für den Alltag dürfte den- 
noch nach wie vor die Bedarfsorientierung des Reproduktionshandelns in- 
nerhalb der Haushalte ihre Gültigkeit behalten haben. Aus dieser nicht ab- 
lösbaren Bindung des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses, seiner 
Akteurinnen und Akteure an Bedürfnisse, folgt auch der moralische Zu- 
schuß, die Weiterexistenz einer moralischen Ökonomie diesseits des 
Bruchs der Moderne (Kößler 1990, bes. 87-92). 

»Traditionalismus« und »Modernität« müssen daher, sollen sie überhaupt 
als Kategorien Sinn machen, wenigstens im Hinblick auf die Reprodukti- 
onssphäre nach anderen Kriterien gemessen werden, als sie die Dichotomie 
zwischen der Orientierung an »Erwerb« und »Bedarf« vorzeichnet. 

Fragen wir nach den für die gesamte gesellschaftliche Moderne so bestim- 
menden ständigen Umwälzungen nicht nur der Arbeitsprozesse und ihrer 
Produkte, sondern strikt gesprochen aller Lebensbedingungen, so erweist 
sich gerade die Reproduktionssphäre als ein Bereich ständiger Innovation. 
Es ıst charakteristisch, daß dabei scheinbar »traditionellex Verhältnisse 
überhaupt erst neu produziert wurden. Das gilt nicht nur für die schon 
sprichwörtliche »Erfindung der Kindheit«, sondern ebenso für die Verall- 
gemeinerung der Kernfamilie und der Eheschließung gerade als Folge von 
Proletarisierungs- und Urbanisierungsprozessen. In Deutschland verlief 
dieser Prozeß »im Kaiserreich immer stärker, besonders rasch aber in der 
Zwischenkriegszeit und seit 1945«, um danach wieder abzufallen (Tenfel- 
de 1992, 183). Peter N. Stearns setzt der vor allem bei Zeitgenossen geläu- 
figen Klage über den Verfall von Familienstrukturen während der Indu- 
strialisierung den Befund entgegen, daß die Arbeiter-Familie »offenbar 
einige ihrer eher traditionellen Strukturen erst nach dem Beginn der Indu- 
strialisierung in relativ kurzer Zeit entwickelt« habe (1980, 261). 
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Nicht traditioneller Sektor, sondern innovative Sphären 


Kleine Betriebe, Bedarfsorientierung und Handarbeit haben ganz offenbar 
weniger mit »Tradition« zu tun, als dies oft vermutet wird. In Wahrheit ist 
es ja gerade der fälschlich so apostrophierte »traditionelle« Sektor, der ent- 
scheidende Innovationen hervorbringt. Dabei zeigen sich freilich so viel- 
fältige Verhältnisse, daß es geraten scheint, statt von einem »Sektor« von 
einer Mehrzahl von »Sphären« zu sprechen, offenbar wenigstens von einer 
»kleinbetrieblichen« und einer »Reproduktionssphäre«. Der heutige Be- 
trieb mit ein oder zwei Leuten wird sich gar nicht so selten als aufstreben- 
de Software-Firma entpuppen, und gelegentlich sollen sich dort arbeitende 
Menschen sogar weniger erwerbsorientiert verhalten als mancher Schreiner 
mit der Handsäge vor 50 oder 70 Jahren. Moderne Haushalte sehen sich 
gerade unter restriktiven und schnellem Wandel unterliegenden materiellen 
Bedingungen gefordert, Anpassungsleistungen zu erbringen, deren Aus- 
bleiben oder Scheitern Leib und Leben kosten kann - gerade weil Repro- 
duktion grundsätzlich bedarfsorientiert ist. 

Die zunehmende Massenproduktion dauerhafter und relativ komplexer 
Konsumgüter hat einschneidende Auswirkungen auf die sozioökonomische 
Entwicklung in den industriekapitalistischen Gesellschaften in den Jahr- 
zehnten nach dem Zweiten Weltkrieg gehabt. Dies berechtigt aber nicht zu 
Rückschlüssen über die davor liegenden Jahrzehnte, die ein falsches Bild 
»traditioneller« Zustände vermitteln, das spätestens dann fatale Folgen zei- 
tigt, wenn entwicklungstheoretische oder gar -politische Schlußfolgerun- 
gen daraus gezogen werden, die an dem durchaus modernen Kern solcher 
nur oberflächlich gesehen altertümlichen Verhältnisse vorbeigehen. Zu- 
gleich wird das Verständnis aktueller Transformationen, wie etwa des neu- 
erlichen Entstehens relativ kleiner Betriebe oder der Veränderungen in der 
Struktur und Lebensweise der privaten Haushalte, unter solchen Voraus- 
setzungen zumindest erschwert, wenn nicht in die Irre geleitet. 
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Modelle zur Inneren Sicherheit: Neue Volkspolizisten 
oder Schandi zum Anfassen? Vom ABV zum KOBB 


innere Sicherheit, speziell die Sicherheit vor kriminellen Übergriffen, istin 
den letzten Jahren zu einem hochrangigen Politikum geworden (vgl. Horn- 
bostel 1994). Anlaß dafür war einerseits ein stetiger, erst 1994 unterbro- 
chener Anstieg der offiziell registrierten Straftaten, andererseits ein insbe- 
sondere in den neuen Bundesländern hohes Niveau an Kriminalitätsfurcht 
unter den Bürgern und schließlich wohl auch spektakuläre Selbsthilfe- 
initiativen sowie ein wachsendes kommerzielles Angebot an Sicherheits- 
dienstleistungen jenseits des staatlichen Gewaltmonopols. Dieser Problem- 
druck macht den Sicherheitsbereich aber nicht nur zum Turmrmelplatz sym- 
bolischer Politik (Murck 1995, 389), sondern erzeugt auch Veränderungs- 
bedarf bei den staatlichen Sicherheitsorganen. Eindeutige Zielvorstellun- 
gen sind allerdings bei der Polizei ebensowenig wie in der Politik zu er- 
kennen. Vielmehr scheint sich die deutsche Polizei von einem relativ klar 
ausdifferenzierten staatlichen Organ der Gefahrenabwehr zu einem weit- 
gehend eigendynamisch prozessierenden System Innerer Sicherheit zu 
entwickeln, das mit einem sehr diffusen Sicherheitsbegriff operiert und mit 
der Verbrechensprävention in immer neue Bereiche ausgreift. Das Täter- 
bild wird undeutlicher, z.B. im Bereich der »organisierten Kriminalität«, 
die Nähe zu nachrichtendienstlichen Tätigkeiten größer (Stichwort: 
»Lauschangriff«) und ebenso der Ausgriff in Bereiche rechtlich nicht gere- 
gelter Sozialkontrolle (Narr 1994, 7). 

Der Modernisierungsprozeß innerhalb der Polizei verbindet offenbar das 
Modell funktionaler Differenzierung, zum Beispiel in technisch hochgerü- 
stete Spezialeinheiten, mit einem Modell aufgabenbezogener Entdifferen- 
zierung. Während die Spezialisierung die Polizei für den Bürger immer 
unsichtbarer macht - eine nicht zufällige Anverwandlung an die Nachrich- 
tendienste - und ihre Sicherheitsleistungen nur noch virtuell im Raum der 
Medien erfahrbar werden, beginnt auf der anderen Seite ein Prozeß der 
Sichtbarmachung und symbolischen Präsenz, der auf die unmittelbare Er- 
fahrungswelt des Bürgers zielt und das polizeiliche Handeln als rechtlich 
unscharfes Präventionshandeln ebenfalls in Räume ausdehnt, die jenseits 
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der konkreten Gefahrenabwehr liegen. Beide Prozesse laufen unabhängig 
voneinander und sind auch im Polizeiapparat selbst organisatorisch wie 
statusmäßig gegeneinander abgeschottet. Die Umstellung des Polizeibe- 
griffs von einem Konditional- auf ein Zweckprogramm, innerhalb dessen 
sich der Polizeiapparat immer stärker diffusen, rechtlich kaum faßbaren 
Gefahren zuwendet (Narr 1994, 8), läßt sich nicht nur an den Öffentlichen 
Kontroversen um die Grenzen zwischen polizeilicher und nachrichten- 
dienstlicher Tätigkeit ablesen, sondern auch an den verschiedenen Model- 
len einer »bürgernahen Polizei«. 

Die jüngeren Versuche, eine »bürgernahe Polizei« zu realisieren, sind kei- 
neswegs einheitliche Modelle, sondern eine Vielzahl teils bereits institutio- 
nalisierter, teils erst als Modellprojekt erprobter organisatorischer Innova- 
tionen. Beispiele für das breite Spektrum wären etwa: die bayerische Si- 
cherheitswacht, die Laien unter polizeilicher Anleitung für Streifengänge 
einsetzt, der in vielen Bundesländern eingeführte Kontaktbereichsbeamte 
der Polizei (KOBB), die Community-Policing Projekte in den USA (vgl. 
Boers 1995 und Feltes/Gramckow 1994) aber auch die Ausweitung des 
schweizerischen Zivilschutzes. Gemeinsam ist diesen Ansätzen, daß einer- 
seits die Sicherheitsproduktion unter der Kontrolle staatlicher Organe ver- 
bleibt und nicht in selbstorganisierte oder kommerzielle Bereiche übergeht 
und andererseits, daß es sich weitgehend um präventive oder proaktive 
Konzepte handelt, die vor allen Dingen mit symbolischer Präsenz der Si- 
cherheitsorgane auf die Unsicherheitsgefühle der Bürger zielen. 

Daß der Begriff der »bürgernahen Polizei« jedoch nicht nur die positiven 
Assoziationen höherer Sicherheit transportiert, sondern auch die negativen 
verstärkter Sozialkontrolle, ja gelegentlich als euphemistische Umschrei- 
bung ganz anderer Sicherheitsvorstellungen (Blockwart, Stasi) gehandelt 
wird, liegt in eben jener Spannung zwischen einem Kompetenzen strikt 
besrenzenden Konditional- und einem Aufgaben und Eingriffsrechte ten- 
denziell entgrenzenden Zweckprogramm begründet. Vielleicht noch auf- 
fälliger aber ist, daß neuere Modelle einer »bürgernahen Polizei« quasi 
wertneutral mit Sicherheitskonzepten nicht-rechtsstaatlicher Provinienz 
verbunden werden. So berichtete beispielsweise die Lokalpresse anläßlich 
der Einführung von Kontaktbereichsbeamten im Land Thüringen durchaus 
positiv über die »Rückkehr des ABV« (vgl. Thüringische Landeszeitung 
vom 8.4.1994). Der Abschnittsbevollmächtigte der Deutschen Volkspolizei 
(ABV) wird nach Presseansicht in der »Öffentlichkeit« relativ schnell mit 
dem Kontaktbereichsbeamten (KOBB) der thüringischen Landespolizei in 
eins gesetzt. Diese Perspektive teilen übrigens auch besser informierte Per- 
sonen. So ging ein ehemaliger ABV, der in den neuen Polizeidienst über- 
nommen wurde, im Interview ganz selbstverständlich davon aus, daß die 
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Polizei ja nun das System des ABV wieder eingeführt habe. Die derzeit tä- 
tigen KOBB ebenso wie die Polizeidirektion Erfurt betonen hingegen, daß 
die Kontaktbereichsbeamten anders als der ABV keinerlei Bespitzelungs- 
aufgaben hätten, sondern »Dienst am Bürger« verrichteten, beide Institu- 
tionen mithin nicht zu vergleichen seien (vgl. Allgemeiner Anzeiger Erfurt 
vom 18.8.1994). 

Warum also setzt die Weiterentwicklung der bundesdeutschen Polizei die 
Vermutung gewisser Strukturähnlichkeiten mit der Deutschen Volkspolizei 
der DDR frei? Charakteristisch für diese war, daß sie Ausdifferenzierungs- 
prozesse, die ihre Befugnisse eingegrenzt hätten, nicht durchlaufen hat. Ih- 
re Entwicklungsgeschichte weist im Gegenteil auf eine gezielte Ver- 
schmelzung von nachrichtendienstlichen, originär polizeilichen, erzieheri- 
schen und sozialpädagogisch-betreuenden Aufgaben hin, ein für Sicher- 
heitsorgane in nicht-demokratischen Staaten typisches Merkmal. Das Ge- 
fahrenbild dieser Polizei trennte weder zwischen politischen, moralischen 
und kriminellen Bedrohungen, noch waren die Objekte polizeilichen Han- 
delns exakt bestimmt. Die ständigen Wachsamkeitsparolen und die Kampf- 
metaphorik versicherten nur, daß es einen Gegner gab, nicht jedoch, wer er 
war und wo man ihn antreffen konnte. 

Trotz dieser mit Rechtsstaatsprinzipien über weite Strecken unvereinbaren 
Organisation der Polizei wurde das System der Inneren Sicherheit in den 
Neuen Bundesländern von der Wende anders als Ökonomie oder Politik in 
Mitleidenschaft gezogen. Im Sicherheitsbereich standen nach der Wende 
keine neuen, völlig anders gearteten Organisationssysteme wie z.B. indivi- 
dualisiertes Marktgeschehen versus staatlich gelenkter Wirtschaft zur Ver- 
fügung. Sicherheit blieb staatliche Aufgabe, das staatliche Gewaltmonopol 
erschien - noch - konkurrenzlos, und Rechtsstaatlichkeit ließ sich anders 
als im Bereich der Ökonomie nur selten mit Verbesserung der individuel- 
len Lebenslage verbinden und trat zudem häufig in Widerspruch zu eher 
materialen Gerechtigkeitsvorstellungen. Die Umstrukturierung und tiefe 
Verunsicherung des Polizeiapparates schließlich hinterließ lediglich nega- 
tive Eindrücke von Kompetenzlosigkeit und Ineffizienz. 

Zugleich waren im Bereich Innerer Sicherheit sehr widersprüchliche Erfah- 
rungshaltungen zusammengebunden. Einerseits gab es eine lange Liste nega- 
tiver Erfahrungen: der Sicherheitsapparat war augenfälliges Symbol staat- 
licher Repression, die kraft monopolisierter Gewalt Staat und Partei vor 
den eigenen Bürgern schützte. Es gab ein dichtes Polizeinetz, eine tiefgrei- 
fende Überwachung und Bespitzelung, massive Sanktionen im Falle ge- 
richtlicher Verurteilung, einen Devianz unnachgiebig ahndenden Überwa- 
chungsstaat. Aus einer rechtsstaatlichen Perspektive beurteilt war die Exe- 
kutive in weiten Bereichen weniger durch Recht als vielmehr durch politi- 
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sche Setzungen bestimmt. Andererseits befriedigte das System trotz allem 
basale Sicherheitsbedürfnisse, materiale Wert- und Gerechtigkeitsvorstel- 
lungen sowie Sanktionserwartungen der Bevölkerung. Teile des DDR- 
Sicherheitsapparates wie der berühmte »Dorfpolizist« waren für die Bürger 
oft soweit von der »großen Politik« entfernt, daß sie weniger mit sy- 
stemspezifischer Repression, wie es manche heute im Sinne einer Etikettie- 
rung der DDR als totalitäres System gerne konstruieren, als mit systemneu- 
tralen Organisationsleistungen in Verbindung gebracht wurden. Bestimmte 
Verfahrensformen, wie z.B. die Gesellschaftsgerichte, kamen einem Ge- 
rechtigkeitsverständnis, das formalen Verfahrensprinzipien wenig Gewicht 
beimaß, durchaus nahe. 

Sicherheitsgefühle sind nach Franz Xaver Kaufmann von der »Verläßlich- 
keit schützender Daseinsbezüge« abhängig, Vertrauen in die Kontinuität 
institutionell garantierter Sicherheit fördert sie (vgl. Kaufınann 1972, 353). 
Durch den Systemwechsel brachen in Ostdeutschland auch jene als positiv 
oder zumindest effizient bewerteten staatlichen Leistungen zusammen, oh- 
ne daß das neue System sie adäquat zu substituieren vermochte. Daß in den 
neuen Bundesländern der Anstieg der Kriminalitätsbelastung' von einer 
überschießenden Kriminalitätsfurcht begleitet wird, ist vor diesem Hinter- 
grund verstehbar (vgl. Boers 1994 und Reuband 1994). Parallel zur Krimi- 
nalitätsfurcht ist im Vergleich zu den Alten Bundesländern auch das Ver- 
trauen in die öffentlichen Einrichtungen, die mit der Sicherheitsproblema- 
tik assoziiert sind, nur sehr gering ausgeprägt (vgl. Murck 1993, 138). 
Diese Widersprüchlichkeiten erklären, warum nach der Wende nur der 
Wegfall des staatlichen Überwachungsapparates, die Entmachtung der 
Staatssicherheit, positiv notiert wurde, nicht jedoch das Gegenmodell Inne- 
rer Sicherheit, das aus dem Westen adaptiert wurde. Ein Kompensations- 
geschäft der Art »Arbeitsplatzsicherheit gegen Konsumangebot, mit der 
langfristigen Aussicht auf blühende Landschaften« fand im Bereich Innerer 
Sicherheit nicht statt. Bei der Durchmusterung der Leistungen der Polizei 
auf qualitativ Neues wird in der Öffentlichkeit offenbar relativ schnell der 
systemspezifische Kontext unterschiedlicher Gesellschaftsordnungen ver- 
lassen, und es werden stattdessen »funktionale Äquivalente« einander ge- 
genübergestellt, die ganz technokratisch auf Tauglichkeit geprüft werden. 
Man mag dies als nostalgischen psychologischen Schutzmechanismus an- 
sehen (nach dem Motto: »So schlecht war es doch nicht, wenn man von 
den Auswüchsen absieht«), man kann dieses Prinzip aber auch als nützli- 
ches soziologisches Analyseverfahren einsetzen. Voraussetzung ist, wie 


i Es handelt sich dabei vor allen Dingen um eine mit den veränderten Gelegenheitsstruktu- 
ren zusammenhängende Zunahme von Bagatell- und Massendelikten gegen das Eigentum 
(vgl. Boers 1994, 28) 
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Rainer M. Lepsius es formulierte, die Analyse der DDR-Gesellschaft nicht 
als die Untersuchung eines »'abgelaufenen Modells’ von Gesellschaft« zu 
verstehen, »sondern als die Analyse von Strukturprinzipien, aus denen sich 
verallgemeinerbare Einsichten für die Formation sozialer Ordnungen und 
der ın ihnen sich ausbildenden Handlungskontexte ergeben« (Lepsius 
1993, 335). 

Daher lohnt es, Ähnlichkeiten und Differenzen der staatlichen Produktion 
von Sicherheitsleistungen zu vergleichen, die in einer funktional ausdiffe- 
renzierten Gesellschaft wie der Bundesrepublik respektive in einer struk- 
turkonservativen, eher segmentär differenzierten Gesellschaft wie der DDR 
stattfanden. Auch innerhalb der modernen Gesellschaft lassen sich Entdif- 
ferenzierungsprozesse beobachten, die im Ergebnis auf Modelle staatlichen 
Handelns hinauslaufen, die jenen ähneln, die unter »unmodernen« Bedin- 
gungen entstanden sind. 

Die Vermutung, daß die aktuellen Reformversuche im Bereich der Inneren 
Sicherheit mancherlei offene oder auch verborgene Anleihen bei der deut- 
schen Geschichte machten (vgl. Hitzler 1994, 70), läßt erwarten, daß beide 
deutschen Sicherheitssysteme nicht nur auf einen gemeinsamen Fundus zu- 
rückgreifen können, sondern möglicherweise auch ähnliche Mechanismen 
der Um- und Fortschreibung entwickelt haben. Stimmt diese Erwartung, so 
läßt sich ein neuer Einblick in die vielbeschriebenen Transformationspro- 
zesse gewinnen, in Vorgänge der Adaption und Umetikettierung. Im fol- 
genden werden anhand des Vergleiches von ABV und KOBB zwei 
Aspekte untersucht: zum einen werden beide Institutionen auf funktionale 
Äquivalenz überprüft, zum anderen wird, basierend auf einer Analyse der 
strukturellen Probleme des ABV-Systems, ein Ausblick darauf versucht, 
welche Entwicklungen auch das KOBB-System nehmen könnte. 


1. Der Kontaktbereichsbeamte 


Die Polizei der Neuen Bundesländer sieht sich neben den innerorganisato- 
rischen Problemen der Umstrukturierung und des Neuaufbaus des Poli- 
zeiapparates vor eine eigentümliche Situation gestellt: Während das Kri- 
minalitätsniveau unter oder gleichauf mit der Kriminalitätsbelastung in den 
Alten Bundesländern liegt - Thüringen beispielsweise gilt als das 
»sicherste Bundesland« -, gelingt es dennoch nicht, den Bürgern, die die 
heutige Lage an früheren Zuständen messen, ein Gefühl ausreichender Si- 
cherheit oder zumindest den Eindruck eines handlungsfähigen Polizeiappa- 
rates zu vermitteln. 

Abhilfe verspricht sich das Thüringer Innenministerium von einer verän- 
derten Form des Polizeieinsatzes. Es handelt sich um den Einsatz von 
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Kontaktbereichsbeamten (KOBB). In einzelnen Bundesländern wurde be- 
reits in den 70er Jahren mit dieser Variante der »bürgernahen Polizei« ex- 
perimentiert. Nach Thüringen kam das Modell im Reisegepäck des neuen, 
überwiegend aus Bayern stammenden Leitungspersonals der Polizei. Dort 
wurde in den letzten Jahren versucht, der beklagten »Anonymität der Be- 
amten« dadurch zu begegnen, daß die »verdeckt ermittelnden Ganovenjä- 
ger« durch den »Schandi zum Anfassen« ergänzt wurden (Münchner 
Stadtanzeiger 20.1.1994). Er soll Kontakt zur Bevölkerung halten und so- 
weit möglich in Konfliktsituationen schlichten, er soll vermitteln, beraten, 
Beschwerden verfolgen, Gebäudesicherungen prüfen und ein Auge für 
Anzeichen krimineller Delikte haben (z.B. gestohlene Fahrräder). So wie 
die Aufgabenbeschreibung zum Gutteil an die Tätigkeit eines Sozialarbei- 
ters erinnert, so besteht auch die Hitliste der Sorgen, die an den KOBB 
herangetragen werden, aus Problemen, die allenfalls im Grenzbereich poli- 
zeilich bearbeitbarer Vorgänge liegen: Ganz oben steht die Stadtstreicher- 
problematik, gefolgt von Straßenverkehrsproblemen, Belästigungen im 
Umfeld von Gaststätten und der Münchner Taubenplage. 

In Thüringen wurde - von alien politischen Parteien einhellig begrüßt - zu- 
nächst ein Modellprogramm aufgelegt, das bei erfolgreichem Verlauf in 
eine Versorgung Thüringens mit ca. 300 Kontaktbereichsbeamten (ein Be- 
amter pro 5.000 Bürger) münden soll. Aufgrund der Finanzprobleme des 
Landes Thüringen ist allerdings mit einer flächendeckenden Versorgung mit 
KOBB in nächster Zukunft nicht zu rechnen. In der Errichtungsanordnung 
für die Polizeidirektion Erfurt vom 15.4.1994 heißt es: »Die Beamten des 
Kontaktbereichsdienstes sollen das Sicherheitsgefühl der Bürger erhöhen, das 
Verhältnis des Bürgers zur Polizei positiv beeinflussen und seine Mittei- 
lungsbereitschaft in sicherheitsrelevanten Situationen verstärken.« Die wich- 
tigste Aufgabe des Kontaktbereichsbeamten (KOBB) besteht in einer »sicht- 
baren Präsenz der Polizei [...] im Kontaktbereich«, in der Herstellung von 
Gesprächskontakten mit den Bürgern und Verbindungen zu anderen Be- 
hörden (vgl. Polizeidirektion Erfurt 1994). Im einzelnen gehören dazu: 

- Beschaffen, Sammeln und Auswerten sicherheitsbezogener Erkenntnisse, 
- Erstellen, Führen und ständiges Aktualisieren vorgesehener Unterlagen 
und Karteien, 

- Kontaktaufnahme und -pflege mit polizeilich relevanten Personen und 
Personengruppen, 

- Beratung Gefährdeter im Rahmen der vorbeugenden Kriminalitätsbe- 
kämpfung, 

- Bearbeitung von Strafermittlungsvorgängen, 

- Mitwirkung und Unterstützung bei allen polizeilichen Maßnahmen, die 
eine besondere Orts- und Milieukenntnis erfordern. 
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Die KOBB haben zwar ein Dienstzimmer und feste Sprechzeiten, den ganz 
überwiegenden Teil ihrer Dienstzeit sollen sie aber im Fußstreifendienst in 
ihrem Viertel absolvieren. Bei der Gestaltung der Dienstzeiten werden den 
KOBB relativ große Freiräume gewährt, um eine Anpassung an die jewei- 
ligen örtlichen Bedingungen zu ermöglichen. Die Berichtspflichten sind 
wenig formalisiert und erfolgen weitgehend durch »Lagebesprechungen«. 
Als problematisch wird das Führen von Karteien und Unterlagen über Per- 
sonen und Objekte im jeweiligen Kontaktbereich angesehen. Diese Kartei- 
en bedürfen wegen ihrer datenschutzrechtlichen Problematik einer beson- 
deren Errichtungsanordnung. Sie werden aber als »institutionalisiertes Ge- 
dächtnis« für notwendig erachtet. Als KOBB werden nur Beamte einge- 
setzt, die sich freiwillig auf diesen Posten beworben haben. Sie sollen dar- 
überhinaus ein gewißes Maß an polizeilicher Berufserfahrung aber auch 
»allgemeiner Lebenserfahrung« (i.d.R. keine Berufsanfänger) erworben 
haben. Eingesetzt werden auch Beamte, die zu DDR-Zeiten als Abschnitts- 
bevollmächtigte tätig waren (allerdings in anderen Stadtvierteln). Im Hin- 
blick auf Gehalt und Beförderungschancen sind die KOBB anderen Beam- 
ten völlig gleichgestellt; ein besonderer finanzieller Anreiz für die Tätig- 
keit als KOBB besteht daher nicht. 

In der Außendarstellung (Presse) wurde die Einrichtung des Modellpro- 
gramms zwar mit steigender Kriminalität begründet, die Polizeidirektion 
Erfurt geht jedoch davon aus, daß eine unmittelbare Auswirkung auf die 
Delikthäufigkeit nicht zu erwarten ist. Im Vordergrund steht die Produkti- 
on von Vertrauen, nicht das Einfangen von Verbrechern. Ziel ist der »bür- 
gernahe Beamte«, der für alle Sorgen ein offenes Ohr hat, denn - so die 
Einschätzung - die Polizei habe trotz oder wegen technischer Leistungs- 
steigerung den Kontakt zum Bürger verloren. 

Derzeit sind die Aufgaben der KOBB noch stark geprägt durch Öffentlich- 
keitsarbeit, die als erste Kommunikationschance mit Geschäftsleuten und 
Bewohnern genutzt wird. Erkennbar aber ist bereits jetzt, daß die KOBB 
die Unsicherheitswahrnehmungen der Bürger aufgreifen. Dies sind in er- 
ster Linie Erscheinungen sozialer Desintegration: Penner, die ihren Rot- 
wein Öffentlich genießen, Kinder und Jugendliche, die herumlungern, alko- 
holisierte und pöbelnde Gruppen von Jugendlichen etc. Wie in der Errich- 
tungsanordnung als Prävention vorgesehen, nehmen die KOBB Kontakt zu 
diesen Gruppen auf und versuchen, mit möglichst wenig Einsatz repressi- 
ver Mittel Kompromisse und Befriedungen durchzusetzen. Diese eher so- 
zialpädagogische Aktivität wird ergänzt durch Beamte, die in ziviler Klei- 
dung vor allen Dingen als »Kontaktbeamte für Jugendliche« an deren 
Treffpunkten zur Verfügung stehen sollen und durch Informationsveran- 
staltungen in Schulen Präventionsarbeit leisten. 
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Wie kommt es nun dazu, daß der Import eines bayerischen Sicherheitsmo- 
dells, das von den Initiatoren als organisatorische Innovation betracht wird, 
in Thüringen als Rückkehr zu einer »bewährten« Institution der Volkspoli- 
zei empfunden wird? Zur Beantwortung dieser Frage bedarf es zunächst 
einer kurzen Skizze jenes Abschnittsbevollmächtigten der Volkspolizei, 
der als Parallelinstitut betracht wird. 


2. Der Abschnittsbevollmächtigte 


Der ABV bei Schutz- und Transportpolizei war die unterste Instanz in der 
Volkspolizei’”. Das Konzept der sogenannten »volksnahen« Polizei über- 
nahm die DDR 1952 von der Sowjetunion. Das ABV-System war 1953 
flächendeckend eingerichtet worden, die ABV hatten in ihrem Abschnitt 
durchschnittlich 3.000 Einwohner zu betreuen. In der Sicht der Partei galt 
der ABV als »Bindeglied zwischen Partei, Staat und Bevölkerung« (Die 
Volkspolizei 7/79, 1-3). Charakteristisch war seine funktionale Doppelrol- 
le. Er sollte die staatliche und öffentliche Ordnung im Abschnitt gewähr- 
leisten, also originäre polizeiliche Maßnahmen durchführen. Zugleich trat 
er als Repräsentant der Staatspartei und des sozialistischen Staates auf. Der 
ABV sollte ein politischer Polizist sein und - da in der Regel SED-Mitglied 
- auch Propagandist der Partei (ABV-Konferenz vom 23.12.1988, Referat 
des Chefs BDVPF, Bl. 4). 

Die Dienstverordnungen sahen für den ABV eine Fülle von Routinearbeiten 
vor: Verhinderung und Aufdeckung von Straftaten, Ordnungswidrigkeiten 
und Verfehlungen, Kontrolle von Ausreise- und Transitwesen, Unterbin- 
dung von »Rowdytum«, Personenkontrolle (v.a. Überwachung der Einhal- 
tung der DDR-Meldeordnung, Hausbuchkontrolle, Überprüfung von 
Sammelunterkünften, Gaststätten und Beherbergungsbetrieben), Straßen- 
verkehrskontrolle, Überwachung der Einhaltung rechtlicher Vorschriften 
(Überprüfung der baulichen und feuerpolizeilichen Sicherheit, Einsatz bei 
Natur- und Umweltkatastrophen, Brandbekämpfung und -schutz, Vorsorge 
und Schulung, Unterstützung der Gesundheitsbehörden bei Seuchengefahr, 
Überwachen der Handelsorganisation und Versorgungseinrichtungen, 
Überwachung der Sprengstoff- und Giftverordnung), Zusammenwirken mit 


2 Die folgenden Ausführungen zur Organisation einer »bürgernahen« Polizei in der DDR 
und der Vergleich mit dem jetzt installierten System »bürgernaher« Kontaktbereichsbe- 
amter entstammen ersten Vorarbeiten zu einer Analyse der Volkspolizei. Wir konzentrie- 
ren uns hier auf den ehemaligen DDR-Bezirk Gera in Thüringen, der Untersuchungszeit- 
raum liegt überwiegend in den siebziger und achtziger Jahren. Als Datenbasis dienen uns 
Gespräche mit der Polizeidirektion Erfurt, dort eingesetzten KOBB und mit ehemaligen 
ABV, weiterhin Akten der Deutschen Volkspolizei und zwar sowohl aus der Bezirksdi- 
rektion der Deutschen Volkspolizei Gera (im folgenden BDVP), als auch der Hauptver- 
waltung der Deutschen Volkspolizei im DDR-Innenministerium (im folgenden HVDVP). 
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anderen Organen (Tatortsicherung und Spurenaufnahme bei Kriminalfäl- 
len, Kontakte zu gesellschaftlichen Organisationen, Führung der Freiwilli- 
gen Helfer), Streifelaufen im Abschnitt und das Abhalten von Sprechstun- 
den (Ministerium des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei 1980, 
6). Informationen über Personen und über die Infrastruktur ihres Abschnit- 
tes dokumentierten die ABV bis in die sechziger Jahre in voluminösen 
Strukturmappen. Alle Gebäude, Einrichtungen, aber auch Angaben zur po- 
litischen und persönlichen Situation der Bürger waren hier festgehalten. Ein- 
gestellt wurden diese Materialsammlungen, weil es offenbar nicht möglich 
war, Geheimhaltung und Aktualität dieser Mappen zu verbinden’. Seit den 
70er Jahren beschränkten sich die ABV auf die Kontrolle der Hausbücher“. 

Weitreichende Kompetenzen hatte ein ABV nicht. Bei schweren Straftaten, 
ja selbst bei harmlosen Verkehrsunfällen hatte er lediglich erste Spurensi- 
cherung und Ermittlungen zu führen, bis die eigentlichen Spezialkomman- 
dos des Volkspolizeikreisamtes anrückten, um die Arbeit zu übernehmen. 
Betrachtet man den Aufgabenkatalog des ABV, so fallen die ausufernden 
Tätigkeitsbeschreibungen und relativ vagen Aufgaben ins Auge. Auffal- 
lend, aber für die Organe der DDR nicht untypisch war der fehlende Re- 
kurs auf Rechtsnormen, der durch eine Flut von Beispielen korrekten Ver- 
haltens ersetzt wurde. Da sich der ABV mangels solcher rechtlicher Ab- 
straktionen einer Fülle möglicher Szenarien gegenüber sah, führte dies auf 
der einen Seite zu Symptomen der Überforderung und Ohnmacht sowie zu 
Strategien der Entlastung davon bis hin zur Arbeitsverweigerung, auf der 
anderen Seite aber auch zu völlig unangemessenen Verhaltensweisen. So 
wurde schon in den 60er Jahren in der Hauptverwaltung der Deutschen 
Volkspolizei festgestellt, »daß die Staatsorgane den Werktätigen gegen- 
über oft seelenios bürokratisch, rechthaberisch und und überheblich entge- 
gentreten« und sogar die Meinung bestehe, »Höflichkeit und gutes Be- 
nehmen vertrage sich nicht recht mit dem Sozialismus« (Erfahrungsaus- 
tausch mit den Ref.-Leitern -S2-, LGI und Zugführern ABV, 11). Explizit 
wurde zur »Differenzierung in der Ausdrucksweise bei Unterhaltungen mit 
Arbeitern und Genossenschaftsbauern und mit Angehörigen der Intelligenz 
bzw. selbstständigen Handwerkern oder Mitarbeitern staatlicher Organe« 
(ebd.) aufgefordert. Beklagt wurde aber nicht nur, daß die ABV sich im 
Ton vergriffen, sondern auch von ihrer Schußwaffe bei Widerstandshand- 


3 Die Mappen wurden in den häufig weit entfernten Volkspolizeikreisämtern unter Ver- 
schluß gehalten, da sie auch sehr sensible Daten über die politischen Biographien einzel- 
ner Bürger enthielten. 

4 Neben der eigentlichen Meldepflicht gab es in jedem Haus einen »Hausbuchverant- 
wortlichen«, der sowohl die Meldedaten in das Hausbuch eintrug als auch Besuche (aus 
Westdeutschland grundsätzlich) aus der DDR ab einer bestimmten Aufenthaltsdauer. Die 
Eintragung in das Hausbuch war Bestandteil der Meldepflicht. 
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lungen ungerechtfertigten Gebrauch machten. Dabei wurde durchaus gese- 
hen, daß »vielfach das Verhalten unserer Volkspolizisten mit die Ursache 
von Widerstandsdelikten ist« (ebd., 13). 

Erst ın den letzten Jahren der DDR führte diese Erkenntnis zu dem Ver- 
such, die ABV einerseits zu mehr »Bürgernähe« anzuhalten und sie ande- 
rerseits auch besser über ihre eigentlichen Aufgaben zu informieren. So 
hieß es ungewohnt kritisch in einem - allerdings gestrichenen - Absatz ei- 
nes Redemanuskripts für eine ABV-Schulung: »Wer, wie die ABV, Infor- 
mationen erlangen bzw. erarbeiten soll, muß natürlich wissen, um was es 
geht, muß den Grund dafür kennen. Mitunter wird hier noch eine nicht zu 
begründende Geheimniskrämerei praktiziert, werden dem ABV Aufträge 
zur Ermittlung übertragen, ohne daß die Genossen den eigentlichen Grund 
kennen« (vgl. ABV-Konferenz 1988). 

Zu den wichtigsten Aufgaben im Rahmen der Personenkontrolle zählte die 
Überwachung straffällig gewordener Bürger und die Verhinderung von 
Rückfällen. Der ABV war eine Art verordneter Wiedereinbürgerungs- 
»Helfer« in Uniform. Grundlage für diese Aufgabe war der Art. 48 des 
Strafgesetzbuches der DDR. Dazu mußte der ABV die »Kontrollperson«, 
also den Strafentlassenen, jederzeit im Blick haben, über seinen Aufent- 
haltsort, seinen Beruf und seine Tätigkeiten im Bilde sein. Eine Institution 
wie der Bewährungshelfer war in der DDR unbekannt, Bewährungsstrafen 
wurden zudem nur selten verhängt. Eine Resozialisierung im heutigen 
Verständnis leistete der ABV allerdings nicht. In Zusammenarbeit mit pri- 
vaten und dienstlichen Bekannten der »Kontrollperson« mußte der ABV 
vielmehr das Netz sozialer Kontrolle so eng knüpfen, daß die betreffende 
Person nicht wieder straffällig werden konnte. 

Die politische Rolle des ABV wird auf dem Gebiet der Touristen- und 
Transitüberwachung sowie des Ausreisewesens deutlich (Vgl. Ministerium 
des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei 1987). Die steigende 
Zahl von Anträgen zur ständigen oder zeitweisen Ausreise ließ die ABV 
auf diesem Gebiet verstärkt tätig werden. Die ABV sollten auf die Zurück- 
nahme von Ausreiseanträgen hinwirken (ebd.), worüber akribisch eine so- 
genannte »Erfolgsstatistik« geführt wurde. Sie waren dafür zuständig, für 
die weitere Bearbeitung von Ausreiseanträgen oder Besuchsgenehmigun- 
gen für Westreisen die ersten Einschätzungen in Form eines Berichts zu 
erstellen. In diesen sogenannten »E-Berichten« sollten konkrete Entschei- 
dungshilfen bei der Bearbeitung des Antrags und Empfehlungen zu An- 
nahme oder Ablehnung des Gesuches gegeben werden. Die ABV hatten 
erhebliche Probleme mit diesen Berichten: Sie stellten nach Einschätzung 
ihrer Vorgesetzten Unbedenklichkeitsbescheinigungen aus, obwohl in den 
Berichten genügend Anhaltspunkte für begründete Ablehnungen zusam- 


Modelle zur Inneren Sicherheit 613 


mengetragen worden seien (Schreiben Chef BDVP an das Innenministeri- 
um vom 29.10.1981). Insbesondere dort, wo Ausreisewillige untereinander 
konspirative Kontakte aufnahmen, machte die Decodierung von öffentlich 
erkennbaren Signalen zusehends Probleme. Hinter fast allem, was man öf- 
fentlich oder privat äußerte, konnte sich eine deviante Haltung, im Jargon 
des Regimes »ideologische Diversion«, verbergen. Die Unsicherheit, sol- 
che Chiffren sozialen Verhaltens auch zu verstehen, führte zu Überforde- 
rungen bei den ABV”. 

In der Problematik der »E-Berichte« spiegeln sich die Grundkonflikte der 
ABV-Arbeit: Die ABV zählten mangels materieller Privilegierung und 
wegen ihres geringen Ausbildungsniveaus nicht zur lokalen »Elite«. Sogar 
die wenigen »Privilegien«, die ihnen qua Amt zustanden, nämlich eine 
Dienstwohnung in ihrem Abschnitt, ein Dienstzimmer und ein Telefon, 
konnten selbst in Zeiten relativen Wohlstandes in der DDR nicht alle ABV 
beanspruchen. Im Bezirk Gera beispielsweise hatten Anfang 1979 von den 
ca. 240 ABV ein Viertel keine Wohnung im Abschnitt, 20% kein Dienst- 
zimmer, 9% kein Telefon in der Wohnung und 12% kein Telefon im 
Dienstzimmer. Ende 1985 hatten noch immer 14% der ABV kein Dienst- 
zimmer und [0% kein Telefon in der Wohnung‘. 

Vor allen Dingen auf dem Land waren die ABV fest in die soziale Welt ih- 
res Abschnittes integriert. Jenseits von politischen und rechtlichen Vorga- 
ben teilten sie die Ordnungs- und Normvorstellungen ihrer Umgebung in 
hohem Maße’ (vgl. Die Volkspolizei 7/1985, 11). Das Motto »Ordnung, 
Sicherheit, Ruhe und Geborgenheit«, das der ABV repräsentieren sollte, 
zeigt, daß diese starke Integration durchaus offiziell erwünscht war. Ande- 
rerseits war in dieser - arbeitsnotwendigen - Integration ein Loyalitätskon- 
flikt angelegt. Der ABV selbst bewegte sich in der rechtlichen Grauzone 
alltäglicher Beschaffungspraktiken. Die ABV wurden in Straftatbestände 
oder dienstrechtliche Probleme verwickelt, weil sie an Handlungen teilhat- 
ten, die im Alltagskontext als unbedenklich galten (z.B. Organisieren von 
Baumaterial, Bewertung von »staatsfeindlichen« Sprüchen als »Stamm- 
tischgerede«, ohne eine Anzeige zu erstatten). Die Hauptverwaltung der 
Deutschen Volkspolizei sah denn auch immer wieder »die Notwendigkeit 


5 So berichtet ein von uns befragter ABV im Interview über immer neue Gerüchte in der 
Stadt Jena (zeitweilig ein Zentrum für Ausreisewillige) über Signalsysteme, die von Aus- 
reisewilligen benutzt würden. U.a. habe schon das Plazieren einer Hauskatze im Fenster 
als Zeichen der Ausreisewilligkeit gegolten. Eine Untersuchung solcher Gerüchte hätte 
den ABV der Lächerlichkeit preisgegeben. 

6 Eigene Zusammenstellung nach Statistiken der BDVP Gera. 

7 So z.B. die Erziehungsvorstellungen: »Grünflächen sind weder Radrennbahn noch Ball- 
spielplatz. Mit Geduld und Hartnäckigkeit versucht der ABV, das den Kindern klarzuma- 
chen. Wer nicht hören will, sammelt Papier vom Rasen«, in: Die Volkspolizei 13/75, 8. 
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der verstärkten Erziehungsarbeit ... auf Grund der Tatsache, daß die ABV 
auf sich allein angewiesen arbeiten und am meisten negativen Einflüssen 
ausgesetzt sind« (Erfahrungsaustausch mit den Ref.-Leitern -S2-, LGI und 
Zugführern ABV). 

So wie die Konflikte zwischen Rechtsnormen und Ailtagspraxis eine stän- 
dige Grauzone schufen, so waren die politischen Anforderungen tenden- 
ziell undurchschaubar. Der weitgehende Ersatz rechtlicher Ausgestaltung 
der Polizeiaufgaben durch politische Anforderungen war für die ABV eine 
ständige Verunsicherung. Sie waren einerseits überfordert, die vagen Kri- 
terien politischer Diversion irgendwie zu operationalisieren und anderer- 
seits durch die enge Einbindung in lokale Communities außerstande, zwi- 
schen den Sinnkontexten alltäglichen Handelns und abstrakt politischen 
Bewertungskriterien zu unterscheiden. Die politische Überformung ihrer 
dienstrechtlichen Stellung erfuhren die ABV denn auch als permanente 
Quelle der Verunsicherung innerhalb der eigenen Organisation. Die Me- 
chanismen, die im Umgang mit dieser Verunsicherung entwickelt wurden, 
sind relativ einfach und legen den Schluß nahe, daß die ABV weit entfernt 
waren vom Ideal einer klassenbewußten und erzieherisch tätigen Volkspo- 
lizei: Sie übersetzten die politischen Anforderungen schlicht und einfach in 
ein kleinbürgerliches Wert- und Normensystem und gewannen aus Kriteri- 
en wie Ordentlichkeit, Sauberkeit, unauffälliger Lebensstil, formale Erfül- 
lung bestimmter Aktivitätsverpflichtungen etc. die Anhaltspunkte für die 
Beurteilung politischer Devianz. Innerhalb der Polizeiorganisation wurden 
ganz ähnliche Strategien der »Unauffälligkeit« als Versicherung gegen 
politische Unwägbarkeiten genutzt. 

Die Polizeiführung reagierte auf diese Mischung aus Schlendrian und As- 
similation auf zwei Arten: Erstens wurde die »Initiativlosigkeit«, die »qua- 
litativ schlechte Polizeiarbeit« und die »mangelhafte politisch-moralische 
Festigkeit« mit verstärkter bürokratischer Kontrolle beantwortet. Dazu 
wurden immer mehr »konkrekt abrechenbare Leistungen« definiert und in 
Form von schriftlichen, später dann - wegen des überbordenden Berichts- 
wesens - immer mehr mündliche Berichte zur Kontrolle verlangt. Zweitens 
wurden zentral Aktionen geplant, die den individuellen Gestaltungs- und 
Verhandlungsspielraum der ABV begrenzten. So zum Beispiel die »Aktion 
Schneeflocke«, in der die ABV verpflichtet wurden, gegen fünf Uhr mor- 
gens die Hausbewohner auf ihre Schneeräumpflicht hinzuweisen und dann 
bis neun Uhr die »Erfolgsmeldungen« im Revier abzuliefern. Solche Ak- 
tionen mußten ein Erfolg werden, so daß also schon auf unterster Ebene 
»potemkinsche Dörfer« produziert wurden. 

»Aktionen« ebenso wie die »E-Berichte« stellten allerdings nicht den 
Schwerpunkt der Alltagsarbeit eines ABV dar. Diese war vielmehr durch 
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die Regelung und Schlichtung einer Vielzahl von kleinen Nachbarschafts- 
konflikten gekennzeichnet. Seine Rolle brachte ein ehemaliger ABV auf 
die kurze Formel: »Der ABV war die Mutter des Abschnitts«. Der ABV - 
zusammen mit anderen Institutionen wie den Gesellschaftsgerichten - hatte 
tatsächlich auch eine wesentliche Funktion in der außergerichtlichen Be- 
wältigung von Konflikten. Konkret sah das so aus, daß der ABV vorschla- 
gen konnte, einen Fall nicht an das zuständige Kreisgericht abzugeben, 
sondern in Schieds- oder Konfliktkommissionen behandeln zu lassen. Der ° 
Leiter des Volkspolizeikreisamtes mußte diesem Vorschlag zustimmen. 
Wenn der Tatverdächtige geständig, der Schaden gering war und eine 
Aussicht auf positive erzieherische Wirkung bestand, dann war ein solches 
Prozedere aussichtsreich (Wolfe 1992, 45). In diesem Sinne war der ABV 
tatsächlich ein »bürgernaher Polizist«. In der Rückschau von ehemaligen 
ABV, die heute weiterhin als Polizisten tätig sind, liegt der Unterschied 
zwischen heute und damals vor allen Dingen in der Arbeitsbelastung und 
in der Enge der rechtlichen Normierung polizeilichen Handelns: 

»Als ABV konnte man viele Streitigkeiten im Gespräch lösen. Heute rasselt es gleich Anzei- 
gen (...). Der Kontakt zu den Bürgern geht verloren, weil man auch gar nicht mehr soviel Zeit 
hat (...). Früher konnte ich mir den Verdächtigen ranholen. Heute ist das schwieriger. Ich kann 
ohne handfesten Verdacht nicht einfach jemanden festnehmen« (Wochenspiegel vom 
28.07.99). 

Die Fähigkeit zur Schlichtung und Konfliktregulierung erscheint aber zu- 
mindest in der Selbstwahrnehmung früherer ABV eng verknüpft mit einem 
»Prestige«, einem Image als »Sheriff«, das sich nicht zuletzt aus einem 
rechtlich diffusen Sanktionspotential speiste und damit dem ABV einen 
erheblichen Handlungsspielraum verschaffte. 


3. Funktionsprobleme des ABV-Systems 


Das ABV-System wies eine ganze Reihe struktureller Probleme auf, die 
das Funktionieren als Ganzes behinderten. Dazu zählten in der Hauptsache 
Personalrekrutierung und - fluktuation sowie Aus- und Weiterbildung. Ein 
nie wirklich gelöstes Problem bestand in einer sehr hohen Personalfluk- 
tuation. Dazu einige Zahlen: im Bezirk Gera standen zwischen 1976 und 
1982 135 Abgänge gegen nur 62 Zugänge (Einschätzung der kadermäßi- 
gen und personellen Stabilisierung des ABV-Systems vom 14.12.1982, Bl. 
3). Zwei Drittel dieser Abgänge erfolgten wegen Nichteignung oder Ab- 
lauf des Dienstvertrages. Der Anteil an nicht geplanten Abgängen, d.h. aus 
disziplinarischen, familiären oder gesundheitlichen Gründen, war hoch. 
Eine mittel- oder gar langfristige Ausbildungs- und Personalpolitik wurde 
so immer wieder zur Makulatur. Das Anwerbewesen zum ABV (»Jeder 
ABV wirbt jedes Jahr einen Neuen«) funktionierte so gut wie gar nicht. 
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Ein guter ABV wurde von anderen VP-Zweigen nach nur kurzer Zeit wie- 
der abgeworben und in eine besser dotierte oder profiliertere Tätigkeit ein- 
gestellt. Die mittlere Verweildauer auf einem ABV-Posten betrug so nur 
wenige Jahre - zu wenig, um langjährige intime Kenntnisse über den 
Dienstabschnitt aufzubauen. Daraus läßt sich schließen, daß der Dienst als 
ABV nicht besonders attraktiv war. Die schlechte Bezahlung tat dazu ein 
Übriges. 

Vielen ABV wurde vorgeworfen, sie hätten eine ausgeprochene »Ent- 
pflichtungsideologie«. Probleme mit der Disziplin und der Führung der 
ABV gab es zuhauf (Wöchentliche Lageeinschätzungen vom 15.11.1978, 
Lageberichte vom 14. und 20.9.1978 der VPKA Greiz). Das Problem der 
mangelnden Motivation hing unmittelbar mit dem Stand und der Qualität 
der Ausbildung der ABV zusammen. Schon die Eingangsqualifikation und 
das allgemeine Bildungsniveau waren wenig zufriedenstellend (Bericht 
zum Stand der ABV-Grundkontrollen vom 14.12.1981). Dieser Befund 
deckt sich mit den Ergebnissen einer neueren Studie über die frühe Staats- 
sicherheit, deren Mitarbeitern ebenfalls nur ein »dürftiger Bildungsstand« 
attestiert wird (Kocka 1994, 36). Die Situation bei der Schulung der ABV 
an den Bezirksschulen sowie an der zentralen ABV-Schule in Wolfen bei 
Bitterfeld war von Unterbesetzungen, hoher Fluktuation und Disziplin- 
problemen gekennzeichnet. Zu keinem Zeitpunkt konnten so viele ABV 
ausgebildet werden, wie benötigt wurden (Einschätzung des aktuellen 
Standes der Ausbildung von ABV vom 12.7.1989). 

Probleme gab es bei der dienstlichen Kommunikation und Kontrolle. Zu- 
nächst unterstand der ABV dem Leiter seines Polizeireviers, dem er be- 
richtspflichtig war und von dem er kontrolliert wurde. Das Volkspolizei- 
kreisamt nahm die Kontroll- und Anleitungsaufgaben für die ABV aller- 
dings nicht besonders ernst und überließ sie weitgehend sich selbst‘. In den 
Evaluierungen, die auch die Führung der ABV einschloß, wurde immer 
wieder angesprochen, daß die Anweisungen an die ABV zu unpräzise, zu 
bürokratisch und unrationell seien und an den eigentlichen Problemen vor- 
beigingen (Bericht zum Stand der ABV-Grundkontrollen 1981). 

Wichtiger Baustein in der angestrebten Mobilisierung der Bevölkerung ge- 
gen Unordnung und Kriminalität waren die »Freiwilligen Helfer« der 
Volkspolizei« (FH). Der ABV unterhielt ein ganzes Netz solcher Helfer, 
die er koordinieren, anleiten und einsetzen mußte. Sie waren ehrenamtlich 
tätig, ihren Dienst versahen sie nach Feierabend, ausgestattet mit einer 
Armbinde, die sie als FH der Volkspolizei auswies. Ihr hilfspolizeilicher 


8 Wohin dies führen konnte, zeigt eine Einschätzung aus dem Jahr 1967, wo als Folge der 
mangelnden Kontrolle bemerkt wird, es zeigten sich »Kritikempfindlichkeit« und Ten- 
denzen zur »Verspießerung«, vgl. HVDVP 10.0, 146/2, »Einige Probleme«, Bi. 4. 
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Dienst war aber ohne weitreichende Kompetenzen ausgestattet. Sie unter- 
stützten allgemein die Volkspolizei bei Ermittlungsarbeiten und vor allem 
bei Streifengängen, konnten aber auch nach Ermächtigung Dienstsprech- 
stunden abhalten und Verkehrskontrollen durchführen. Die Ermächtigun- 
gen waren insofern wichtig, als sie innerhalb des FH-Systems formale 
»Karrierestufen« installierten, die Aussicht auf Abwechslung von den er- 
eignislosen Streifengängen eröffneten. Die FH dienten dem ABV auch zur 
eigenen Entlastung - auf einen ABV kamen bis zu 20 FH - und er konnte 
sie mit Aufgaben betrauen, die er eigentlich selber verrichten mußte. Ein 
großes Problem scheint die Organisierung, effektive Verwendung und dau- 
erhafte Motivierung dieser Freiwilligen Helfer gewesen zu sein (vgl. Aus- 
kunftsbericht über den Stand der ABV-Tätigkeit vom 12.1.1979). Sie blie- 
ben eine notorische Schwachstelle im ABV-System. Die Mobilisierung 
und Motivierung dieser Hilfspolizisten, von der Partei rhetorisch mit viel 
Aufwand gepriesen, gelang nicht in dem gewünschten Maß. Selbst die 
Aussicht, auf recht einfache Weise »gesellschaftliche Aktivität« nachwei- 
sen zu können (die im Lohn- und Beförderungssystem berücksichtigt wur- 
de), Konnte die Mobilisierungsprobleme nicht beseitigen. 

Zur ständigen Informationsgewinnung sollte der ABV ein ganzes Netz von 
Organisationen und Gremien pflegen, um an relevante Auskünfte heranzu- 
kommen (vgl. Die Volkspolizei 14/1974, 1-3 und 20). Innerhalb des 
Wohnbereichs gab es zahlreiche Institutionen der nachbarlichen Kontrolle. 
So wirkte die Wohnparteiorganisation der SED in den jeweiligen Quartie- 
ren, sie war der politische Ansprechpartner für den ABV. Der Wohnbe- 
zirksausschuß der Nationalen Front beriet mit dem ABV Probleme der 
Wohnsituation, die auch sicherheitsrelevante Aspekte umfaßte. Es gab 
Hausgemeinschaftsleitungen und zahlreiche sogenannte »Kommissionen«, 
hier besonders die »Kommissionen Ordnung und Sicherheit«, mit denen 
der ABV eng kooperierte. Mit ihnen unternahm er Abschnittsbegehungen 
und wurde dort auf Sicherheitsrisiken und Mängel hingewiesen. Auf Ein- 
wohnerversammlungen mußte der ABV referieren. Schließlich gab es ver- 
pflichtende Kontakte zu den örtlichen Räten, Bürgermeistern und Abge- 
ordneten". Es läßt sich aber zeigen, daß gerade die angeblich enge und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit, die in den 1980er Jahren dann moderner 
»Bürgernähe« hieß, in ihrer praktischen Durchführung oft vernachlässigt 
wurde, weil sie einen großen Zeitaufwand für die ABV bedeutete. An- 
haltspunkt für eigenmächtige »Entlastungsstrategien« der ABV sind die 
aktenkundigen Beschwerden darüber, daß die ABV oft jahrelang ihre 


9  Erleichternd wirkte hier, daß im Bezirk Gera rund 35% der ABV selber Abgeordnete in 
lokalen Räten waren. 
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Sprechstunden ausfallen ließen, andere Tätigkeiten wie Streifendienste 
vernachlässigten oder sich einfach durch einen Freiwilligen Helfer vertre- 
ten ließen. Ein einzelner Polizist war offenkundig mit der Vielzahl von 
Aufgaben neben seiner eigentlichen Arbeit überfordert. 


4, ABV und KOBB - Zur Problematik kommunaler 
Kriminalitätsprävention 


Im Diskurs über die derzeit verbreiteten Versuche, »bürgernahe« Präventi- 
onsprogramme zu entwickeln, dient die Volkspolizei meist nur als negati- 
ves Beispiel für Gefahren, die von einer rechtsstaatlich nicht ausreichend 
kontrollierten Polizei ausgehen. Auch dort, wo die Präventionspolitiken der 
Volkspolizei abwägender zum Vergleich herangezogen werden, mündet 
die Debatte schnell in eine Generalabrechnung, die vorweg darüber ent- 
scheidet, ob es sich bei der DDR um ein »generalpräventives Gefängnis« 
oder eher um ein »primärpräventives Gesamtkunstwerk« gehandelt hat 
(Northoff 1995, 51). Diese Dichotomie ist jedoch nicht den Besonderheiten 
der Sicherheitsproduktion sozialistischer Gesellschaftssysteme geschuldet, 
sondern bezeichnet auch die polarisierten Positionen gegenüber der staatli- 
cher Sicherheitsproduktion demokratischer Länder. So folgen auch die 
Einschätzungen »bürgernaher Polizei« und »kommunaler Kriminalpräven- 
tion« diesem Muster: 

Auf der einen Seite steht die Forderung, die Polizei dürfe nicht länger nur 
am Erfolg der Kriminalitätsbekämpfung gemessen werden, sondern ebenso 
an der »Bewältigung von anderen Problemen und Konflikten, die die Bür- 
ger belasten« (Gramckow/Feltes 1994, 18). Dabei erscheint dann auch der 
»ganzheitlich, gesellschaftsorientierte Ansatz der DDR im Kern durchaus 
fortschrittlich« (Northoff 1995, 130). Auf der anderen Seite steht die Posi- 
tion, daß »nur gesetzlich bestimmte Eingriffs- und Handlungsrechte das 
Maß an Rechtssicherheit für den Bürger garantieren, dessen die Polizei aus 
Gründen ihrer demokratischen Legitimation bedarf« (Boers 1995, 20). Den 
Hintergrund dazu bilden nicht nur die ausufernden Sozialkontrollen in der 
DDR oder im Faschismus, sondern auch die us-amerikanischen Erfahrung 
(seit den 20er Jahren) mit einer dezentralisierten Polizei, die sich nur all- 
zuoft in den Fallstricken von Korruption und lokalpolitischer Einflußnah- 
me verhedderte. 

Derartig unterschiedliche Bewertungen verschiedener Systeme der Sicher- 
heitsproduktion entstehen vor allen Dingen dadurch, daß Einzeielemente 
aus ihren gesellschaftlichen Kontexten herausgelöst werden und dann als 
Modelie idealisiert oder diskreditieri. Dabei ist in der Regel eine klare 
Evaluation der Wirksamkeit dieser Einzelemente gar nicht zu leisten. 
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Ob z.B. der ABV einen wesentlichen Anteil an der Verhinderung von 
Kriminalität hatte, kann kaum eindeutig beantwortet werden. Der häufig 
benutzte Verweis auf die vergleichsweise geringe Kriminalitätsbelastung in 
der DDR ist angesicht der unterschiedlichen statistischen Erfassung von 
Delikten, des kaum bekannten Dunkelfeldes, der andersartigen gerichtli- 
chen Verfolgung, der völlig verschiedenen Gelegenheitsstrukturen etc. 
kein Argument für eine höhere Effizienz des ABV-Systems. Umgekehrt 
kann auch das Ansteigen der offiziell mitgeteilten Kriminalitätsziffern in 
den letzten 10 Jahren der DDR nicht einfach als Indiz für ein Versagen des 
ABV-Systems gewertet werden, ohne zu wissen, inwieweit die Deliktstruk- 
tur dem ABV überhaupt Chancen bot, zu intervenieren. Klar ist lediglich, 
daß auch der ABV weder Kriminalität »ausrotten« konnte, noch einen 
Anstieg der Kriminalität verhindern konnte. Ähnlich verhält es sich mit 
den Sicherheitsgefühlen der Bürger. Auch hier bleibt ungeklärt, ob die 
retrospektiv festgestellte geringere Kriminalitätsfurcht in der DDR auf die 
Präsenz des ABV zurückgeführt werden kann, oder ob nicht vielmehr die 
äußerst restriktive Kriminalitätsbericherstattung in den Medien, die staatli- 
che Propaganda, die Ubiquität staatlicher Kontrolle oder die Eigenheiten 
nachbarschaftlicher Informationsnetzwerke dafür verantwortlich waren. 
Selbst in Ländern, in denen gezielte Evaluationen vorgenommen wurden, 
ist es schwer, eine Erfolgsbilanz aufzustellen. So zeigen die amerikani- 
schen Erfahrungen, daß vom Einsatz der »Bürgerpolizisten« weder eine 
erhebliche Reduktion der Kriminalität noch in jedem Fall eine gewichtige 
Minderung der Kriminalitätsfurcht zu erwarten ist (vgl. Boers 1995, 18). 
Welche Wirkungen von kommunalen Präventionsprogrammen ausgehen, 
scheint demnach in hohem Maße von lokalen und regionalen Bedingun- 
gen, aber auch von gesamtgeselischaftlichen Rahmenkonstellationen des 
Sicherheitsdiskurses abzuhängen. Die breite politische Akzeptanz der kom- 
munalen Sicherheitsprogramme und die Bereitschaft im Polizeiapparat, 
neue Konzepte bürgernaher Polizeiarbeit zu entwickeln, sind daher kaum 
durch Effizienzerwartungen zu erklären. Vielmehr scheinen sich die nor- 
mativen Erwartungshaltungen gegenüber der Polizei unter dem Eindruck 
der unbefriedigenden »inneren Sicherheitslage« zu verändern. 

Die angestrebten Erweiterungen der Polizeidienste bewegen sich nun in 
der Tat auf ein Konzept innerer Sicherheit zu, das in vielerlei Hinsicht Pa- 
rallelen zu den Präventionspolitiken in der DDR aufweist, ohne daß eine 
Adaption des Sicherheitssystems der DDR intendiert wäre: Das ABV- 
System war von vornherein so angelegt, daß bestimmte soziale Dienstlei- 
stungen, die in der Bundesrepublik (alt) in eigenständige soziale Dienstlei- 
stungsbereiche ausdifferenziert waren, fester Bestandteil des Aufgabenka- 
nons des ABV waren. Um nur einige Beispiele zu nennen: Der ABV über- 


620 Stefan Hornbostel, Christopher Hausmann 


nahm informeile und formelle Schlichterfunktionen, er deckte die Aufga- 
ben des Bewährungshelfers ab, er übernahm erzieherische Aufgaben, er 
fungierte als Transmissionsriemen bei der Vermittlung von Problemwahr- 
nehmungen aus der Bevölkerung in den Polizeiapparat, er stelite Vernet- 
zungen mit anderen Behörden her und akkumulierte Milieukenntnisse - 
nicht zu verwechseln mit politischer Überwachung, die ausdrücklich für 
das Handeln anderer Organe der Polizei zur Verfügung stehen - mit der Ten- 
denz, dieses Wissen als aktenförmiges der Organisation einzuverleiben. 

In eben jene Richtung entwickeln sich auch die Modellversuche mit Kon- 
taktbereichsbeamten. Positiv formuliert übernimmt die Polizei damit sinn- 
volle Problemvermittlungen (Kerner 1994), weitet ihre Präventionsstrate- 
gien auf die sozialen Zusammenhänge und Ursachen von Kriminali- 
tätsentstehung aus (Feltes/Gramckow 1994), bedient die insbesondere in 
den Abendstunden stark steigende Nachfrage nach Regelung von sozialen 
Problem- und Konfliktlagen (Dreher/Feltes 1995) und dringt in Bereiche 
sozialpädagogischer Betreuungsarbeit vor. Negativ formuliert verschwim- 
men in diesem Entdifferenzierungsprozeß aber - wie im ABV-System - die 
Grenzen zwischen sozialfürsorgerischen und repressiven Maßnahmen, 
zwischen rechtlich gedeckten Handlungsoptionen und diffuser polizeilicher 
Sozialkontrolle, zwischen eigenständiger Judikative und vagen Einfluß- 
chancen der Polizei im Strafverfahren und zwischen datenschutzrechtlich 
zulässigen Informationssammlungen und kaum kontrollierbaren »Struktur- 
mappen« auf der Ebene von Wohnquartieren. 

ABV und KOBB integrieren über die klassische Gefahrenabwehr hinaus 
Präventionspolitiken in das polizeiliche Handeln, die weit in sozial- 
pädagogische Handlungsräume hineinreichen. In ABV-System finden sich 
bereits viele Elemente, die später in den USA innerhalb von kommunalen 
Kriminalitätspräventionsprogrammen wieder auftauchen, so z.B. das ABV- 
Dienstzimmer im Abschnitt bzw. das »Storefront-Office, die Einbindung 
von Quartiersbewohnern als Freiwillige Helfer bzw. die Gründung von 
Nachbarschaftsorganisationen in den USA, aber auch die verschiedenen 
Varianten von »Polizeihilfsdiensten« der Bundesrepublik (vgl. Skogan 
1990 und Feltes/Rebscher 1990). Dabei waren die ABV allerdings wesent- 
lich auf offensive Taktiken der demonstrativen Aufrechterhaltung der öf- 
fentlichen Ordnung verpflichtet und konnten eher bürger- und problemzen- 
trierte Ansätze allenfalls mit sehr viel individuellem Engagement und we- 
nig Unterstützung durch den eigenen Apparat umsetzen. Beide Elemente 
finden sich auch im Modell des KOBB, allerdings mit der programmati- 
schen Schwerpunktsetzung auf ein eher problemorientiertes Vorgehen. 
ABV und KOBB dienen offensichtlich im wesentlichen als symbolische 
Sicherheitsproduzenten. Ihre Aufgabe besteht nicht nur darin, polizeiliche 
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Präsenz zu demonstrieren und auf Dauer zu stellen, sondern auch in der 
Initiierung katalytischer Funktionen einer intakten Quartiersöffentlichkeit, 
die Teile der sozialen Kontrolle übernimmt. 

Aus dem unidirektionalen Modell »nachholender Modernisierung«, mit 
dem der Kriminalitätsanstieg in den Neuen Bundesländern begründet wur- 
de (Boers 1994), entwickelt sich so ein beiderseitiges »Nachholen«, in dem 
die Sicherheitsorgane einen Teil ihrer Aufgabendifferenzierung abbauen 
und damit Aufgaben und möglicherweise auch Legitimation für die einge- 
setzten Ressourcen hinzugewinnen. Dabei handelt es sich in der Bundesre- 
publik durchaus um eine Ausdehnung polizeilicher Handlungsbereiche in 
bereits besetzte Felder der Sozialfürsorge und nicht - wie in den USA - um 
eine Anreicherung der polizeilichen Dienstleistungen um soziale Dienste, 
die keine andere Institution anbietet. Kurz: Der Polizeiapparat scheint einen 
Teil jener Entdifferenzierung, die der DDR-Sozialismus hervorgebracht 
hat, nachzuvollziehen, ohne die politischen Prämissen zu übernehmen. 
Letzteres gilt insbesondere für die Polit-Spitzel-Aufgaben des ABV, mit 
denen er allerdings ohnehin überfordert war. Generell gilt dabei, daß der 
faktische und rechtliche Handlungsrahmen der bundesdeutschen Polizei 
weitaus enger gezogen ist, als das für die Volkspolizei jemals der Fall war. 
Jenseits der Frage, ob eine bürgernahe Polizei die Unsicherheitswahrneh- 
mungen der Bürger verändern kann, ohne Rechtssicherheitswahrnehmun- 
gen zu beschädigen, lehrt das Beispiel DDR auch etwas ganz anderes, bis- 
her wenig Beachtetes: Die Ausdehnung der polizeilichen Aufgaben be- 
wirkt zwar zunächst einen Zugewinn an Bedeutung und entsprechenden 
Anspruch auf Ressourcen für den Polizeiapparat. Zugleich entsteht aber ei- 
ne strukturelle Selbstüberforderung des Apparates, sowohl was die Bewäl- 
tigung der Aufgabe angeht, als auch was die organisationelle Umsetzung 
und Kontrolle betrifft: 

- Warum z.B. die Polizei bei der Bewältigung sozialer Problemlagen er- 
folgreicher sein sollte, als andere (z.T. darauf spezialisierte Institutionen) 
ist nicht erkennbar. Ebenso erscheint es zweifelhaft, ob es der Polizei ge- 
lingen kann, eine medial vermittelte Kriminalitätsfurcht durch bloße Prä- 
senz zu senken. Ein Versagen angesichts solcher Aufgaben kann dann nur 
durch ein ständiges Wechselspiel zwischen Repression und Prävention 
aufgefangen werden." 

- Die vage Aufgabenbeschreibung ließ für die ABV und läßt für die 
KOBB - unabhängig von rechtlich formalisierten Aufgaben konkreter Ge- 
fahrenabwehr - einen hohen Gestaltungsspielraum zu. Dies gilt für die Ein- 


10 Strukturell ähnlich gelagert sind die Versuche der Polizei, bei Demonstrationen eine an- 
gemessene Balance zwischen Deeskalations- und Repressionsstrategien zu finden. 
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satzplanung auf der Leitungsebene ebenso wie für die Gestaltung des 
Dienstes auf der Ebene des einzelnen Polizisten. Der große Anteil wenig 
spektakulärer Routinetätigkeiten auf der einen und die tendenzielle Über- 
forderung mit der Bewältigung sozialer Problemlagen auf der anderen 
Seite ließ innerhalb der Volkspolizei erhebliche Motivationsprobleme und 
einen wachsenden Zeitaufwand für die Organisation und Kontrolle des 
Personals entstehen. Auch für die KOBB läßt sich vermuten, daß - wenn 
die Attraktivität des Neuen verflogen ist - die Personalrekrutierung für den 
weitgehend im Freien stattfindenden Dienst des KOBB schwieriger, die 
Motivierung der Beamten notwendiger und vermutlich auch die organisati- 
onsinterne Kontrolle der KOBB-Tätigkeiten aufwendiger werden wird. 
Diese Einschätzung gilt auch für Versuche wie die »bayerische Sicher- 
heitswacht« (vgl. Hitzler 1994 und Göschl/Lustig 1994), die gewisse Ähn- 
lichkeiten mit den Freiwilligen Helfern der ABV aufweisen. 

So ehrgeizig die Ziele und so ernsthaft die Bedrohungswahrnehmungen, 
die hinter vielen kommunalen Präventionsprogrammen stehen, auch sein 
mögen, so sehr zeigen die DDR-Erfahrungen allerdings auch, wie schnell 
insbesondere die Koordination verschiedener Behörden, die Vernetzung 
des Informationsflusses und die Kultur der »Runden Tische« in bürokrati- 
schem Leerlauf enden kann. Sicherheitspolitik bleibt eben auch mit neuen 
alten Ideen ein ausgezeichnetes Feld symbolischer Politik. 
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Christoph Görg 


Plädoyer für Gesellschaftstheorie. 
Eine Replik auf Christoph Scherrer 


Manche Debatten entfalten eine erstaunliche Eigendynamik. Angetrieben 
von Fragestellungen, die weit über ihren direkten Gegenstand hinausrei- 
chen und über die auf dem ursprünglich strittigen Terrain kein Konsens zu 
erzielen ist, neigen sie dazu, sich zu verselbständigen. Sie entfalten ein 
geisterhaftes Eigenleben, führen bei einsetzender Gewöhnung aber auch zu 
Ermüdungserscheinungen. Ohne zu einer wirklichen Klärung geführt zu 
haben schlafen sie ein oder werden auf einem anderem Terrain fortgeführt. 
Von diesen Merkmalen scheinen auch die Debatten um die handlungs- und 
staatstheoretischen Defizite der Regulationstheorie geprägt zu sein. Seit 
Mitte der 80er Jahre in verschiedenen Varianten immer wieder diagnosti- 
ziert dürfte dieses Defizit, wie Christoph Scherrer zu Recht bemerkt hat, 
inzwischen fast genauso bekannt sein wie die Arbeiten aus der Regulati- 
onstheorie selbst. Im folgenden sollen daher weder ein weiteres Mal diese 
Defizite demonstriert noch eigentlich versucht werden, sie zu überwinden. 
Vielmehr hat sich inzwischen gezeigt, daß eine Lösung auf dem ursprüng- 
lichen Terrain nicht möglich, eine Verbindung mit Lösungsansätzen aus 
anderen theoretischen Traditionen die strittigen Punkte, die auch schon auf 
dem Boden der Regulationstheorie viel mit unterschiedlichen Theoriean- 
sätzen zu tun haben, dagegen noch vervielfachen. . 

Zu fragen wäre vielmehr, was denn eine »Lösung« der mit dem Problem 
des Verhältnisses von Handlung und Struktur eher chiffrenhaft benannten 
Defizite überhaupt bedeuten würde. Zum einen beinhaltet dieses Verhältnis 
nämlich einen ganzen Komplex sehr unterschiedlicher begrifflicher, kon- 
zeptueller und geschichtlicher Fragestellungen, die zudem je nach theoreti- 
schem Ausgangspunkt völlig unterschiedlich interpretiert und zum Teil 
überhaupt nicht als Problem wahrgenommen werden. Sollte unter einer 
»Lösung« ein Konsens über diese Fragen verstanden werden, dann ist ein 
solcher schon von daher kaum zu erwarten. Desweiteren verweist dieses 
Grundproblem auf »außertheoretische« Fragestellungen, die das grundle- 
gende Verhältnis theoretisch-wissenschaftlichen Arbeitens zu den gesell- 
schaftlichen Entwicklungen betreffen. Im Rahmen der Regulationstheorie 
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geht es dabei insbesondere um den Charakter der Theorie als »Theorie 
mittlerer Reichweite« (verbunden mit einem deskriptiven Überhang) und 
um ihr Verhältnis zu den gesellschaftlichen Krisenphänomenen, die ihre 
Ausformulierung motiviert haben. Diese Fragestellungen können (und 
müssen) im Rahmen von Theorien zwar reflektiert und bearbeitet werden, 
Sie liefern aber selbst dann keine unabhängige oder »objektive« theoreti- 
sche Grundlage, sondern tragen bestenfalls zu einer reflexiven Begriffsbil- 
dung bei. 

Auf diese Fragestellungen zielen die folgenden Ausführungen ab. Sie 
schließen dabei insoweit an die Kritik von Scherrer an, als dort einige der 
wesentlichen Streitpunkte angesprochen und dazu Position bezogen wurde. 
Neben einer direkten Replik auf einige von ihm angesprochene Punkte, die 
2.T. das Problem einer Verständigung über divergierende Theoriesprachen 
hinweg deutlich machen, geht es mir aber vor allem um ein Problem, das 
bei Scherrer nur am Ende erwähnt wird, das aber zentral für das Verständ- 
nis des reflexiven Charakters der Theoriebildung ist: um den Gesell- 
schaftsbegriff und seine theoretischen Grundlagen. Inhaltlich geht es dabei 
um eine Begründung dafür, was die Rede von einem »Objektivitäts- 
überhang« gesellschaftlicher Verhältnisse theoretisch bedeutet und warum 
diese Rede gerade auch heute angebracht und als Moment der Kritik not- 
wendig ist. Ich möchte diese Zuspitzung aber vorweg nicht als »einseitige 
Parteinahme« für eine der beiden »Analyseebenen von Struktur und 
Handlung« (Scherrer 1995, 458) verstanden wissen. Vielmehr möchte ich 
seine Kritik dahingehend wenden, daß das von ihm angesprochene Di- 
lemma, nämlich entweder die bekannten Schwächen der Regulationstheo- 
rie zu wiederholen oder ihre zentralen Einsichten preiszugeben, gerade aus 
einer Verleugnung des Vermittlungsproblems resultiert. Dieses Vermitt- 
lungsproblem läßt sich aber wiederum erst am Gesellschaftsbegriff ange- 
messen bearbeiten und zielt daher genau auf jenen. Um dieses Argument 
vorzubereiten, sollen zunächst die beiden anderen Punkte, in denen Scher- 
rer seine Kritik zusammenfaßt, untersucht werden: seine sozialontologi- 
schen Annahmen (Verhältnis von Notwendigkeit und Kontingenz) und das 
Problem der Formanalyse. 


1. Grenzen der Handlungstheorie 


Der Hauptvorwurf von Scherrer gegen unsere, vor allem von Joachim 
Hirsch und mir in »Politik, Institutionen und Staat« vorgenommene »Kritik 
der Regulationstheorie« richtet sich gegen die vermeintlich abstrakte Ge- 
genüberstellung von stabilen Akkumulationsphasen und offenen Krisen. 
Allerdings kann ich weder seiner Kritik noch seinem Gegenmodell, mit 
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dem er den festgestellten Mangel überwinden will, so recht folgen und nur 
vermuten, daß hier ein unterschiedliches Verständnis zentraler Begrifflich- 
keiten eine ausschlaggebende Rolle spielt. Sein Vorwurf zieit einerseits auf 
meine Interpretation des Ansatzes von Anthony Giddens. Diese Interpreta- 
tion mündet in der These, daß es Giddens nicht gelingt, mit dem Begriff 
der »Dualität der Struktur« eine seiner eigenen Problemstellung gemäße 
konstitutionstheoreüsche Grundlage zu schaffen und daß vielmehr der Wi- 
derspruch zwischen Handlungskompetenzen und Strukturprinzipien unauf- 
gelöst bleibt. Unabhängig von der Angemessenheit dieser Interpretation, 
die hier nicht diskutiert werden kann, ist damit gerade nicht gesagt, daß das 
»Fortbestehen des Kapitalismus ... somit wieder rein strukturell, d.h. ohne 
Bezug auf Präferenzen, Intentionen und Handlungen der Individuen erklärt 
werden (kann).« (Scherrer 1995, 460) Das genaue Gegenteil ist der Fall: 
Wäre eine Erklärung ohne den Rückgriff auf die Handlungsdimension 
möglich, gäbe es den besagten Widerspruch nicht mehr. Er wäre aufgelöst 
zugunsten des einen Pols, der den Kapitalismus auszeichnenden Struktur- 
prinzipien. 

Doch steckt hinter dieser Fehldeutung m.E. eine weitreichende inhaltliche 
wie terminologische Differenz. Terminologisch tritt sie an den Begriffen 
des Widerspruchs und der Vermittlung zu Tage: In der Tat wird von mir 
ein Verständnis von Vermittlung zugrundegelegt, daß nicht die »Überwin- 
dung von Gegensätzen« (ebd.) oder die Suche nach den Gegensatz über- 
brückenden Verbindungsstücken, sondern die Vermittlung durch die Wi- 
dersprüche hindurch, mithin ein dialektisches Verständnis des Wider- 
spruchsbegriffs meint.‘ Dieser Vermittlungsbegriff beeinflußt die Begriffs- 
konstruktion wie das Verständnis realgeschichtlicher Prozesse gleicherma- 
Ben. Begrifflich ist nochmals daran zu erinnern, daß Struktur und Hand- 
lung keineswegs per se Gegensätze oder Dichotomien darstellen, sondern 
je nach theoretischem Verständnis einander bedingende Dimensionen des 
Sozialen sind: Ohne im Handeln in Anspruch genommene Regeln ist sozia- 
les Handeln im spezifischen Sinn kaum denkbar, weil wir im Grunde dann 
nicht wissen können, wie eine Handlung fortzusetzen ist (vgl. zum Regel- 


I Anders als Scherrer dies interpretiert sind Institutionen nicht »Verbindungsstücke« (ebd.) 
zwischen gegensätzlichen Polen, sondern sie sind »Erscheinungsformen des Wider- 
spruchs« (Görg 1994b, 72) zwischen verschiedenen Analyseebenen und Realprozessen. 
Inhaltlich zielt dies auf das Problem der »Embeddedness« (s.u.). Um jedoch schon an die- 
ser Stelle kein Mißverständnis aufkomınen zu lassen: ein dialektischer Widerspruch stellt 
nicht die von Althusser entworfene Karikatur dar, eine einfache Einheit entfaltungslo- 
gisch und letztlich begriffsmetaphysisch zu denken. (vgl. zum Widerspruchsbegriff: Gid- 
dens 1981, 230ff; 1988, 252ff und 432; Görg 1994b, 53ff und 68ff zum hier angespro- 
chenen Vermittlungsproblem) In diesem Sinne schließe ich dabei an den von Jürgen Rits- 
ert (1988) unternommenen Versuch an, die neuere Hegelinterpretation für die Sozialwis- 
senschaften fruchtbar zu machen. 
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begriff: Giddens 1988, 69ff). Hierin gründet die von Giddens stark ge- 
machte Ermöglichungsbedingung der Strukturen. 

Die Frage ist allerdings, ob ein solches Verständnis von Struktur ausreicht 
und ob auf in anderen theoretischen Traditionen ausgearbeitete Dimensio- 
nen des Strukturbegriffs verzichtet werden kann (vgl. dazu auch: Müller 
1992, 173ff). In dem Versuch von Giddens, diese unterschiedlichen Tradi- 
tionen und Theorieansätze in einem umfassenden Ansatz im Begriff der 
»Dualität der Struktur« zu integrieren, lag unser Interesse an seinen Arbei- 
ten begründet. Selbst wenn sein Ansatz diesen Anspruch einlösen könnte, 
wären damit noch nicht die inhaltlichen Gegensätze, die gesellschaftlichen 
Entwicklungen betreffend, aufgelöst, die mit den begrifflichen Fragen ver- 
bunden aber nicht mit ihnen identisch sind. Doch schon hinsichtlich der 
Einlösung seines theoretischen Anspruchs melden sich Zweifel, die die un- 
aufgelöste konstitutionstheoretische Spannung betreffen: Auf der einen 
Seite soll ein konkretes Institutionensystem durch die Handlungskapazitä- 
ten der Akteure, durch die Fähigkeit zur rekursiven Selbsteuerung ihres 
Handelns konstitutiert werden. In diesem Sinne gilt, daß wir in unserem 
alltäglich-routinisierten Handeln die sozialen Verhältnisse des Kapitalis- 
mus reproduzieren (Giddens 1988, 71), daß dieser kein außer uns existie- 
render, sondern ein unserer Subjektivität innewohnender Zusammenhang 
darstellt. Auf der anderen Seite kennt auch Giddens Reproduktionszusam- 
menhänge, deren Prozeßverlauf genau dieser Steuerung enthoben ist (ebd. 
247). Zudem spricht er an manchen Stellen davon, daß konkrete Institutio- 
nensysteme durch die den Kapitalismus prägenden Strukturprinzipien 
konstituiert werden (ebd. 218). Dies scheint mir ein Indiz für das Scheitern 
seines konstitutionstheoretischen Ansatzes und gleichzeitig ein Ausdruck 
jenes Objektivitätsüberhangs zu sein, der die kapitalistische Vergesell- 
schafttungsform kennzeichnet, und den es zu begreifen gilt: Ein die Indivi- 
duen einbegreifender und gleichzeitig ein ihnen fremd gegenüberstehender 
Zusammenhang zu sein. 

Scherrer verwendet in seiner Kritik dagegen eine von E.Laclau und 
Ch.Mouffe entwickelte Begrifflichkeit, um mit der wechselseitigen Sub- 
version von Notwendigkeit und Kontingenz auf der einen Seite eine ver- 
gleichbare, aber um den Widerspruch reduzierte Verhältnisbestimmung zu 
formulieren, die andererseits die uns unterstellte Dichotomie stabiler Pha- 
sen und offener Krisen vermeiden will. Leider setzt er sich jedoch nicht 
ausreichend mit der von ihm auch erwähnten Kritik an diesem Ansatz 
auseinander. Er reduziert diese auf die Behauptung, Laclau/Mouffe würden 
Strukturen nicht richtig berücksichtigen oder einseitig ins Handeln auflö- 
sen (Scherrer 1995, 466). Doch ist dies eine etwas einseitige Sichtweise, 
Krebs/Sablowski (1992, 108) bspw. werfen Laclau/Mouffe zu Recht vor, 
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die Spezifität kapitalistischer Verhältnisse historisch nicht mehr gegen an- 
dere Praxisformen abgrenzen zu können. Dies sei kein zufälliger Fehler 
sondern einem »Essentialismus des Diskursiven« (ebd.) geschuldet. Darauf 
geht Scherrer in dieser Form nicht ein, sondern versucht allein zu belegen, 
daß ihr Ansatz sehr wohl Strukturen kenne, und »das Subjekt« gerade aus 
der »Dislozierung einer Struktur« (Scherrer 1995, 467) resultiere. Doch 
damit nähert sich seine Ontologie des Sozialen einem »Idealismus der 
Struktur« (M.Scharping), in dem diese in ihrer Auflösung das Subjekt aus 
sich entläßt.” 

Die Begrifflichkeit von Notwendigkeit und Kontingenz führt in ihren onto- 
logischen Grundannahmen unhaltbare Konnotationen mit sich, nämlich die 
Gleichsetzung von Struktur mit Notwendigkeit und von Handeln (und Sub- 
jekt) mit Kontingenz. Durch diese Gleichsetzung werden aber nicht nur 
problematische Vorannahmen fixiert, sondern auch die eigentlich interessie- 
renden Fragen ausgeklammert. Nicht nur ist Notwendigkeit im strengen Sinn 
dem Sozialen gerade äußerlich: »Strukturen, d.h. Gesetze gesellschaftlicher 
Praxis, die Wiederholungen steuern« (Scherrer 1995,464), tun dies niemals 
mit Notwendigkeit in dem Sinn, daß soziale Akteure zu ganz bestimmten 
Handlungen gezwungen und insofern in ihrem Handeln determiniert wür- 
den (von einem Verständnis von Strukturen, die als Ermöglichungsbedin- 
gungen für Handeln dienen, hier ganz abgesehen). In Strukturen sind Not- 
wendigkeit und Kontingenz vielmehr immer miteinander verbunden: Das 
Warenverhältnis stellt nur insofern eine Notwendigkeit dar, als es uns die 
Freiheit des Konsumenten gibt; der Staatsbürger ist (in der Demokratie) 
nur insofern auf die Staatsform verpflichtet, als er die Wahl hat; usw. 

Die Existenz von Gesetzen, die nicht noch durch die Selbsteuerung der 
Handelnden vermittelt sind, lehnt Giddens mit guten Gründen ab (Giddens 
1988, 402ff). Deswegen ist auch umgekehrt nicht die Kontingenz des Han- 
delns das Problem, denn diese ist dem Sozialen eben immer inhärent: Bis 
auf vielleicht die Ausnahmesituation der totalen Institution behalten Akteu- 
re immer verschiedene Handlungsmöglichkeiten und die Fähigkeit zur re- 
kursiven Transformation der Handlungsmuster, in denen sie sich bewegen. 
Sie behalten selbst als Teilnehmer institutionalisierter Praxisformen immer 
noch Handlungsoptionen, die weder von einem (sozialwissenschaftlichen) 
Beobachter noch von einem anderen Akteur jemals völlig antizipiert wer- 
den können.’ Das Problem ist also nicht, daß sich auflösende Strukturen 


2 Individuelle Selbstbestimmung als »mißlungene strukturelle Identität« (Laclau, zit. nach 
Scherrer 1995, 465, Herv. i.O.) zu bezeichnen, nivelliert sowohl die Fähigkeit zur Enige- 
gensetzung als auch deren potentielle Einschränkung in der mißlingenden Identität. 

3 Das Problem besteht also darin, Regelmäßigkeiten des sozialen Handelns zu erklären, oh- 
ne auf eine der beiden traditionellen Optionen zurückzugreifen, die von Giddens beide als 
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Kontingenzen hinterlassen. Das Problem ist (in Giddensscher Terminolo- 
gie) die »Dialektik der Herrschaft« innerhalb bestehender Strukturen. Ge- 
nauso wie Strukturen nicht unbedingt Notwendigkeiten darstellen, ist 
Kontingenz nicht mit Selbstbestimmung gegen Formen der Herrschaft 
identisch. Strukturen sind genauso als herrschaftlich geprägte erst zu iden- 
tifizieren und zu analysieren‘, wie umgekehrt aufzuzeigen ist, daß be- 
stimmte Handlungsformen über die in den strukturellen Mustern angeleg- 
ten Handlungsoptionen hinausreichen. Zu zeigen wäre, daß Formen der 
Selbstbestimmung nicht nur die ihnen gewährten Freiheiten (des Konsu- 
menten, des Staatsbürgers, aber auch die kleinen Fluchten des Alltags zur 
Erleichterung der Subalternität) nutzen, sondern auf die Veränderung der 
institutionellen Formen abzielen. 

Auf die Regulationstheorie gewendet heißt dies: Handlungsmöglichkeiten 
entstehen keineswegs erst in der Krise. Abgesehen von den Optionen, die 
selbst stabile Institutionen immer auch enthalten und die immer auch reale 
Freiheitsspielräume sind, können mindestens drei verschiedene darüber- 
hinaus gehende Gestaltungsmöglichkeiten theoretisch unterschieden wer- 
den: Gestaltungsprozesse, die auf die fortwährende Reorganisation institu- 
tioneller Konfigurationen gerichtet sind, ohne daß diese selbst in der Krise 
wären (institutionelles Handeln), von solchen, die die Etablierung neuer 
institutioneller Arrangements angesichts des Versagens oder der Unange- 
messenheit der bestehenden intendieren (transformierendes Handeln) und 
letztlich solchen, die auf die Transformation der den Kapitalismus kenn- 
zeichnenden Strukturprinzipien gerichtet sind (strukturtransformierendes 
Handeln; vgl. zu den Begriffen: Esser/Görg/Hirsch/Sablowski 1994, 220). 
Diese letzte Gestaltungsoption muß keineswegs auf Krisensituationen be- 
schränkt sein. Vielleicht lag darin sogar der entscheidende Fehler der klas- 
sischen Revolutionstheorie, die den »großen Kladderadatsch« und die re- 
volutionäre Überwindung des Kapitalismus immer wenn auch in verschie- 


unzureichend und als ideologieverdächtig kritisiert werden: individualistische Vertrags- 
theorien (wie im Anschluß an Hobbes) vs normativistische Integrationstheorien (a la Par- 
sons). Das nun keineswegs neue Problem besteht dann darin, von einem in und durch 
Institutionen vergesellschaftetem Subjekt auszugehen, das gleichwohl die Fähigkeit zur 
Selbstbestimmung gegen diese Institutionen hat, ohne daß diese Fähigkeit, da hat Scherrer 
(vgl. 1995, 465) völlig recht, in einem vermeintlichen »Wesen« dieses Subjekts garantiert 
ist: Jeder Akteur, das einzelne Individuum wie in noch größerem Maße alle Kollektive, 
sind zunächst gesellschaftlich bestimmt. 

4 Ein keineswegs triviales Problem, denn daran scheitert in letzter Instanz auch Giddens mit 
seiner Ontologisierung der »Dialektik der Herrschaft«. Aufgrund der Vermischung mit 
dem Machtbegriff tendiert diese dazu, verschiedene Ausprägungen von Herrschaft nicht 
mehr konkret unterscheiden zu können (Görg 1994b, 45f). Im Unterschied zu Scherrer 
würde ich auch darauf beharren, daß die Frage nach Selbstbestimmung die Frage nach 
Gründen und Motiven der Handelnden einschließt und daher sowohl theoretisch-metho- 
disch als auch politisch bestimmte Herangehensweisen an diese Motive erforderlich sind. 
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dener Weise verbunden hatte. Wir haben dagegen für diesen letzten Gestal- 
tungsprozeß den Begriff des »radikalen Reformismus« zu entwickeln ver- 
sucht. Auf seine politische wie theoretische Bedeutung wird noch einzuge- 
hen sein. 

Aber die ersten beiden Gestaltungsdimensionen sind, nur weil ihre jeweili- 
ge Reichweite die Strukturprinzipien des Kapitalismus nicht überschreitet, 
deshalb nicht weniger (Re)Strukturierungsprozesse des Institutionensy- 
stems. Eine gewisse Offenheit ist dem sozialen Prozeß aber nicht nur aus 
abstrakten theoretischen Überlegungen zuzugestehen, sondern auch aus der 
Erkenntnis heraus, daß tragende institutionelle Konfigurationen niemals 
statisch sind, selbst als gültige Orientierungsmuster sozialen Kämpfen im- 
mer nur ein kompromißhaft stabilisiertes Terrain vorgeben, das sich gerade 
durch die weiteren Kämpfe entwickelt und damit auch die Kräfteverhält- 
nisse zwischen den verschiedenen Akteuren verändern kann. Trotzdem 
geht mir die Formulierung zu weit, daß die »Entwicklungsrichtung eines 
Akkumulationsregimes ... jederzeit latent offen (ist)« Scherrer 1995, 480). 
»Latent offen« oder »Jederzeit«? Letzteres würde einen Voluntarismus 
darstellen, der nur schwer mit dem oben zitierten Strukturbegriff zusam- 
mengeht. Latent offen sind Akkumulationsregime und Regulationsweisen 
allerdings in mehrfacher Hinsicht: Ihre Entwicklungen sind sozialwissen- 
schaftlich niemals genau zu prognostizieren, sie lassen wohl immer mehre- 
re Optionen ihrer Weiterentwicklung gemäß den Handlungsstrategien der 
Akteure zu (keine Notwendigkeit) und ihre Kohärenz kann durch diese 
Reorganisation beeinträchtigt werden. Ein transformierendes Handeln ist 
nicht erst auf den Ausbruch einer Krise des Institutionensystems verwie- 
sen, sondern kann diese sogar erst aktiv herbeiführen. Nur insofern sind al- 
so Krisen gegenüber stabilen Akkumulationsphasen wirklich »offener«, als 
sie den auch in den stabilen Phasen enthaltenen Widerspruch zwischen 
institutionalisierten Handlungsformen und darüber hinausgehenden Hand- 
lungskompetenzen offenlegen.’ 

Die wechselseitige Subversion von Notwendigkeit und Kontingenz unter- 
läuft aber nicht nur die »Dialektik der Herrschaft«, sie ist, wie Scherrer 
selbst feststellt, auch »zu arm an Bedeutung ..., um die wirklichen sozialen 
Kämpfe und Praxen zu analysieren« (Schiesser, zit. nach Scherrer 1995, 
467). Bezogen auf den Institutionenbegriff gilt dies in einem spezifischen 


5 Ob sie damit auch real die Chance einer weitergehenden Gestaltung sozialer Verhältnisse 
bieten, ist eine andere Frage und nur gemäß den vorhandenen Interessen, Machtverhält- 
nissen und politischen Strategien zu entscheiden (Görg 1994b, 65f). Das heißt z.B. in der 
Bundesrepublik heute ganz konkret: Gestaltung erschöpft sich in der vermeintlichen Exe- 
kution von Sachzwängen der Weltmarktkonkurrenz, also gerade in der Anpassung an 
strukturelle Bedingungen. 
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Sinne. Stärker noch als ihr Beitrag zur Aufklärung der Dialektik des Han- 
delns liegt die Leistung der Giddensschen Sozialtheorie für den Institutio- 
nenbegriff gerade in seiner horizontalen Vielschichtigkeit, die er durch die 
Verknüpfung unterschiedlicher Formen regelgeleiteten (d.h. an gemeinsa- 
men »Tiefencodes« orientiert) und ressourcenorientierten Handelns er- 
reicht. Diese Verknüpfung könnte, würde sie über die Grundlegung bei 
Giddens hinaus fruchtbar gemacht, eine ganze Reihe sozialwissenschaftli- 
cher Finseitigkeiten überwinden helfen. Sie zielt nämlich auf die Verbin- 
dung diskursiver Praxisformen nicht nur mit normativen Elementen, son- 
dern vor allem auf das Verhältnis beider zu ungleich verteilten allokativen 
und autoritativen Ressourcen. Sie vermeidet die Einseitigkeit, angesichts 
der Anerkennung des »Eigensinns des Sozialens« sich auf normative 
und/oder diskursive Synthesisformen zu beschränken und auf die Analyse 
strukturierter Ungleichheit (Klassen) oder aggregierter Macht- und Heır- 
schaftsverhältnisse (Staat) zu verzichten. Institutionen sind dagegen immer 
in der Verbindung dieser Handlungsdimensionen zu analysieren und je 
nach ihrer konkreten Ausprägung zu unterscheiden.” Die Vorteile dieser 
Vorgehensweise wären am konkreten Material, bspw. am Zusammenspiel 
von normativen und diskursiven Elementen mit Machtverhältnissen und 
spezifischen Akkumulationsstrategien im Rahmen bestimmter Manage- 
mentstrategien zu untersuchen. Nach wie vor leiden dementsprechende 
Untersuchungen der Regulationstheorie nämlich am theoretisch unausge- 
wiesenen Verhältnis ökonomischer und im weiteren Sinne sozialer Di- 
mensionen (vgl. schon Mahnkopf 1988). 

Trotz dieser Vorteile, die der Giddenssche Institutionenbegriff für die 
Analyse historischer Phasen mit sich bringt, liegt das eigentliche Problem 
des Vermittlungsbegriffs jedoch auf einer anderen Ebene, die nicht mit der 
»Dialektik der Herrschaft« identisch ist. Würde man bei diesen Analyse- 
ebenen stehenbleiben wären soziale Synthesis und sozialer Wandel aus 
dem Handeln der Akteure heraus vollständig zu erklären. Wie kommt es 
aber, daß die strategische Analyse bei Giddens zur Erklärung geschichtli- 
cher Prozesse nicht ausreicht, so daß wir sie durch eine strukturelle Analy- 
se ergänzen müssen? (Vgl. dazu Görg 1994b, 34ff). Auf diese Notwendig- 
keit verweist auch Scherrer in der Kritik an Sablowski mit Blick auf die 
Eigendynamik konjunktureller Prozesse und auf funktionale Zwänge 
(Scherrer 1995, 461 und 475). Doch darf dieser Hinweis sich nicht mit der 
Existenz dieser Eigendynamik oder dem Bestehen funktionaler Zusam- 


6 Hier kommt die Weberianische Tradition in Giddens zum Vorschein: kapitalistische Öko- 
nomie und Staat ruhen auf kulturellen Bedeutungen auf. Andererseits läßt sich soziale 
Synthesis nicht auf normative oder symbolische Handlungsformen reduzieren, sondern 
hat sich ihnen gegenüber verselbständigt; vgl. unten. 
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menhänge, die den Akteuren gegenüber als mehr oder weniger undurch- 
schaute bzw. unveränderbare Zusammenhänge auftreten, zufrieden geben. 
Zu erklären ist, wie es dazu kommt, daß soziale Zusammenhänge den so- 
zialen Akteuren als funktionale Zusammenhänge entgegentreten; wie es zu 
verstehen ist, daß diese Verhältnisse ihrem Handeln partiell entzogen sind 
und diesem als fremde und undurchschaubare Mächte erscheinen - obwohl 
die Akteure sie doch in ihrem Handeln reproduzieren. Das Vermittlungs- 
problem läßt sich daher so formulieren: Was sind die Merkmale sozialer 
Verhältnisse, die diese Verselbständigung aus dem Handeln heraus und 
ihm entgegengesetzt erklärbar machen können? An dieser Stelle treten die 
Grenzen der Handlungstheorie zum Vorschein, die allerdings nicht einfach 
konstatiert noch unter Verweis auf die Komplexität moderner Gesellschaf- 
ten sozialontologisch naturalisiert werden sollen, sondern die mit dem Be- 
griff der sozialen Form bearbeiten werden können. 


2. Antagonistische Vergesellschaftung und soziale Form 


Im Kern des Vermittlungsproblems steht also die Frage, wie es zu erklären 
ist, daß sich spezifische soziale Verhältnisse gegen die in ihnen handelnden 
Akteure verselbständigen, obwohl ihre Reproduktion vom Handeln eben 
dieser Akteure in gewisser Weise abhängig ist. »In gewisser Weise« heißt 
dabei zunächst: Es bestehen funktionale Zusammenhänge (bspw. im Sinne 
von Reproduktionskreisläufen), die nicht reflexiv gesteuert, wohl aber erst 
durch das kompetente soziale Handeln der Akteure hindurch aufrecht er- 
halten werden.’ Das Vermittlungsproblem ist damit kein Problem logischer 
Übergänge (Scherrer 1995, 469), sondern zielt auf die zentrale Aussage der 
Regulationstheorie, daß sich kapitalistische Verhältnisse nur durch institu- 
tionelle Formen hindurch stabilisieren können, daß es funktionale Zwänge 
gibt, die aber stabilisiert werden müssen. Damit steht aber der Status der 
Werttheorie zur Debatte - und ebenfalls unterschiedliche Rezeptionsweisen 
der Marxschen Theorie. 

Die Probleme, die sich durch die unterschiedlichen Weisen der theoreti- 
schen Aneignung der Marxschen Theorie stellen, sind nicht zu unterschät- 
zen und an dieser Stelle auch nicht zu bewältigen. Die zentrale Frage ist 


7 In dieser Formulierung sind gravierende methodologische und »sozialontologische« Pro- 
bleme versteckt, die an dieser Stelle weder ausgebreitet noch gelöst werden können. In 
der Tat ist hier das Problem der Privilegierung eines spezifischen theoretischen Zugangs 
zur Erkenntnis dieser Zusammenhänge und seiner Unterscheidung vom »common sense« 
(Giddens) der Alltagsakteure angelegt. Hier gibt es schr unterschiedliche Antwortstrategi- 
en, die sich heute vor allem an der Frage reiben, ob nicht diese Unterscheidung selbst das 
Problem sei und wissenschaftskritisch destruiert/dekonstruiert werden müsse. Im folgen- 
den wird eine Lösung anvisieıt, die dieses Problem dagegen zur Grundlage des kritischen 
Potentials der Theorie macht (ähnlich auch Giddens 1988, 405ff). 
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dabei der Umgang mit dem »Althusserschen Erbe« (Lipietz), wobei diese 
Diskussion durch die neuerliche Althusser-Rezeption, die ganz andere 
Schwerpunkte setzt als die Diskussion in den 70er Jahren, noch zusätzlich 
verkompliziert wird. Bekanntermaßen scheiden sich aber am Status der 
Wertformanalyse, d.h. der Marxschen Begründungsstrategie für die Wert- 
theorie, auch die von ihm inspirierten Geister. Für die einen ist sie hege- 
lianisierender metaphysischer Unfug, für die anderen der Kern der 
Marxschen Ökonomiekritik überhaupt. Dieser Streit kann hier weder ge- 
schlichtet noch einfach umgangen werden. Da unsere Rekonstruktion der 
gesellschaftstheoretischen Grundlagen der Regulationstheorie auf der 
Marxschen Formanalyse aufbaut, müssen wenigstens einige Hauptpunkte 
der Kontroverse kurz resümmiert werden. 

Es ist keineswegs so, daß die Werttheorie auf restriktiven Modellannahmen 
beruht, die an der komplexen Wirklichkeit scheitern (so Scherrer 1995, 
468), weil sie das »Modell des reinen Kapitalismus« (ebd. 469) ausmale. 
Scherrer unterschlägt hier einfach die Differenz zwischen »bürgerlicher« 
Ökonomietheorie und Marxscher Kritik, die nämlich gerade auf die Be- 
gründung der Kategorien abzielt. Und er ignoriert dabei eben das Kern- 
stück der Kritik der politischen Ökonomie, die Wertformanalyse. In dieser 
wird von Marx kein idealisiertes Modell sozialer Tauschprozesse entwor- 
fen, sondern im Gegenteil die sozialen Implikationen diskutiert, auf die die 
basalen ökonomischen Kategorien von Wert und Preis ihrerseits erst auf- 
ruhen. Diese werden aber von der klassischen wie neoklassischen Öko- 
nomie immer vorausgesetzt, ohne daß in ihrem kategorialen Rahmen je- 
mals eine Klärung dieser Voraussetzungen erfolgt wäre (Backhaus 1996). 
Der entscheidende Vorteil der Werttheorie liegt also gerade darin, daß sie 
die Abstraktionen, die die ökonomischen Kategorien der Nationalökono- 
mie beinhalten, als soziale Prozesse verstehbar macht. Inhaltlich zeigt die 
Formanalyse dabei auf, daß spezifische Widersprüche und Antagonismen 
der formalen Einheit des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses schon 
immanent sind, daß dieser also keineswegs auf funktionalen Erfordernissen 
geseilschaftlicher Synthesis beruht, sondern vielmehr ein Klassen- und 
Ausbeutungsverhältnis einschließt und in sich von einer grundlegenden Ir- 
rationalität und Krisenhaftigkeit durchzogen ist (Görg 1994c). 

In der Kritik von Scherrer werden diese Grundaussagen der Werttheorie 
dagegen mehr oder weniger explizit negiert: Weder die Existenz eines so- 
zialen Antagonismus noch ein Widerspruch im gesellschaftlichen Charak- 
ter der Warenproduktion wird von ihm unter Berufung auf Laclau gelten 
gelassen (Scherrer 1995, 472). Trotzdem will er am Ende doch die Form- 
analyse verteidigen, die geeignet sei, »auf bestimmte funktionale Zusam- 
menhänge bzw. Inkompatibilitäten aufmerksam (zu) machen.« (ebd. 479). 
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Nun sind in der Tat Widersprüche und Antagonismen nicht identisch mit 
Konflikten auf der Handlungsebene. Aber die von Scherrer vorgenommene 
Reduktion der Formanalyse unterschlägt gerade deren Pointe, daß nicht 
nur funktionale Zusammenhänge benannt, sondern deren Einbettung in wie 
umgekehrt ihre Verselbständigung von sozialen Verhältnissen erklärt wer- 
den soll. In diesem Erklärungsanspruch unterscheidet sie sich von Ansät- 
zen zu einer institutionalistischen Ökonomie, die wie Polanyi die gleiche 
Widersprüchlichkeit zwei gegensätzlichen Organisationsprinzipien zu- 
spricht (Polanyi 1977, 172). Verselbständigung ist bei Marx eben nicht wie 
bei Polanyi Ergebnis des selbstregulierenden Marktes, von dessen selbst- 
und gesellschaftsdestruktivem Charakter dieser überzeugt war (ebd. 103). 
Insofern ist die »Hochzeit von Marxismus und Institutionalismus« (Elam 
1994) nicht ganz so unproblematisch. Statt von Selbstregulierung wäre von 
den sozialen Implikationen zu sprechen, auf denen die sozialen Formen ge- 
rade aufbauen: Die Arbeitskraft ist eben nicht nur eine unechte Ware, wie 
dies Polanyi in kritischer Absicht betont. Diese Eigenschaft (bzw. die Dif- 
ferenz zwischen Arbeiter und Arbeitskraft) ist vielmehr gerade die Voraus- 
setzung dafür, daß sie als Quelle des Mehrwerts dient. Insofern stellt das 
Lohnverhältnis auch eines der zentralen Strukturprinzipien kapitalistischer 
Vergesellschaftung dar, daß bei aller institutionellen Ausformung auch re- 
produziert werden »muß«: Ohne es gibt es weder Kapital noch Akkumula- 
tion. Trotzdem machen die regulationstheoretischen Arbeiten gerade auch 
deutlich, daß seine institutionelle Einbettung nicht nur neue Möglicheiten 
der Kapitalverwertung eröffnet hat (Komsumgütermarkt), sondern auch 
der selbstdestruktive Mechanismus nur in modifizierter Form gilt. Nur als 
nichtkorrigierter würde auch nach Polanyi der Marktmeachismus »zur 
Zerstörung der Gesellschaft führen.« (Polanyi 100) Solange aber diese 
Korrektur durch die institutionelle Einbettung gegeben ist, verlagert sich 
das Problem auf die Frage, wie sich der Widerspruch zwischen Einbettung 
und Verselbständigung historisch entwickelt. Ein konkretes Beispiel wäre 
heute die Rolle neoliberaler Politikmodelle, die sich für die ungehinderte 
Freisetzung dieses zerstörerischen Organisationsprinzips einsetzen und in- 
sofern auch nicht zu stabilen Regulationsweisen führen (Hirsch 1995). 

Im Begriff der sozialen Form ist also ein entscheidender Gegensatz zu in- 
stitutionalistischen Ansätzen angelegt, der mit dem Begriff des strukturel- 
len Widerspruchs zusammenhängt. Wir hatten im Anschluß an Giddens 
hervorgehoben, daß Widersprüche nicht nur Dysfunktionalitäten in einem 
Reproduktionszusammenhang sind, sondern eine spezifische Relation we- 
sentlicher struktureller Merkmale dieses Zusammenhangs beinhalten: einen 
Gegensatz von Strukturprinzipien, in dem deren wechselseitiger Ausschluß 
und ihre Verwiesenheit aufeinander gerade zusammengehören (Görg 
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1994b, 53). Giddens (1981, 233) nennt als Beispiel für seinen Wider- 
spruchsbegriff den Widerspruch zwischen privater Aneignung und dem ge- 
sellschaftlichem Charakter der Produktion. Entscheidend ist nun, hier stär- 
ker als Giddens selbst auf die Form zu verweisen, in dem dieser Wider- 
spruch erscheint, nämlich eben auf die Wertform und den in sie eingehen- 
den Widerspruch von Gebrauchswert und Tauschwert. Die Wertformana- 
Iyse ermöglicht es nämlich, die Nicht-Einheitlichkeit eines Gesamtzusam- 
menhangs gesellschaftlicher Einheit zu denken. Deutlicher als bei Marx 
wäre zudem der »Widerspruch der bürgerlichen Konstitution« und die 
Staatsform zu berücksichtigen, die eben nicht ein aus ökonomischen Ver- 
hältnissen abgeleiteter sondern ein die grundlegenden sozialen Verhältnis- 
se konstitutiv prägender Widerspruch darstellt (Hirsch 1994). 

Der Wert stellt die innere Einheit eines Reproduktionsprozesses dar, der 
von den Akteuren nicht reflexiv gesteuert wird, der sich aber nicht wirklich 
selbst reproduzieren kann, sondern auf die handelnden Akteure gerade an- 
gewiesen bleibt. Gegen Marx Annahme ist nämlich nicht einfach davon 
auszugehen, daß die Bereitschaft der Akteure, als »Hüter« die Waren zu 
Markte zu tragen (MEW 23, 99) und als »Charaktermasken« (ebd., 100) 
der ökonomischen Verhältnisse zu fungieren, historisch einfach unterstellt 
werden kann. Vielmehr ist in den kapitalistischen Reproduktionsbedingun- 
gen strukturell ein Widerspruch angelegt, der für den Prozeß der Verselb- 
ständigung grundlegend ist. Mit dem Begriff der Wertform (und den ihr 
korrespondierenden Begriffen von Geld und Kapital) wird von Marx eine 
Synthesisform paradigmatisch analysiert, die nicht eine universelle Ver- 
dinglichung aller sozialen Verhältnisse unterstellt, sondern diesen Prozeß 
der Verselbständigung erfaßt. Soziale Formen machen strukturelle Wider- 
sprüche prozessierbar, sind die Bewegungs»form« dieser Widersprüche, 
stehen aber selbst wieder im Widerspruch zu den sozialen Voraussetzun- 
gen auf der Handlungsseite, auf denen ihre eigenen Funktionsgesetzlich- 
keiten aufbauen. Deswegen geht es beim Formbegriff auch nicht um einen 
ideologiekritischen Generalverdacht gegenüber dem Alltagswissen sozialer 
Akteure, selbst wenn er fetischisierte Verhältnisse auf den Begriff bringt. 
Und genausowenig kann an dem zuweilen formulierten Anspruch festge- 
halten werden, Gesellschaft als expressive Totalität aus einem »Kern«, der 
Waren- und Wertform abzuleiten, d.h. die Komplexität des historisch- 
gesellschaftlichen Prozesses auf diesen Kern kausal zurückzuführen (vgl. 
Ritsert 1973). Die Annahme einer linearen Entfaltung eines »Kerns« kapi- 
talistischer Vergesellschaftung ist unserer Ansicht nach nicht haltbar - we- 
der negativ (Zusammenbruch oder universale Verdinglichung) noch positiv 
(endgültige reformistische Bändigung und Transformation). Zentral ist die 
in der Regulationstheorie erforschte Einheit von Kontinuität und Diskonti- 
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nuität, allerdings als Einheit von Reproduktion und Regulation. Regulation 
ist, wie oben beim Lohnverhältnis angedeutet, immer auch Reproduktion 
strukturell verankerter Positionen und daraus sich ergebender (Geld- oder 
Macht-)Ressourcen im Rahmen kapitalistischer Verhältnisse, und deren 
Reproduktion schließt immer eine institutionelle Regulation ein. 


3. Gesellschaft als Totalität 


Auch wenn die Ausführungen zum Begriff der sozialen Form den Charme 
einer etwas verknöcherten Marxschen Orthodoxie ausstrahlen dürften - mit 
ihnen soll keineswegs der Eindruck erweckt werden, in der Marxschen 
Theorie liege die Lösung der uns beschäftigenden Probleme schon vorge- 
zeichnet und müsse nur neu entdeckt werden. Der Formbegriff kann ledig- 
lich an einer präzisen Stelle gegenüber konkurrierenden gesellschaftstheo- 
retischen Ansätzen neue (alte) Akzente setzen und dabei spezifische Vor- 
teile geltend machen. Wo heute die Alternative unausweichlich scheint, 
entweder auf gesellschaftstheoretische Fragestellungen zu verzichten oder 
zu systemtheoretischen Denkweisen Zuflucht zu nehmen, bietet er die 
Möglichkeit, an den Intentionen einer kritischen Gesellschaftstheorie fest- 
zuhalten. Wenn Gesellschaftstheorie ganz allgemein gesagt der Versuch 
ist, einen Zusammenhang herzustellen, in den einzeine Entwicklungen ein- 
gelassen sind, dann ist heute durchaus strittig, ob dies noch eine sinnvolle 
Perspektive ist. Christoph Scherrer (1995, 479) jedenfalls glaubt, auf diese 
Perspektive und insbesondere auch auf die darin eingeschlossene staats- 
theoretische Fundierung verzichten zu können. Gegen diesen Verzicht 
sollen zwei Argumente geltend gemacht werden: (1) Allein auf gesell- 
schaftstheoretischer Ebene kann die oben angedeutete Grundproblematik 
der Regulationstheorie, die Einheit von Reproduktion und Regulation zu 
denken, wenn nicht wirklich gelöst so jedoch einem Verständnis näher ge- 
bracht werden. (2) Werden Akkumulationsprozesse unter Ausblendung ih- 
rer gesellschaftlichen (nicht-ökonomischen) Voraussetzungen analysiert 
(so verstehe ich die Intention von Scherrer), dann wird der Schein der 
Selbstgenügsamkeit und Alternativlosigkeit dieser Prozesse theoretisch 
noch verstärkt, während es darauf ankäme, ihre herrschaftliche Verfaßtheit 
und ihre strukturelle Veränderbarkeit theoretisch aufzuzeigen. 

(1) Die Grundproblematik der Reglationstheorie läßt sich auf sehr ver- 
schiedene Weise beschreiben. Hier wurde vor allem herausgesiellt, daß die 
Regulation in spezifischen institutionellen Formen (Embeddedness) zu- 
mindest bislang gleichzeitig eine Reproduktion struktureller Merkmale 
kapitalistischer Verhältnisse impliziert (soziale Formen). In Erscheinung 
tritt dieses Problem bei der Untersuchung des Übergangs zwischen zwei 
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geschichtlichen Phasen. Hier spielen zwei Sachverhalte herein, die beide 
für sich relativ unstrittig, deren genaueres Verständnis nach wie vor aller- 
dings unklar ist. Denn ein Übergang ist genauso ein Ergebnis sozialer 
Kämpfe wie die jeweils neue institutionelle Konfiguration in der Formulie- 
rung von Lipietz eine historische »Fundsache« ist. Ausgespart bleibt in 
dieser Lösung allerdings die Frage, warum denn die »Fundsache« be- 
stimmte Verhältnisse eben auch reproduziert. Hier scheinen zwei Strategi- 
en des Umgangs mit diesem Problem vorzuherrschen: Entweder die Aus- 
klammerung oder die Leugnung des Problems. Ausgeklammert wird das 
Problem bei Scherrer (1995, 480), der die Fortdauer der »Hegemonial- 
struktur kapitalistischer Gesellschaften als gegeben voraussetzt.« Diese 
Voraussetzung ist aber hochgradig erklärungsbedürftig. Konsequenter sind 
dagegen die Strategien der Leugnung, die die »Fundsachen« allein als Er- 
gebnis einer hegemonialen Stabilisierung ohne Berücksichtung eigenstän- 
diger struktureller Komponenten erklären wollen (vgl. Krebs/Sablowski 
1992, Sablowski 1994). Hier stellt sich dann das oben diskutierte Problem, 
ob auf funktionale Zusammenhänge und konjunkturelle Verlaufsgesetz- 
lichkeiten als Erklärungsmomente verzichtet werden kann. 

Es lohnt sich, hier nochmals kurz auf die theoriegeschichtlichen Voraus- 
setzungen der Formulierung von Lipietz einzugehen. Denn diese hat ihre 
Wurzeln in der Schwierigkeit des strukturalen Marxismus von Althusser 
gesellschaftliche Veränderung zu denken. Wie Lipietz herausgearbeitet hat, 
sind es gerade die mit dem Gedanken an geschichtliche Veränderungen 
verbundenen Elemente des Widerspruchs und des Subjekts, in denen sich 
die Regulationstheoretiker als »Rebellensöhne« Althussers von diesem 
unterscheiden (Lipietz 1992). Die Formulierung des »glücklichen Fundes« 
wird jedoch von Lipietz gerade aus einem Theoriefragment Althussers ab- 
geleitet: aus der Theorie der Übergänge (ebd., 28ff). Hier aber steckt der 
Kern des Problems: Denn wenn alle Elemente einer Regulationsweise in 
ihrem konkreten Zusammenspiel relational bestimmt sind, dann wird der 
Übergang zwischen zwei in dieser Weise bestimmten Phasen zur »black 
box«. Anders ausgedrückt: Um die historische Diskontinuität wirklich er- 
klären zu können, müßte nicht nur die Althussersche Ontologie, sondern 
ebenso seine Methodologie aufgeben werden (anders dagegen Lipietz, ebd. 
41; vgl. dazu Görg 1994a, bes. 22ff). 

Wir hatten das hier ungelöste Problem im Anschluß an Giddens mit dem 
Begriff des »strukturellen Zwangs« zu bearbeiten und die dabei auftreten- 
den methodologischen und inhaltlichen Folgeprobleme zu bestimmen ver- 
sucht (vgl. Görg 1994b, 61ff). Dabei ist nicht unterstellt, daß kapitalisti- 
sche Strukturprinzipien die Ausgestaltung einer neuen Phase vollständig 
determinieren, was nach dem oben gesagten ausgeschlossen ist. Vielmehr 
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üben sie einen Zwang insoweit aus, als spezifische Verhältnisse einerseits 
in die routinisierte Praxis der Akteure eingewandert sind, also diese Ge- 
wohnheiten immanent strukturieren und damit bestimmte Handlungsfor- 
men (z.B. utilitaristische Handlungsmuster gegenüber anderen) privilegie- 
ren. Andererseits stehen sie als »geronnene Geschichte« den Akteuren ge- 
genüber: nicht nur in Form angehäufter Machtressourcen oder in Form von 
Kapital, sondern auch in den strukturellen Formen sozialer Reproduktion. 
Einen strukturellen Zwang üben sie dabei insofern aus, als sie nicht nur di- 
rekt Handlungsoptionen eröffnen bzw. verschließen, sondern darüber hin- 
aus die rekursiven Handlungskompetenzen der Akteure einschränken. Ein 
struktureller Zwang liegt also im Zusammenspiel der beiden Aspekte be- 
gründet: Daß bestimmte Handlungsformen strukturell verankerten Macht- 
verhältnissen dienen. Warum also bestimmte Handlungsformen sich durch- 
halten oder verfestigen, ist nicht im Rückgriff auf die unmittelbaren Stra- 
tegien allein zu beantworten, sondern es bedarf dazu des Blicks auf die 
Strukturprinzipien. Warum bspw. trotz aller fehlgeschlagenen Erfahrungen 
dieses Jahrhunderts grundsätzliche gesellschaftliche Änderungen immer 
noch vom Staat erwartet werden, das läßt sich erst mit Hilfe eines »Staats- 
fetischs« (J.Hirsch) erklären, der seinen Grund in der Staatsform hat. 

(2) Diese Bemerkungen sind noch nicht ausreichend, um eine »Theorie der 
Übergänge« auf andere Gundlagen zu stellen. Vielmehr soll gezeigt wer- 
den, daß die Einsichten der Regulationstheorie nur bewahrt werden kön- 
nen, wenn das Vermittlungsproblem im Sinne einer Verhältnisbestimmung 
von strukturellen Zwang und rekursiver Selbsteuerung des Handeln ernst 
genommen wird. Dieses Verhältnis ist unter kapitalistischen Bedingungen 
aufgrund der spezifischen sozialen Formen ein widersprüchliches Ver- 
hältnis, das nun allerdings in empirisch sehr unterschiedlichen Ausdrucks- 
formen erscheinen kann. Aufgabe einer kritischen Gesellschaftstheorie wä- 
re es, diese Widersprüchlichkeit sozialer Verhältnisse zu bearbeiten, was 
zweierlei meint: In der Tradition dialektischer Gesellschaftstheorie, insbe- 
sondere im Anschluß an Adorno (1979, 9ff), bezeichnet der Gesellschafts- 
begriff einerseits einen Funktionszusammenhang, der den sozialen Akteu- 
ren als außer ihnen liegender Zwangsmechanismus erscheint. Andererseits 
sollte in der Kritik dieser Zusammenhang in der Weise »auf den Begriff 
gebracht werden«, daß seine vermeintliche Funktionalität destruiert, d.h. 
sein Herrschaftscharakter und seine Veränderbarkeit sichtbar wird. In die- 
se Kontruktion ist eine Differenz zwischen Funktionszusammenhang einer- 
seits und Funktionalität bestimmter Einzelprozesse andererseits eingelas- 
sen, die weiter herauszuarbeiten wäre. 

Der kritische Sinn des Gesellschaftsbegiffs liegt dann in der Destruktion 
der vermeintlichen Funktionalität eines Zusammenhang, der sich gleich- 
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wohl repressiv zur Geltung bringt. Die Repressivität des Zusammenhangs, 
unabhängig von weiteren spezifischen Herrschaftsverhältnissen, ist gerade 
in der Einschränkung der Handlungskompetenzen sozialer Akteure ange- 
legt. Ohne diese Einschränkung ließe sich die vermeintliche Funktionalität 
kaum von der systemtheoretischen Denkfigur unterscheiden, daß die mo- 
dernen Gesellschaften zur Bearbeitung ihrer gestiegenen Komplexität 
funktionale Subsysteme der Kleinarbeitung dieser Komplexität entwickelt 
hätten - eine Denkweise, die die Verselbständigung gesellschaftlicher Zu- 
sammenhänge den Akteuren gegenüber zum Merkmal der Moderne natu- 
ralisiert. 

Wird in der Systemtheorie unterschiedlicher Spielarten der herrschaftliche 
Charakter des sozialen Prozesses unterschlagen, dann gibt es allerdings auf 
der Gegenseite auch den umgekehrten Versuch, noch die Destruktion des 
vermeintlich funktionalen Zusammenhangs ideologietheoretisch zu unter- 
laufen. Denn wenn, wie dies Alex Demirovic in seiner Rekonstruktion der 
Regulationstheorie unternimmt, noch die Begrifflichkeiten, mit denen so- 
ziale Prozesse analysiert werden, selbst als Teil des regulativen Gesamtzu- 
sammenhangs interpretiert werden, dann löst sich in der permanent verän- 
dernden Praxis sozialer Auseinandersetzungen auch das Geheimnis auf, 
das seiner Ansicht nach »die Regulationisten ständig lüften wollen, was 
nämlich die antagonistische Gesellschaft eigentlich zusammenhält.« (De- 
mirovic 1992, 153) In dieser Strategie sind es die kompetenten Akteure, 
die die sozialen Verhältnisse willentlich und wissentlich reproduzieren. 
Anders als Scherrer würde ich dahinter nicht per se den Voluntarismus 
wittern (Scherrer 1995, 476), denn die sozialen Entwicklungen ergeben 
sich auch hier erst im Zusammenspiel vieler Akteure, von denen niemand 
nach belieben den Gang der Dinge bestimmen kann. 

Das Problem liegt vielmehr im genauen Verständnis der Kompetenz, die 
im Handeln zum Ausdruck kommt. Ohne Frage sind wir kompetente Ak- 
teure unseres Alltagsleben in dem Sinne, daß wir (in der Regel) wissen, 
was wir tun, und dies auch im Prinzip wenigstens wollen. Die Frage ist 
aber, ob wir die Funktionsweise kapitalistischer Vergesellschaftung da- 
durch verstehen lernen, daß wir diese Handlungen und die ihnen zugrun- 
deliegenden Motive und Absichten analysieren. Demirovic möchte den bei 
Gramsci angelegten, aber durchaus bei Adorno in Ansätzen vorhandenen 
kritischen Grundgedanken radikalisieren, daß soziale Verhältnisse immer 
diskursiv oder geistig vermittelt sind und durch die bewußte Praxis der 
Akteure hindurch reproduziert werden. Gegen Scherrer enthält sie den kri- 
tischen Grundgedanken, sich nicht mit der vermeintlichen Funktionalität 
sozialer Verhältnisse (oder der Sozialontologie der wechselseitigen Sub- 
version von Notwendigkeit und Kontingenz) zufrieden zu geben, sondern 


Plädoyer für Gesellschaftstheorie 641 


die Interpretation der Verhältnisse auf ihre Veränderbarkeit hin anzulegen 
und die Akteure insoweit als kompetente Akteure auch (im Doppelsinn) 
einzusetzen. Doch anders als Demirovic beharre ich in der Tat darauf, daß 
sich »kapitalistische Verhältnisse ... vom Konsens und den Alltagsgewohn- 
heiten der Individuen« (Demirovic 1992, 148) abgelöst haben und im 
Rückgriff auf diese Gewohnheiten nicht zureichend verstanden werden 
können. 

Die Orientierung an kompetenten Akteuren muß ergänzt werden durch die 
Berücksichtgung struktureller Zwänge, die in den sozialen Formen ange- 
legt sind. Allerdings darf in der Tat dabei nicht der kritische Grundgehalt 
verloren gehen. Dies läßt sich abschließend an einem Beispiel demonstrie- 
ren: an den Veränderungen des Nationalstaats im Rahmen kapitalistischer 
Globalisierung. Ohne Zweifel ist der Verweis vieler Konzerne, z.B. der 
Automobilindustrie, auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit und die 
Konkurrenzfähigkeit am »Standort Deutschland« (auch) ein strategisches 
Argument, mit dem in sozialen Auseinandersetzungen Druck gemacht 
werden soll. Insofern wäre es in der Tat fatal, hier pauschal in vermeintli- 
chem Realismus strukturelle ökonomische Zwänge in Anschlag zu bringen 
und dadurch die scheinbare Alternativlosigkeit des »Sachzwangs Welt- 
markt« noch ideologisch zu überhöhen. Dessen Logik setzt sich in der Tat 
erst mit Hilfe eben der bewußten Strategien konkurrierender ökonomischer 
Akteure durch. Trotzdem sind sie angesichts der Krisensituation nur zum 
Teil als kompetente Akteure anzusehen. Vielmehr haben diese Strategien 
sehr viel mit den Veränderungen des Nationalstaats und der auf ihn bezo- 
genen Form politischer Regulierung zu tun. Ohne seine Aushöhlung und 
die Transformation zum nationalen Wettbewerbsstaat (Hirsch 1995), d.h. 
ohne die Veränderung im strukturellen Terrain, auf dem sich diese Strate- 
gien bewegen, und das sie dadurch z.T. auch transformieren, lassen sich 
gesellschaftliche Entwicklungen nicht erklären. Und trotzdem unterschei- 
den sich kritische von realistischen Erklärungsvarianten, insofern diese die 
Entwicklungen noch affırmativ verdoppeln (Röttger 1995). 

Mit dem Verweis auf soziale Formen und strukturelle Zwänge soll also der 
vermeintlichen Selbstgenügsamkeit ökonomischer Erklärungsstrategien 
genauso entgegengearbeitet werden wie der vermeintlichen Unabhängig- 
keit funktionaler Zusammenhänge von den handelnden Akteuren. Beide 
Aspekte verbindet der Begriff des »radikalen Reformismus«: Daß soziale 
Formen weder gänzlich unabhängig sind von den Handlungskapazitäten 
kompetenter Akteure wie diese historisch erst gegen die Dominanz struktu- 
reller Zwänge freigesetzt werden müssten. Das Verhältnis beider Dimen- 
sionen läßt sich so selbst als Widerspruch analysieren - und analysieren 
heißt hier: gerade nicht auf eine der beiden Seiten auflösen. Wenn für die- 
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sen Zusammenhang in der Tradition dialektischer Gesellschaftstheorie der 
Begriff der Totalität verwendet wird, dann ist diese Einschränkung ent- 
scheidend.“ Totalität ist in diesem Sinne nach Adorno »eine Kategorie der 
Vermittlung« (Adorno 1979, 549). Die Funktionalität des geseilschaftli- 
chen Zusammenhangs ist gerade nicht auf geseilschaftliche Strukturprin- 
zipien reduzierbar, sondern ist als Widerspruch in kritischer Absicht, d.h. 
mit dem Ziel des Aufzeigens der Veränderbarkeit der Verhältnisse, auf den 
Begriff zu bringen. Schon Adorno war klar, daß in der kapitalistischen Ge- 
sellschaft nicht alles aus einem Prinzip zu deduzieren ist, sondern daß es 
ergänzend zur Verselbständigung ihrer Formen auch der relativen Seib- 
ständigkeit »ungezählte(r) nicht-kapitalistischer Enklaven« (ebd.) bedarf, 
deren Selbständigkeit heute aber von einer nicht-ständisch und nicht- 
hierarchisch stratifizierten Geselischaftsform gerade auch ermöglicht wird. 
Gerade deswegen beharrt er auf dem Begriff der Totalität: 

»Selbst jene Enklaven, die ungleichzeitigen Sozialgebilde, Favoriten einer Soziologie, die des 
Begriffs der Gesellschaft gleichwie eines allzu spektakulären Philosophems sich entledigen 
möchten, werden, was sie sind, nicht an sich, sondern erst in der Relation zu der herrschenden 
Totale, von der sie abweichen. Das dürfte in der heute beliebtesten soziologischen Konzepti- 
on, der der middle range theory, arg unterschätzt sein.« (ebd. 550) 

Obwohl sich die Erwartungen nicht mehr zentral auf ungleichzeitige Phä- 
nome konzentrieren, sondern auf soziale Kämpfe und den relativen Eigen- 
sinn sozialer Prozesse, und der Anspruch einer »Theorie mittlerer Reich- 
weite«, auf den sich die Regulationisten oft zurückziehen, zunächst einmal 
historisch gemeint ist, trifft dieses Zitat das Problem ziemlich genau: Der 
relative Eigenwert der verschiedenen Phasen des Kapitalismus, die Bedeu- 
tung institutioneller Konfigurationen für deren Ausgestaltung und die Rolle 
kompetenten Handelns in diesen Gestaltungsprozessen kann erst dann 
richtig verstanden werden, wenn die Vermittlungen freigelegt und der To- 
talitätsbezug entfaltet werden kann. 
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